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Zusammenfassung 

 

Zusammenfassung 

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2045 Treibhausgasneutralität zu erreichen. 

Bis 2030 sollen die Emissionen in Deutschland um 65 % gegenüber 1990 sinken.1 Dafür müs-

sen alle Gemeinden, Städte und Landkreise ihren Teil dazu beitragen. Das Land Niedersach-

sen strebt die Klimaneutralität bis 2040 an.2 Die Region Hannover will bereits im Jahr 2035 

Klimaneutralität erreichen.3 

Mit der Beauftragung der integrierten energetischen Quartierskonzepte für die Stadtteile Alt-

Laatzen, Ingeln-Oesselse, Laatzen-Mitte und Rethen geht die Stadt einen weiteren Schritt in 

Richtung Energiewende. Zielsetzung ist es, die Energieeffizienz von Gebäuden und Infrastruk-

tur zu steigern sowie die örtliche Energieversorgung (Wärme, Strom und Mobilität) sicherzu-

stellen. Dies soll möglichst unter weitgehendem Einsatz regenerativer Energieträger gesche-

hen. 

Zielvorgaben für das Konzept waren, funktionale, städtebauliche, energetische, verkehrliche 

und klimagerechte Potenziale zu identifizieren und darauf aufbauend Maßnahmen zu entwi-

ckeln. Konkret wurden Potenziale zur Reduktion von Treibhausgasen (THG), zur Erhöhung der 

Energieeffizienz, zum Ausbau erneuerbarer Energien und zur Verringerung des Primär- und 

Endenergiebedarfs im Quartier ermittelt. Auf dieser Grundlage aufbauend konnten anschlie-

ßend, unter maßgeblicher Beteiligung von Verwaltung, Fachakteur*innen und Bürger*innen, 

in einem partizipativen Prozess konkrete Handlungsvorschläge und Maßnahmen zur Verbes-

serung der Wirtschaftlichkeit und Effizienz im Bereich Infrastruktur sowie Gebäudeversor-

gung und -sanierung entwickelt werden. Damit sollte eine Grundlage für kommunalpolitische 

Weichenstellungen zugunsten einer zukunftsfähigen Wärmeversorgung im Quartier geschaf-

fen werden. 

Die Konzepterstellung erfolgte durch die enercity AG, die auf Basis einer Ausschreibung durch 

die Stadt Laatzen beauftragt wurde. Als Nachunternehmer wurde die EnergyEffizienz GmbH 

für die Bearbeitung der Themenbereiche Verkehr, Klimaanpassung und Akteursbeteiligung 

einbezogen. Die Projektbearbeitung erfolgte in enger Zusammenarbeit mit der Stadt. 

Als zentrale Ergebnisse des Konzepts, resultierend aus einer energetischen, städtebaulichen 

und funktionalen Ausgangsanalyse, einer Energie- und THG-Bilanzierung, Potenzialanalysen 

und Bildung räumlicher Schwerpunktbereiche sowie diversen Akteursveranstaltungen, kön-

nen folgende Punkte hervorgehoben werden: 

• Das Konzept zeigt, dass die wesentlichen technischen Hebel zur Emissionsminderung 

in einer Abkehr von Gas- sowie Ölheizungen und einem gezielten Wechsel hin zu Wär-

mepumpen, Wärmenetzen und dem Zubau von Photovoltaik (PV) liegen. 

 
1 Umweltbundesamt (2025a) 
2 Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz (2025b) 
3 Region Hannover (2025b) 
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• Durch Hüllsanierung bei den Gebäuden im Quartier kann der Wärmebedarf um 8 % 

gesenkt werden. Der schnellste Weg zur Reduktion von THG liegt aber in der Abkehr 

von Gasheizungen und im Einsatz von Wärmepumpen sowie Wärmenetzen. Besonders 

große Potenziale sind bei der dezentralen Versorgung bei Luft- oder Sole-Wärmepum-

pen vorhanden. Die bisherige Solarstromerzeugung kann auf ca. 32,8 GWh jährlich 

ausgebaut werden und damit 65 % des Strombedarfs für Raumwärme, Elektromobili-

tät und Haushaltsstrom decken. 

• Durch sinkende Wärmebedarfe und effektivere Heizsysteme fallen die Emissionen für 

die Bereitstellung von Raumwärme und Warmwasser bis zum Zieljahr 2040 auf null 

Tonnen CO2-Äquivalent. 

• Eine klima- und umweltgerechte Mobilität bietet noch viele Potenziale und ist ein wei-

terer Baustein in Richtung des angestrebten klimafreundlichen Quartiers. In Rethen 

überwiegt der motorisierte Individualverkehr (MIV). Maßnahmen, die dies ändern, sind 

von hoher Bedeutung. Es soll mehr Fokus auf den Umweltverbund (Öffentlicher Per-

sonennahverkehr, Radverkehr, Fußverkehr) gelegt werden. 

• Ökologische Aufwertungen (Grünflächen, Biodiversität etc.) im Quartier sind möglich 

und erstrebenswert. 
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1 Einleitung 

1.1 Anlass und Hintergrund 

Mit dem Inkrafttreten der Gesetzesnovelle des Klimaschutzgesetzes am 31. August 2021 hat 

die Bundesregierung wegweisende Klimaschutzziele formuliert. Bis 2030 sollen die Emissio-

nen um 65 % gegenüber 1990 sinken und bis 2045 soll die THG-Neutralität erreicht werden. 

Die gesteckten Ziele werden regelmäßig per Monitoring überprüft und ggf. nachjustiert. Ab 

2050 sollen negative Emissionen anfallen, das heißt, es sollen mehr THG in natürliche Senken 

eingebunden als ausgestoßen werden.4 Die Landesregierung Niedersachsen hat sich mit dem 

Klimagesetz (NKlimaG) zum Ziel gesetzt, die THG-Emissionen des Landes bis 2030 um 75 % 

gegenüber 1990, bis 2035 um 90 % zu senken und bis 2040 Klimaneutralität zu erreichen.5 Die 

Region Hannover will bereits im Jahr 2035 Klimaneutralität erreichen.6 

Diese Ziele verdeutlichen, dass Ressourcenschutz, Energieeffizienz und Klimaschutz heute zu 

den besonders dringlichen gesellschaftlichen Aufgaben gehören. Der Verbrauch der Ressour-

cen ist zu hoch und muss absolut verringert werden. Natürliche Ressourcen sind Grundlage 

unseres menschlichen Seins und bilden das wichtigste Fundament unseres wirtschaftlichen 

Handelns und unseres Wohlstandes. Nachhaltige Entwicklung meint in diesem Zusammen-

hang, Umweltgesichtspunkte gleichberechtigt mit sozialen und wirtschaftlichen Gesichts-

punkten zu berücksichtigen. Zukunftsfähig wirtschaften bedeutet also: Wir müssen unseren 

Kindern und Enkelkindern ein intaktes ökologisches, soziales und ökonomisches Gefüge hin-

terlassen. Fehlt ein Baustein, wird das gesamte Gefüge nicht funktionieren.7 

Um diese übergeordneten Ziele zu erreichen, hat es sich die Stadt Laatzen zur Aufgabe ge-

macht, einen energieeffizienten und klimagerechten Umbau auf der Ebene des Quartiers 

Rethen konzeptionell für eine machbare realitätsnahe Umsetzung vorzubereiten. Das vorlie-

gende integrierte energetische Quartierskonzepts soll zur Erreichung der Klimaschutzziele, 

zur Senkung des Verbrauchs fossiler Energieträger und zur Stärkung der lokalen Wertschöp-

fung beitragen. Ein Großteil der Gebäude wurde ab den 1980er- bis zu den 2000er-Jahren er-

richtet. Zunächst wurden die Gebäude im Westen gebaut und danach Gebiete weiter nördlich 

erschlossen. Im Rahmen des Klimaschutzes ist es von großer Bedeutung, diesen Gebäudebe-

stand energetisch zu bewerten und Potenziale für Sanierungen und die Modernisierung der 

Strom- und Wärmeversorgung aufzudecken.  

Die meisten Gebäude werden mit dem fossilen Energieträger Erdgas (93 %) beheizt. Um in 

Laatzen die entsprechenden Weichen für mehr Klimaschutz und Umweltschutz bis zum Jahr 

2035 zu stellen, müssen die gebäudebezogenen Potenziale der Strom- und Wärmeversorgung 

 
4 Umweltbundesamt (2025a) 
5 Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz (2025b) 
6 Region Hannover (2025b) 
7 Rat für Nachhaltige Entwicklung (2011) 
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zur Reduzierung der THG-Emissionen ermittelt und genutzt werden. Dies geschieht unter Be-

achtung ökonomischer und ökologischer, aber auch wohnungswirtschaftlicher, städtebauli-

cher und baukultureller Aspekte. Ebenso werden denkmalpflegerische, demografische und 

soziale Gesichtspunkte in die Betrachtungen integriert. Bestandteil weiterer umfassender 

Analysen sind auch die Themen Mobilität und Klimafolgenanpassung.  

Zukünftig besteht das Ziel darin, eine Steigerung der Energieeffizienz der Gebäude und Infra-

struktur, insbesondere bei der Wärmeversorgung sowie einen verstärkten Einsatz regenera-

tiver Energieträger zu erreichen. Hierzu sollen die technischen und wirtschaftlichen Einspar-

potenziale auf Gebäudeebene aufgezeigt sowie konkrete und ganzheitliche Maßnahmen ge-

meinsam mit örtlichen Akteuren entwickelt werden. 

Übergeordnete Aufgaben im Rahmen des integrierten energetischen Quartierskonzepts sind: 

• Aufzeigen von Einsparpotenzialen auf Gebäudeebene 

• Aufzeigen von Möglichkeiten für die Anpassung an den Klimawandel im Quartier 

• Entwicklung von Maßnahmen für die Förderung nachhaltiger Mobilitätsformen 

• Erstellung von Maßnahmen für die Handlungsfelder Organisation und Struktur, Ge-

bäude und Energieversorgung, Klimafolgenanpassung, Mobilität sowie Information, 

Beratung und Öffentlichkeitsarbeit 

• Eruierung und Bewertung von Optionen zum verstärkten Einsatz erneuerbarer Ener-

gien  

• Modellierungsrechnungen zu möglichen Nahwärmenetzen 

Um diese Aufgaben vollumfänglich erfüllen zu können, ist die Mitarbeit der Stadt selbst sowie 

der privaten Immobilieneigentümer*innen und weiterer Ankerakteure notwendig. 
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1.2 Methodik und Aufbau des Konzepts 

Die Vorgehensweise bei der Konzepterstellung wird im Folgenden entlang von Arbeitspaketen 

beschrieben (Abbildung 1.1). Nachdem eine detaillierte Ausgangsanalyse unter Einbeziehung 

von Informationen aus der Quartiersbegehung sowie aus Interviews mit Schlüsselakteuren 

erfolgte, werden auf Basis dieser Analyse sowie der zur Verfügung gestellten Informationen 

der Energieversorger, der Netzbetreiber sowie weiterer Akteure städtebauliche und energe-

tische Handlungsbedarfe abgeleitet und Potenziale aufgedeckt. Um diese Potenziale erschlie-

ßen zu können, werden Strategien und Lösungsansätze entwickelt, die in einem Maßnahmen-

katalog zur Umsetzung vorbereitet werden. Energieszenarien zeigen mögliche Handlungs-

pfade auf. Die entwickelten Maßnahmen werden anschließend in einem Organisations- und 

Controlling-Konzept verankert, auf dessen Basis die Stadt Laatzen die Umsetzung der Maß-

nahmen sicherstellen kann. 

 
Abbildung 1.1: Aufbau des integrierten energetischen Quartierskonzepts Rethen 
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2 Ausgangssituation  

2.1 Leitbild und Zielsetzung 

Unter dem Slogan „Gemeinsam Laatzen!“ präsentiert die Stadt Laatzen ihr Leitbild, das den 

Mitarbeitenden der Stadt als Orientierung in ihrem täglichen Handeln und Wirken dient. Es 

basiert auf der Wertschätzung von Vielfalt und Gleichstellung aller Menschen, einem verant-

wortungsvollen, transparenten und flexiblen Handeln und der Nutzung der Chancen der Digi-

talisierung. Auch das Thema Umweltschutz ist enthalten – so nimmt Laatzen Rücksicht auf 

die Natur und erhält die Ressourcen.8 Zudem ist die Stadt bereits aktiv im Klimaschutz und 

verfolgt Ziele im Sinne der Nachhaltigkeit. 

• 2012 wurde das Klimaschutz-Aktionsprogramm für die Stadt Laatzen angefertigt, wel-

ches die THG-Emissionen der Stadt sowohl im privaten als auch im öffentlichen Be-

reich senken soll.9 

• Im September 2018 wurde Laatzen als FairTrade-Town ausgezeichnet. 

• Der Ratsbeschluss „Verbesserung des Klimaschutzes“ (2019) verpflichtet die Stadt zur 

konsequenten Umsetzung von Nachhaltigkeitsmaßnahmen wie dem Umwelt-, Klima-, 

und Artenschutz sowie der Klimafolgenanpassung.10  

• 2019 wurde ein Verkehrsentwicklungsplan erarbeitet.11 

• Seit Mai 2021 gibt es die „Stabsstelle Nachhaltigkeit“, die die Umsetzung von Nachhal-

tigkeitszielen begleitet und der Bevölkerung Informationen zu einem nachhaltigen Le-

ben zur Verfügung stellt. Außerdem prüft sie die Beschlüsse des Rates auf Nachhal-

tigkeit sowie Klimarelevanz und soll die Fortschreibung des Klimaschutzaktionspro-

gramms in einem Nachhaltigkeitskonzept fortführen. 

• Der Solarstammtisch Laatzen steht allen Bürger*innen offen und soll die Nutzung er-

neuerbarer Energien fördern. 

• Auf der Homepage der Stadt Laatzen werden Alltags- und Energiespartipps sowie 

Tipps zum Umgang mit Hitze veröffentlicht. Zudem wurde ein Hitzeaktionsplan erstellt. 

• In Arbeitsgruppen zu den Themen „Klimaschutz und Verkehr“, „Grün und Biodiversi-

tät“ oder „Nachhaltiger Konsum und Müllvermeidung“ können sich Bürger*innen aktiv 

einbringen, um die Ziele des Nachhaltigkeitskonzepts umzusetzen.12 

• Die Stadt unterstützt Mieter*innen sowie Bau- und Sanierungsinteressierte mit Ange-

boten, bspw. in Form von Beratungen, um Energie, Geld und CO2 zu sparen. 

• Für das Gebiet der Stadt Laatzen wurde eine Starkregenkarte angefertigt und 2024 

veröffentlicht.13 

 
8 Stadt Laatzen (2023) 
9 Stadt Laatzen (2025a) 
10 Stadt Laatzen (2025b) 
11 Stadt Laatzen (2025c) 
12 Stadt Laatzen (2025b) 
13 Stadt Laatzen (2025a) 
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• Laatzen nimmt mit der Region Hannover am Wettbewerb „Stadtradeln“ des „Klima-

Bündnis“ teil. 

Das vorliegende Quartierskonzept für Rethen soll dabei helfen, konkrete Maßnahmen lokal 

umzusetzen. Die aus der Bestandsanalyse und den quartiersweiten Optimierungsberechnun-

gen resultierenden Handlungsoptionen sollen zeigen, dass Zielsetzungen erreichbar sind und 

sich nicht gegenseitig ausschließen oder behindern.  

2.2 Raumordnung und Flächennutzung 

Laatzen ist eine Stadt und selbstständige Gemeinde in der Region Hannover südlich der Lan-

deshauptstadt Hannover. Begrenzt wird das Stadtgebiet im Westen durch die Leine und den 

Flussauenlandschaftsraum „südliche Leineaue“, auch Leinemasch genannt, im Osten durch 

das Waldgebiet Bockmerholz und den Kronsberg. Die Stadt besteht aus den sechs Stadtteilen 

Alt-Laatzen, Grasdorf, Laatzen-Mitte, Rethen, Gleidingen und Ingeln-Oesselse.  

Rethen zeichnet sich durch ein großes Gewerbegebiet in der nördlichen Quartiershälfte und 

Wohnbauflächen sowie Wohngebiete in der südlichen Hälfte aus. Im Westen sowie im Süden 

gibt es zudem Mischgebiete, im Süden außerdem ein zusammenhängendes Dorfgebiet (Abbil-

dung 2.1). 

 
Abbildung 2.1: Auszug aus dem Flächennutzungsplan, Laatzen14 

 
14 Stadt Laatzen (2019) 
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Im Quartier befinden sich zudem drei Regenrückhaltebecken, Gesamtanlagen und Einzelan-

lagen Denkmalschutz sowie Flächen für Gemeinbedarf. Dazu zählen u. a. Kitas, eine Grund-

schule sowie Postfilialen. Ebenfalls sind Grünflächen sowie Teile eines Überschwemmungs-

gebiets im Quartier vorhanden.15  

Das Gemeindegebiet besteht überwiegend aus landwirtschaftlichen Flächen und Ortslagen. 

Die Flächennutzung Rethens ist ebenfalls vorwiegend der Ortslage zuzuordnen (Abbildung 

2.2). 

 
Abbildung 2.2: Flächennutzung Gemeinde Laatzen 

2.3 Stadtstruktur und Wohnen  

Der Stadtteil Rethen umfasst eine Fläche von ca. 150 ha. Städtebaulich zeichnet sich das Quar-

tier durch eine heterogene Bebauungsstruktur, bestehend aus kleineren Geschosswohnungs-

siedlungen, Einfamilien- und Reihenhäusern (EFH und RH), aus. Das heutige Wohngebiet ent-

wickelte sich ab den 1960er-Jahren um den alten Dorfkern. Zudem gibt es neben einigen Ge-

meinbedarfseinrichtungen ein großes Gewerbegebiet im Norden Rethens, in dem kleine bis 

mittelgroße Betriebe, wie Möbel- und Baumärkte, ansässig sind.  

Die denkmalgeschützten Gebäude in Rethen sind im Süden des Quartiers zu verorten (Abbil-

dung 2.3). 

 
15 Ebd. 
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Abbildung 2.3: Denkmalschutzzonen 

2.4 Soziodemografische Entwicklung 

Im Rahmen des Quartierskonzepts ist es sinnvoll, neben den räumlichen Aspekten auch die 

soziodemografische Entwicklung in die Analyse mit einzubeziehen. Diese werden dann in Be-

zug zum Wohnungsbestand gesetzt bzw. kann eine Prognose über dessen Zukunft erfolgen. 

Als aussagekräftige soziodemografische Indikatoren gelten vorwiegend die Bevölkerungssta-

tistik sowie die Kennzahlen über sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und deren Progno-

sen. Die Daten beziehen sich auf die gesamte Stadt Laatzen.  

Laatzen zählt 42.560 (2023) Einwohner*innen.16 Davon sind, nach Angaben der Stadtverwal-

tung, ca. 5.075 in Rethen wohnhaft. Zwischen 2011 und 2022 nahm die Bevölkerung in Laatzen 

um rund 9,2 % zu (Abbildung 2.4), im Vergleich zum Vorjahr (42.675 Einwohner*innen) hinge-

gen leicht ab. Das Bevölkerungswachstum spiegelt sich auch in den wachsenden Zuzügen in 

die Region Hannover wider.17 

Die Prognose der prozentualen Einwohner*innenentwicklung vom 30.06.2019 bis 31.12.2029 

sagt ein Bevölkerungswachstum von 0,9 % für die Stadt Laatzen voraus.18 

 

 
16 Landesamt für Statistik Niedersachsen (2023) 
17 Wegweiser Kommune (2025) 
18 Landeshauptstadt Hannover; Region Hannover (2020), S. 33 
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Abbildung 2.4: Bevölkerungsentwicklung Laatzen seit 2011 in %19 

Laatzen wird dem Demografietyp 6 „Städte und Wirtschaftsstandorte mit sozioökonomischen 

Herausforderungen“ zugeteilt. Kommunen dieses Typs befinden sich vor allem im Nordwes-

ten Deutschlands. Kennzeichnende Charakteristika sind die sich gegensätzlich entwickelnden 

Faktoren „Demografie“ und „Sozioökonomie“. Dabei nimmt der demografische Trend, der sich 

aus überdurchschnittlichem Bevölkerungswachstum und einem Medianalter von ca. 45,5 Jah-

ren ergibt, zu, während der Faktor "Sozioökonomie“ im Vergleich zu den meisten Demogra-

fietypen besonders niedrig ist. Gründe dafür können eine unterdurchschnittliche Kaufkraft, 

aber auch zunehmende Häufigkeit unsicherer Lebensbedingungen sein. Obwohl Kommunen 

dieses Typs oft etablierte Wirtschaftszentren sind, ergeben sich Herausforderungen durch 

schwierige sozioökonomische und finanzielle Situationen, u. a. bei der zukünftigen Bereitstel-

lung von Wohnraum, dem Erhalt der Lebensqualität älterer Menschen, der Stärkung der Wirt-

schaft oder der Vermeidung sozialer Segregation durch Integration. Die Bereitstellung be-

darfsgerechter Infrastrukturen und die Stärkung der Orts- und Landschaftsqualitäten sind 

beispielhafte Strategien, um die Stärken der Kommune zu sichern und sich an den demogra-

fischen Wandel anzupassen.20  

2.5 Arbeiten und Gewerbe 

Im Jahr 2024 waren insgesamt 16.310 sozialversicherungspflichtige Beschäftigte in Laatzen 

angestellt. Von diesen Beschäftigten gaben 3.169 Laatzen auch als ihren Wohnort an. Der 

 
19 Wegweiser Kommune (2025) 
20 Dr. Tobias Bürger; Petra Klug (2020) 
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Großteil, 12.862 Beschäftigte, bestand aus Einpendler*innen. Gleichzeitig gab es 13.140 Aus-

pendler*innen.21 Damit besitzt Laatzen einen leichten Auspendlerüberschuss. Aufgrund des 

regen Pendelverkehrs zwischen Laatzen und Hannover sowie Laatzen und Hildesheim ist zu 

vermuten, dass insbesondere die Anschlussstellen an die Landes- und Bundesstraßen durch 

ein hohes Verkehrsaufkommen in den Stoßzeiten verkehrsbelastet sind (Abbildung 2.5).22  

 
Abbildung 2.5: Ein- und Auspendelströme Laatzen 202323 

2.6 Natur und Klima 

2.6.1 Naturschutz 

Westlich von Rethen befindet sich mit der „Leineaue zwischen Hannover und Ruthe“ ein gro-

ßes Flora-Fauna-Habitat-(FFH)- und Naturschutzgebiet (Abbildung 2.6). Auch wenn große 

Grünräume und das FFH-Gebiet an das Quartier angrenzen, liegen innerhalb des Quartiers 

nur wenige öffentliche Grünflächen. Zu diesen Grünflächen zählen ein Friedhof, Spielplätze, 

ein Bolzplatz sowie der Park Rethen. 

 
21 Bundesagentur für Arbeit Statistik (2025) 
22 Statistische Ämter der Länder (2025) 
23 Ebd. 



 

 

Ausgangssituation 

10 

 
Abbildung 2.6: Naturschutzgebiete Laatzen 

2.6.2 Klimaschutz 

Im Jahr 1990 erkannte die Stadt Laatzen die Wichtigkeit, sich mit Themen des Klimaschutzes 

und der Energieversorgung auseinanderzusetzen und trat deshalb kurze Zeit später dem 

Klima-Bündnis bei24 – einem von Städten, Gemeinden und Landkreisen gegründetem Netz-

werk, das sich dem Schutz des Weltklimas verpflichtet und die THG-Emissionen bis 2050 um 

95 % gegenüber 1990 senken will.25 Im Juni 1998 wurde Laatzen Gründungsmitglied des Kli-

maschutzfonds „proKlima – Der enercity Fonds“, welcher insbesondere die Reduzierung von 

Heizenergie und Stromverbrauch sowie die Entwicklung einer fossilfreien und erneuerbaren 

Energieversorgung für Gebäude fördert, indem er Fachwissen und finanzielle Zuschüsse be-

reitstellt.26 Zur Förderung der Energieeffizienz und einer nachhaltigen Gebäudemodernisie-

rung ergreift die Stadt bereits verschiedene Initiativen und Maßnahmen. Dazu gehören Bera-

tungsangebote zur Energieeinsparung, der Bau von städtischen Neubauten im Passivhaus-

standard sowie die energetische Sanierung bestehender Gebäude. Ebenso zählen dazu Pro-

jekte wie die Nutzung von PV-Anlagen auf öffentlichen Dächern, die Einführung umwelt-

freundlicher Straßenbeleuchtung und die Förderung der Fahrradinfrastruktur. Zum Erreichen 

des Ziels der THG-Reduktion um 95 % gegenüber 1990 beantragten die Landeshauptstadt 

 
24 Klimaschutzagentur Region Hannover GmbH (2012), S. 6 f. 
25 Klima-Bündnis (2025) 
26 proKlima - Der enercity-Fonds (2025) 
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Hannover und die Region Hannover einen „Masterplan 100 % Klimaschutz“ für die Jahre 

2012 – 2016. Um den Energieverbrauch und die damit einhergehenden THG-Emissionen im 

öffentlichen, aber auch privaten Bereich zu senken, wurde 2012 ein Klimaschutz-Aktionspro-

gramm erstellt und veröffentlicht. Dieses verdeutlicht, dass der Energieverbrauch, insbeson-

dere privater Haushalte und des Gewerbes, im Jahr 2005 der größte THG-Emittent war (Ab-

bildung 2.7), gefolgt vom Verkehrssektor.27 

 
Abbildung 2.7: Pro-Kopf-Emissionen der Stadt Laatzen 2005 (in t/Einwohner*a und %)28 

Innerhalb von fünf Jahren gelang es den privaten Haushalten, die ca. 52 % des Stromver-

brauchs inklusive des Heizstromverbrauchs ausmachten, diesen um 15 % zu verringern. Um 

den Energieverbrauch weiter zu reduzieren, beinhaltet das Klimaschutz-Aktionsprogramm 

u. a. Maßnahmen zur energetischen Sanierung von Mehrfamilienhäusern (MFH), Energie- und 

Stromsparberatungen sowie Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz in unterschied-

lichen Bereichen.29  

2.6.3 Klimaanpassung 

Mit einem Temperaturanstieg von 1,9 °C im Vergleich zur durchschnittlichen Temperatur von 

1881 sind die Folgen des Klimawandels in Niedersachen bereits zu spüren. Die zeitliche Ent-

wicklung der Jahreswerte zeigt, dass auch die durchschnittliche Temperatur in der Region 

Hannover um 1,8 °C im Vergleich zur Referenzperiode der Jahre 1881 – 1910 gestiegen ist 

(Abbildung 2.8). Allein in sechs der letzten zehn Jahre konnte eine Erhöhung der mittleren 

 
27 Klimaschutzagentur Region Hannover GmbH (2012), S. 23 
28 Ebd. 
29 Ebd., S. 29 
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Temperatur von über 2 °C festgestellt werden. Zudem verzeichnen Messungen einen zuneh-

menden Trend der Sommertage (= Höchsttemperatur ≥ 25 °C) sowie einen abnehmenden 

Trend der Frosttage (= Tiefsttemperatur < 0 °C) in Niedersachsen und der Region Hannover. 

Des Weiteren ist eine zunehmende Tendenz an Hitzetagen (= Höchsttemperatur ≥ 30 °C) sowie 

eine abnehmende Tendenz an Eistagen (= Höchsttemperatur < 0 °C) zu beobachten.30  

 
Abbildung 2.8: Jahresdurchschnittstemperatur Region Hannover 1881- 202431 

Das NKlimaG verpflichtet die Landesregierung zur Entwicklung von Anpassungsstrategien. 

Die Erarbeitung dieser Strategie, welche 17 Handlungsfelder umfasst, übernahm das Nieder-

sächsische Kompetenzzentrum Klimawandel (NIKO). Aufgrund der infolge des Klimawandels 

zunehmenden Starkregenereignisse und Überschwemmungsrisiken führte die Region Han-

nover als erster Kreis in Niedersachsen ein Starkregenportal ein, in dem die für Städte und 

Gemeinden angefertigten Starkregengefahrenkarten abrufbar sind und bietet damit die Mög-

lichkeit, Starkregen- und Überflutungsrisiken frühzeitig zu erfassen und Präventivmaßnah-

men zu ergreifen.32 Die Starkregengefahrenkarte für das Stadtgebiet Laatzen zeigt, dass in 

Rethen insbesondere die Bruchriede im Falle eines Extremereignisses mit einer Wiederkehr-

zeit von 100 Jahren einen maximalen Wasserstand von > 1 m erreichen kann. Zudem sind 

stark versiegelte Straßen und Teile des Gewerbegebiets vermehr von Gefahren durch Stark-

regen bedroht. Dabei sind, v. a. im Bereich der Straßen und der Bruchriede, Fließgeschwin-

digkeiten von 0,5 – 2 m/s zu erwarten.33 Darüber hinaus ist Laatzen auch von Dürreperioden 

betroffen und organisierte im August 2024 deshalb die „Laatzener Wasserwoche“, um auf die 

 
30 Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz (2025a) 
31 Ebd. 
32 Region Hannover; Phillip Westphal (2024) 
33 Stadt Laatzen (2025d) 
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Wichtigkeit des Wassers für die Lebensfähigkeit, u. a. in Zeiten eines sich verändernden Kli-

mas, hinzuweisen.34 Eine weitere Folge des Klimawandels ist der Biodiversitätsverlust durch 

das Artensterben. Mit dem „Niedersächsischen Weg“, einem Vertrag zwischen politischen Ak-

teur*innen, der Landwirtschaft und dem Naturschutz, sollen Maßnahmen zur Stärkung von 

Biotopen und Lebensräumen gefördert werden, um dieser Klimafolge entgegenzuwirken. Das 

Freiraumkonzept der Stadt Laatzen aus dem Jahr 2021 zeigt die Ziele und Funktionen von 

Freiräumen auf, zu denen neben dem Entstehen von Lebensräumen für Arten auch die Vorteile 

für den Menschen und das Klima zählen. Wegweisend für die Zukunft der Stadt soll deshalb 

z. B. die Anpassung der Freiraumstrukturen an Extremwetterereignisse und die Folgen des 

Klimawandels sein. Im Rahmen des Freiraumkonzepts und Workshops wurden Freiräume, 

wie der Park Rethen, das naturnahe Regenrückhaltebecken sowie der Fuß-/Radweg entlang 

der Bruchriede als Grünräume und Stärken der Klimaanpassung im Quartier genannt, aber 

auch Defizite identifiziert.35 

2.7 Energie und technische Infrastruktur 

Im Folgenden werden die energetischen Infrastrukturen, die Wasserversorgung und Abwas-

serentsorgung sowie die Breitbandversorgung betrachtet. Grundlage für die weitere Ausge-

staltung der lokalen Netze bzw. deren energieeffiziente Umrüstung ist die Analyse der einzel-

nen technischen Infrastrukturen in der Stadt Laatzen. 

2.7.1 Strom und Wärme 

Der Energiebericht 2023 der Stadt Laatzen zeigt auf, dass der Gesamtenergieverbrauch in 

kommunalen Liegenschaften zu 79 % auf die Wärmebereitstellung (für das Heizen) und zu 

19 % auf den Stromverbrauch zurückzuführen ist36, wobei der Hauptenergieträger der Kom-

mune, aber auch im Quartier Rethen, Gas ist. Vereinzelt werden Gebäude über Fernwärme 

versorgt oder verfügen über Solar-/Geothermieanlagen oder Wärmepumpen (Stand 2022).37 

Der Stromverbrauch zwischen November 2023 und Oktober 2024 wurde in diesem Zeitraum 

zu 32 % durch die Eigenversorgung der Stadt abgedeckt. 29 % davon stammen aus regenera-

tiven Energien. In der kalten Jahreszeit von November bis Februar wurde die Stromversor-

gung hauptsächlich durch Windenergie abgedeckt, während von März bis September die PV-

Anlagen einen größer werdenden Anteil der Stromerzeugung übernahmen. Ergänzt wird die 

Stromversorgung durch Energie aus Biomasse und weiteren Erzeugern (Abbildung 2.9).38 

 
34 Stadt Laatzen (2024) 
35 Lichtenstein Landschaftsarchitekten (2021) 
36 Stadt Laatzen (2025) 
37 Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2025) 
38 enercity AG (2024) 
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Abbildung 2.9: Anteil der Eigenversorgung des Strombedarfs aus regenerativen Energien39 

Der Vergleich mit der Stromversorgung durch Netzbezug macht deutlich, dass ein Großteil 

des Energiebedarfs noch nicht durch Eigenversorgung abgedeckt werden kann (Abbildung 

2.10).  

 
Abbildung 2.10: Anteil der Eigenversorgung des Strombedarfs verglichen mit der Stromversorgung 

durch Netzbezug40 

Den Grundversorgerstatus für das Stromnetzgebiet der Stadt Laatzen trägt die E.ON Energie 

Deutschland GmbH.41 

 
39 Ebd. 
40 Ebd. 
41 enercity Netz GmbH (2025a) 
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2.7.2 Erneuerbare Energien 

Mit dem Windpark „Laatzen-Oesselse“ sind bereits seit 1995 zwei Windkraftanlagen mit einer 

installierten Leistung von 1 MW westlich des Ortsteils Ingeln-Oesselse in Betrieb. Überdies 

trägt der Windpark „Meerberg“ südöstlich von Ingeln-Oesselse mit acht Windkraftanlagen und 

einer installierten Leistung von insgesamt 12 MW zur Energieversorgung bei.42 43 Ein Beteili-

gungsverfahren zur Neuplanung von Windenergie-Gebieten der Region Hannover ergab, dass 

weitere 2,34 % und damit 40 Vorranggebiete für den Ausbau von Windkraft bereitgestellt wer-

den sollen sowie zusätzliche Potenzialflächen geprüft und ausgewiesen werden können.44  

Im Oktober 2024 beschloss die Politik den Ausbau von PV-Anlagen auf öffentlichen Gebäuden: 

die Leistung soll innerhalb der folgenden fünf Jahre vervierfacht werden.45  

2.7.3 Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung erfolgt durch die enercity AG, wobei das Wasser zu 100 % aus den 

Harzwasserwerken stammt.46 Die Verteilung geschieht über ein weitverzweigtes Rohrnetz. 

Für die Abwasserreinigung ist die Stadtentwässerung Hannover zuständig.47  

2.7.4 Breitbandversorgung 

Um in allen Wohn- und Gewerbegebieten eine Internetanbindung zu gewährleisten, ermög-

licht die VDSL Technik Anschlüsse mit mindestens 50 Mbit/s. Die Breitbandversorgung im 

Stadtgebiet wird ausgebaut.48 In Rethen lässt die Deutsche Glasfaser ein Glasfasernetz verle-

gen. Dabei handelt es sich um FFTH-Glasfaserleitungen („Fiber To The Home“ – Glasfaser bis 

ins Haus), die eine Glasfaserversorgung über Bandbreiten von bis zu 1 Gbit/s ermöglichen.49 

2.8 Mobilität 

Im Rahmen einer ganzheitlichen Betrachtung der Ausgangssituation der Stadt Laatzen wird 

auch die Mobilitätssituation allgemein hinsichtlich des MIV, des öffentlichen Personennahver-

kehrs (ÖPNV) sowie des Rad- und Fußverkehrs in der Stadt und im Quartier betrachtet. Eine 

genaue Analyse des Mobilitätssektors erfolgt in Kapitel 7.  

 
42 Klimaschutzagentur Region Hannover GmbH (2012), S. 47 
43 The Wind Power (2022) 
44 Region Hannover (2024) 
45 LeineBlitz (2024) 
46 enercity AG (2025) 
47 Region Hannover (2025a) 
48 enercity Netz GmbH (2025b) 
49 LeineBlitz (2025) 
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2.8.1 Motorisierter Individualverkehr 

Im Nordosten der Stadtgemarkung verläuft die B 6, der Messeschnellweg, die gleichzeitig eine 

Teilstrecke der A 37 ist. Diese dient als Zubringer des Messegeländes Hannover. Zudem be-

steht in Laatzen ein Autobahnanschluss an die A 7 und mit der K 260 führt eine Kreisstraßen 

durch das Quartier Rethen. Im Gewerbegebiet Rethen-Nord besteht außerdem Anschluss an 

die B 443. Rethen ist somit gut über den MIV erreichbar und mit den anderen Stadtteilen sowie 

mit der Region vernetzt (Abbildung 2.11). 

 
Abbildung 2.11: Straßennetz 

Laut Kraftfahrt-Bundesamt sind in Laatzen am 01. Januar 2025 insgesamt 24.961 Kraftfahr-

zeuge zugelassen. Mit ca. 87 % (21.704/24.961) machen Personenkraftwagen (Pkw) den größ-

ten Anteil an zugelassenen Fahrzeugen aus (Abbildung 2.12).50 Der MIV nimmt daher eine zent-

rale Rolle in der Mobilität der Menschen im Untersuchungsgebiet ein.  

 
50 Kraftfahrt-Bundesamt (2025a) 
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Abbildung 2.12: Zusammensetzung des Individualverkehrs in Laatzen51 

2.8.2 Elektromobilität 

Unter den im Januar 2025 zugelassenen Fahrzeugen befinden sich 711 rein elektrische Fahr-

zeuge und 312 Plug-in-Hybride.52 Damit ist der Anteil der elektrischen Fahrzeuge und Plug-

in-Hybride im Vergleich zum Vorjahr gestiegen. Gleichzeitig ist die Anzahl der gemeldeten 

Kraftfahrzeuge gesunken. 

Im Stadtgebiet Laatzen gibt es 45 öffentliche E-Ladesäulen für Elektrofahrzeuge, davon befin-

den sich acht Ladesäulen mit 16 Ladepunkten innerhalb der Quartiersgrenze Rethens (Abbil-

dung 2.13). Bei den Ladepunkten handelt es sich überwiegend um Schnellladeeinrichtungen, 

deren Ladeleistung 50 – 160 kW beträgt. Zudem gibt es zwei Normalladeeinrichtungen, davon 

eine mit einer Ladeleistung von 11 kW und eine mit 44 kW.53 

Abbildung 2.14 zeigt eine Statistik zur Anzahl der Neuzulassungen von Elektroautos in 

Deutschland in den Jahren 2014 bis 2024, die sich auf die PKW mit Elektroantrieb bezieht. 

Nach Angaben des Kraftfahrt-Bundesamts wurden in Deutschland im Jahr 2024 380.609 

Elektroautos neu zugelassen.54 

 
51 Ebd. 
52 Kraftfahrt-Bundesamt (2025b) 
53 Bundesnetzagentur (2025) 
54 Kraftfahrt-Bundesamt (2025c) 
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Abbildung 2.13: Ladesäulen in Rethen55 

 
Abbildung 2.14: Anzahl der Neuzulassungen von Elektroautos von 2014 bis 2023 

 
55 Bundesnetzagentur (2025) 
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Insgesamt war in Deutschland im Januar 2025 ein Bestand von rund 1.651.643 Pkw mit reinem 

Elektroantrieb zugelassen.56 Zwar gab es aufgrund der ausgelaufenen Förderung im Jahr 2024 

ein Rückgang bei den Neuzulassungen für Elektroautos, im Jahr 2025 stiegen die Zahlen je-

doch wieder an. Die Steigerungsraten könnten sich auch in der Stadt Laatzen durchsetzen. 

Um den Trend zu unterstützen, sollte sie sich darauf vorbereiten. 

2.8.3 Öffentlicher Personennahverkehr 

Laatzen ist über regelmäßige Verbindungen der S-Bahn-Linien S 4 und S 8 an den ÖPNV an-

gebunden. Die S 4, die zwischen Bennemühlen und Hildesheim Hbf verkehrt, kann über die 

beiden Haltestellen „Hannover-Messe/Laatzen“ und „Rethen (Leine)“ erreicht werden, wobei 

sich mit „Rethen (Leine)“ eine Haltestelle im Quartier Rethen befindet. Ferner durchqueren 

die Stadtbahnlinien 1 und 2 das Stadtgebiet in Nord-Süd-Richtung. Mit „Rethen/Pattenser 

Straße“ und „Rethen/Bahnhof“ befinden sich zwei U-Bahnhaltestellen im Quartier, über die 

die Stadtbahnlinien erreicht werden können. 

Überdies existieren regelmäßige Busverbindungen in die umliegende Region. Die Bushalte-

stellen der Stadt werden von diversen Buslinien angefahren. In Rethen verkehren die Linien: 

• 340 und 341 (zwischen Pattensen/Am Hallenbad und Laatzen – Messe/Ost), 

• 346 (zwischen Rethen/Zum Holzfeld und Laatzen/Zentrum), 

• 348 (zwischen Rethen/Krauss-Maffei-Straße und Laatzen/Zentrum 

• und 390 (zwischen Sehnde/Schulzentrum und Rethen/Pattenser Straße). 

Der Verkehrsentwicklungsplan der Stadt Laatzen empfiehlt im Quartier Rethen den barriere-

freien Ausbau der Stadtbahnhaltestelle „Rethen/Pattenser Straße“ sowie der Bushaltestelle 

„Rethen/Bahnhof“. Darüber hinaus wird eine Verlängerung der Stadtbahnlinie 6 vorgeschla-

gen.57 

2.8.4 Rad- und Fußverkehr 

Im Süden des Quartiers besteht eine regionale Radroute, die außerhalb der östlichen Quar-

tiersgrenze in die Regionsroute 14 (R 14) übergeht, die von Hannover über Ingeln-Oesselse 

nach Sarstedt führt. Teil der regionalen Route ist der Grüne Ring, welcher eine 160 km lange 

lokale Rad- und Wanderroute in der Region Hannover ist, die zehn Städte und Gemeinden ver-

bindet und dabei aufgrund verschiedener Landschaftsräume zum Erkunden der Umgebung 

einlädt. Mit seinen Innen- und Außenschleifen passiert der Grüne Ring mehrfach das Stadtge-

biet.58 Im Westen führt die regionale Radroute zur R 15, die von Hannover Richtung Süden nach 

Nordstemmen führt. Gleichzeitig sind die R 15 und der Grüne Ring Teil des nationalen Leine-

Heide-Radwegs, welcher ein Radfernweg ist. Dieser führt von der Leinequelle bei Leinefelde 

 
56 Kraftfahrt-Bundesamt (2025d) 
57 Stadt Laatzen (2025c) 
58 Region Hannover (2025c) 
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bis zur Landesgrenze Hamburgs und folgt dabei dem Verlauf des Flusses.59 Neben den Rad-

routen gibt es auch innerstädtische Rad- und Fußwege, wobei sich die Fußwege überwiegend 

auf den nördlichen Teil des Quartiers und die Radwege. Zudem besteht ein Fahrradparkplatz 

für 20 Fahrräder am Bahnhof Rethen.60  

Der Verkehrsentwicklungsplan sieht für Rethen vor, zwischen der Pattenser Straße und süd-

lich Am Steinacker westseitig der Hildesheimer Straße einen Radschutzstreifen und ostseitig 

eine fahrbahnintegrierte Führung anzulegen. Alternativ soll der Gehweg ebenfalls frei für 

Radfahrer*innen sein. Zudem wird empfohlen, den Ausbau der Barrierefreiheit in einigen 

Straßen voranzutreiben.61 

  

 
59 Leine-Heide Radweg (2025) 
60 OpenStreetMap (2025) 
61 Stadt Laatzen (2025c) 
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3 Datenerhebung 

In diesem Kapitel wird die Datenerhebung detailliert beschrieben. Dabei werden sowohl die 

Datengrundlage als auch der Datenschutz thematisiert. Eine solide Datengrundlage ist essen-

ziell, um fundierte Entscheidungen treffen zu können. Der Datenschutz spielt hierbei eine 

zentrale Rolle, um die Integrität und Vertraulichkeit der erhobenen Daten zu gewährleisten. 

3.1 Datengrundlage 

Die Grundlage der strategischen Planung im Rahmen besteht aus Daten verschiedenen Ur-

sprungs. Diese sind zum Teil öffentlich zugänglich, über die Stadt Laatzen erhoben oder von 

der enercity kommerziell erworben worden. Im Folgenden ist eine Übersicht der Datenquellen 

dargestellt, die Aufschluss über den Inhalt sowie den Ursprung der Daten bietet, die das Fun-

dament der Planungen in Rethen bilden. Die zugrundeliegenden Daten sind stets für das ge-

samte Quartier vorliegend. 

Tabelle 3.1: Datengrundlage 

Daten Inhalt Quelle 

ZSHH (Zentrale Stelle 

Hauskoordination und 

Hausumringe) 

georeferenzierte Adressdaten kommerziell 

Nexiga Baualtersklassen, Gebäudecharakteristika, 

Gebäudenutzung 

kommerziell 

Basis-DLM (Digitales 

Landschaftsmodell) 

Straßen-, Bahn-, Gewässerlinien öffentlich 

Alkis (Amtliches Liegen-

schaftskatasterinforma-

tionssystem) 

Gebäudeumringe, Flächennutzung, Verwaltungs-

grenzen 

öffentlich 

Marktstammdaten Erzeugungsanlagen kommunal  

(über MaStR) 

Technikkatalog BMWK Anlagen und Betriebskosten, Preisentwicklungen 

und Sanierungstiefen 

öffentlich 

LoD2 (3D-Gebäudemo-

dell im Level of Detail 2) 

Gebäudegeometrien, -grundriss, -höhe, -funktion öffentlich 

Flurstücke georeferenzierte Flurstücke kommunal 

Schornsteinfeger-Daten Heizungsart, -baujahr, -leistungsklasse, verwende-

ter Brennstoff je Adresse 

kommunal (über 

Schornsteinfeger) 

Baublöcke Georeferenzierte Baublöcke im Stadtgebiet kommunal 

Denkmalschutz Georeferenzierte denkmalgeschützte Bereiche oder 

Gebäude 

kommunal 

Verbrauchsdaten Gas, (Heiz-) Strom, Wärme in kWh/a je Adresse kommunal (über 

Netzbetreiber) 
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CO2 Emissionen in 1990 Schätzung der CO2-Emissionen im Jahr 1990 enercity 

CO2-Faktoren und Jah-

resnutzungsgrade 

CO2-Faktoren und Jahresnutzungsgrade je Energie-

träger und Wärmeerzeugungsart 

Region Hannover 

Gas-, Strom-, Abwasser- 

und Nahwärmenetze 

Geoereferenzierte Netzverläufe der jeweiligen 

Sparte 

kommunal 

Klimafaktoren Klimafaktoren je Postleitzahl öffentlich 

Nutzungsbedingungen 

Geothermie 

Nutzungsbedingungen für Erdwärme-Sonden und 

Kollektoren. 

öffentlich 

Solarkataster Solarpotenzial je Dachfläche kommunal 

Naturschutzgebiete Wasserschutzgebiete, Naturschutzgebiete, Land-

schaftsschutzgebiete und Flora-Fauna-Habitate 

öffentlich 

Plattform für Abwärme 

der Bundesstelle für 

Energieeffizienz 

Abwärmepotenziale in Unternehmen öffentlich 

Die zusammengetragenen und bereitgestellten Daten wurden durch fachkundiges Personal 

aus den Bereichen Geodaten, IT und Data Science bereinigt und falls nötig angepasst. An-

schließend wurden sie verschnitten, sodass als Ergebnis die Gebäude im Quartier mit ange-

hängten Informationen wie Gebäudecharakteristika, Verbräuchen und Bedarfen adressscharf 

zur Verfügung standen. 

Das Treffen von Annahmen ist im Rahmen der Datenverarbeitung, -analyse und -prognose 

während der Konzepterstellung unerlässlich. Auf Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse 

und wirtschaftlicher Erfahrungen wurden daher Annahmen erarbeitet, die als realistisch er-

scheinen, welche in den folgenden Kapiteln näher erläutert werden. Unter Anwendung dieser 

Annahmen wurden die Daten weiterverarbeitet, ausgewertet und Prognosen zu zukünftigen 

Wärmeversorgungsgebieten berechnet. 

Die Ergebnisse dieser Analysen und Szenarien sind im Weiteren ausführlich dargestellt. Um 

die Entscheidungsprozesse transparent und nachvollziehbar zu gestalten, werden die ge-

troffenen Annahmen und Logiken im Folgenden zudem näher erläutert. 
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3.2 Datenschutz 

Bei der Erhebung und Verarbeitung von Daten spielt Datenschutz eine essenzielle Rolle. Für 

die Erstellung des Quartierskonzeptes wurde dabei auf die Daten der Kommunalen Wärme-

planung (KWP) aufgesetzt. 

Um den Datenschutz zu gewährleisten, wurden die gesetzlichen Anforderungen an die Daten-

verarbeitung (§ 21 NKlimaG sowie § 12 WPG) befolgt und ein Auftragsverarbeitungsvertrag 

geschlossen. 

Die erhobenen Daten wurden nur zum Zwecke der Planerstellung verwendet und für die Öf-

fentlichkeit zudem nur auf Baublock-Ebene zur Verfügung gestellt. So wird garantiert, dass 

kein Rückschluss auf personenbezogene Daten möglich ist. 

Darüber hinaus werden nach Abschluss der Planung die Ergebnisse und Daten an die Kom-

mune übergeben und anschließend aufseiten der enercity gelöscht. Dies geschieht im Rah-

men eines datenschutzkonformen Löschkonzepts. 
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4 Bestandsanalyse Gebäude, Wärme, Strom 

In Kapitel 4 werden die Ergebnisse der Bestandsanalyse dargestellt, welche den Ist-Zustand 

der Energiebereitstellung des Quartiers Rethen im Basisjahr 2022 widerspiegeln. Die Be-

standsanalyse bildet die Grundlage für die spätere Potenzialanalyse. Nach der Identifikation 

der wärmerelevanten Gebäude, deren Gebäudetypologien und Baualtersklassen wurde der 

Wärmebedarf sowie die Wärmeliniendichte ermittelt. Anschließend wurde für jedes Gebäude 

das installierte Heizsystem identifiziert, um daraus die THG-Emissionen abzuleiten.  

Abschließend wird auch der Strombedarf für das Quartier Rethen betrachtet. Die zugrunde 

liegende Datenbasis wird strukturiert aufgezeigt und zudem werden die getroffenen Annah-

men erläutert.  

4.1 Auswahl wärmerelevanter Objekte 

Die Auswahl wärmerelevanter Objekte bildet die Grundlage für eine effiziente und zielgerich-

tete Wärmeversorgung. Dabei ist es wichtig, nicht relevante Objekte, wie Garagen oder nicht 

beheizte Hallen, von der Betrachtung auszuschließen. Durch die Identifikation und Analyse 

dieser Objekte können Wärmebedarfe präzise ermittelt und passende Lösungen entwickelt 

werden. 

Die Planung basiert auf einem gebäudescharfen Modell des Stadtgebiets. Die Auswahl wär-

merelevanter Gebäude beruht auf folgenden Kriterien: 

• Gebäude werden ab bestimmten Grenzwerten der Gebäudegrundflächen als „wärme-

relevant“ eingestuft. (ein Wochenendhaus wird bspw. erst bei einer Fläche von 100 m² 

und einer Gebäudehöhe von 2,5 m berücksichtigt).  

• (Tief-) Garagen, Friedhöfe und Kleingartengebiete werden als „nicht wärmerelevant“ 

eingestuft. 

• Weitere Nichtwohngebäude werden anhand individueller Kriterien, wie Grundfläche, 

Anzahl der Stockwerke oder Distanz zu sicher beheizten Gebäuden sowie Verbrauchs-

abgleichen, überprüft. (z. B. eine Tankstelle ab 25 m² Grundfläche oder ein Senioren-

heim ab Gebäudehöhe 3 m werden als wärmerelevant eingestuft). 

4.2 Gebäudetypologie und Baualtersklassen 

Die wärmerelevanten Gebäude werden anschließend in Gebäudetypen und Baualtersklassen 

eingeteilt. 

Abbildung 4.1 zeigt die Verteilung der Gebäudetypen je Baublock. Das Betrachtungsgebiet teilt 

sich in zwei Bereiche auf. Im nördlichen Abschnitt sind hauptsächlich Nichtwohngebäude an-

gesiedelt. Im südlicheren Bereich liegt Wohnbebauung vor, welche mehrheitlich durch locke-

rere EFH Zweifamilienhäuser (ZFH) sowie RH geprägt ist. Es sind aber auch vereinzelt Bau-

blöcke mit mehrheitlich MFH zu erkennen.  
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Abbildung 4.1: Dominierende Gebäudetypen je Baublock 

Aus der Gebäudestruktur kann eine erste Einschätzung zur möglichen Einteilung von Versor-

gungsgebieten abgeleitet werden. Da es sich in dem betrachteten Gebiet eher um eine aufge-

lockerte Bebauung handelt ist in der Regel der Einsatz von dezentralen Wärmeerzeugern be-

günstigt. Für die Ballungsräume von Nichtwohngebäuden oder MFH werden noch weitere Da-

ten wie der Wärmebedarf für eine bessere Abschätzung zur Wärmeversorgung benötigt. Diese 

Einschätzungen werden in den folgenden Kapiteln näher aufgearbeitet.  

Neben den Gebäudetypen werden die Baualtersklassen ebenfalls den Nexiga-Daten entnom-

men. Sie haben einen Einfluss auf die Sanierungswahrscheinlichkeit im Zielszenario der Wär-

meeinsparung. Bspw. wird ein Gebäude der Baualtersklasse 1946 – 1960 mit höherer Wahr-

scheinlichkeit saniert als ein Gebäude der Baualtersklasse 2001 – 2005 (entsprechend des 

Technikkatalogs Wärmeplanung des BMWK und BMWSB). Bei denkmalgeschützten Gebäuden 

wird von reduzierten Ansätzen der Wärmeeinsparung ausgegangen. Sollte einem Gebäude 

kein Gebäudetyp oder keine Baualtersklasse zugeordnet sein, wird der häufigste Wert inner-

halb des Baublocks als Annäherung gewählt. 

Die Tabelle 4.1 zeigt die zahlenmäßige Verteilung der Baualtersklassen im Quartier. Die Ver-

teilung zeigt, dass rund 60 % der Gebäude zwischen 1981 und 2005 gebaut wurden. 

  



 

 

Bestandsanalyse Gebäude, Wärme, Strom 

26 

Tabelle 4.1: Verteilung Baualtersklassen 

Baualtersklasse Anzahl Gebäude Anteil 

Vor 1900 22 2 % 

1900 bis 1945 69 5 % 

1946 bis 1960 57 4 % 

1961 bis 1970 193 14 % 

1971 bis 1980 71 5 % 

1981 bis 1985 104 7 % 

1986 bis 1995 189 14 % 

1996 bis 2000 282 20 % 

2001 bis 2005 372 26 % 

2006 bis 2010 17 1 % 

2011 bis 2015 15 1 % 

Ab 2016 17 1 % 

Die folgende Abbildung 4.2 zeigt die Verteilung der Baualtersklassen je Baublock. Gut zu er-

kennen ist das historische Wachstum des Quartiers. So sind im Westen des Gebietes viele 

ältere Gebäude mit einer entsprechenden Baualtersklasse. Im Laufe der Jahre wurde dann 

das Gebiet im Norden erschlossen, wo mehrheitlich Nichtwohngebäude in den 1970er-Jahren 

errichtet wurden. In den 1980er- und 1990er-Jahren wurde dann die Lücke zwischen der be-

reits bestehenden Wohnbebauung und den Nichtwohngebäuden ebenfalls mit Wohngebäuden 

geschlossen. 
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Abbildung 4.2: Dominierende Baualtersklasse je Baublock 

Nach der Einteilung der Gebäude in die Baualtersklassen folgt die Bestimmung des Wärme-

bedarfs pro beheizte Nutzfläche. 

Der Wärmebedarf je m² beheizte Nutzfläche ist entscheidend, um den Energieverbrauch von 

Gebäuden zu bewerten und Einsparpotenziale zu identifizieren. Durch die Analyse des spezi-

fischen Wärmebedarfs können gezielte Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz und 

zur Reduzierung der Heizkosten entwickelt werden. Die verwendeten Quellen sind in Tabelle 

4.2 aufgelistet. 
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Tabelle 4.2: Verwendete Daten für die Ermittlung des Wärmebedarfs je m² 

Daten Verwendung 

Verbrauchsdaten, Schorn-

steinfeger-Daten 

Verbrauchswerte der leitungsgebundenen Wärmeversorgung aus zu-

rückliegendem Referenzjahr 2022;  

Informationen zu Heizungen nicht-leitungsgebundener Energieträger 

aus Schornsteinfeger-Daten und Hochrechnung mithilfe von Volllast-

stunden 

Klimafaktoren Witterungsbereinigung der Verbrauchsdaten 

LoD2 Ableitung der beheizten Nutzfläche aus 3D-Gebäudemodell über das 

Produkt aus Gebäudegrundfläche, Anzahl der Stockwerke und Faktor 

0,7 (gemittelter Abzug von Wänden etc.) 

Die verfügbaren Wärmeverbrauchsdaten werden einer Witterungsbereinigung unterzogen. 

Mithilfe dieses Schrittes wird sichergestellt, dass die Verbrauchsdaten nicht durch außerge-

wöhnlich kalte oder warme Witterungsbedingungen verfälscht werden und somit eine realis-

tische Einschätzung des Energieverbrauchs ermöglichen.  

Die verwendeten Klimafaktoren werden vom Deutschen Wetterdienst (DWD) bezogen. Dieser 

stellt für jede Postleitzahl und jeweils Zwölf-Monats-Zeiträume einen Faktor zur Verfügung, 

welcher das Verhältnis der mittleren Jahresgradtage und der aktuellen Jahresgradtage an-

gibt. Je wärmer ein Jahr im Verhältnis ist, desto größer der Klimafaktor. 

Die verfügbaren Verbrauchsdaten werden mit dem entsprechenden Klimafaktor multipliziert 

und je nach eingesetzter Heiztechnologie wird ein Jahresnutzungsgrad verrechnet. Die be-

rechneten Bedarfe werden den einzelnen Gebäuden zugeordnet und dabei durch die abgelei-

tete Nutzfläche dividiert.  

Die Wärmebedarfskarte im Bestand beinhaltet eine Aufteilung der Baublöcke in mehreren 

Stufen (Abbildung 4.3). Es dominieren über das gesamte Quartier verteilt niedrige und mittlere 

Wärmebedarfsdichten, aber in einem guten Anteil der Baublöcke finden sich auch höhere 

Werte. Als hoch gilt ein flächenspezifischer Wärmeverbrauch über 160 kWh je m² beheizte 

Nutzfläche. Im Bestand beträgt der Gesamtwärmebedarf im Quartier jährlich rund 58,4 GWh. 

Davon entfallen etwa 19 % auf die EFH und ZFH, 18 % auf MFH, 27 % auf RH, 1 % auf öffentliche 

Gebäude sowie 35 % auf Nichtwohngebäude. 
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Abbildung 4.3: Wärmebedarfsdichte Bestand 2022 je m² beheizte Nutzfläche 

4.3 Wärmeliniendichte 

Die Wärmeliniendichte ist ein wichtiger Faktor für die spätere Betrachtung der Wärmenetz-

eignung. Nur bei Vorliegen einer ausreichend hohen Wärmeliniendichte besteht ein wirt-

schaftliches Potenzial für eine leitungsgebundene Wärmeversorgung. Für die Bestimmung 

der Wärmeliniendichte wurden die in der Tabelle 4.3 aufgelisteten Daten verwendet.  

Tabelle 4.3: Verwendete Daten für die Ermittlung der Wärmeliniendichte 

Daten Verwendung 

Wärmebedarf siehe Abschnitt 4.1 

Basis-DLM enthält Straßenabschnitte als Linien von Kreuzung zu 

Kreuzung mit Angabe des Straßentyps 

Es wurden zunächst Straßenabschnitte ermittelt, die grundsätzlich für den Ausbau von Wär-

menetzen zur Verfügung stehen. Autobahnen oder mehrspurige Bundesstraßen wurden als 

ungeeignet angenommen.  

Gebäude mit Wärmebedarf werden dem jeweils nächstgelegenen Straßenabschnitt zugeord-

net. Über diesen würden sie im Rahmen eines Wärmenetzes versorgt werden. Die Summe des 

Wärmebedarfs aller zugeordneten Gebäude geteilt durch die Länge des Straßenabschnitts 

ergibt die Wärmeliniendichte. 
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𝑾ä𝒓𝒎𝒆𝒍𝒊𝒏𝒊𝒆𝒏𝒅𝒊𝒄𝒉𝒕𝒆 [
𝒌𝑾𝒉

𝒂 ∗ 𝒎
] =

∑ 𝑾ä𝒓𝒎𝒆𝒃𝒆𝒅𝒂𝒓𝒇 𝒂𝒏𝒍𝒊𝒆𝒈𝒆𝒏𝒅𝒆𝒓 𝑮𝒆𝒃ä𝒖𝒅𝒆 [𝒌𝑾𝒉/𝒂]

𝑳ä𝒏𝒈𝒆 𝒅𝒆𝒔 𝑺𝒕𝒓𝒂ß𝒆𝒏𝒂𝒃𝒔𝒄𝒉𝒏𝒊𝒕𝒕𝒔 [𝒎]
 

Hohe Werte sind vorteilhaft für den Ausbau von Nah- und Fernwärmenetzen, da eine hohe 

Wärmeabnahme bei gleichzeitig geringen Leitungslängen erzielt werden kann.  

Für die Berechnung der Wärmeliniendichte werden Gebäude mit einer bereits bestehenden 

Wärmeerzeugungstechnologie, die spätestens im Zieljahr 2040 klimaneutral sein wird, also 

einer Versorgung durch eine Wärmepumpe oder durch Biomasse, ausgespart. Hier liegt die 

Annahme zugrunde, dass ein bspw. bereits durch eine Wärmepumpe beheiztes Gebäude spä-

ter nicht mehr an ein Wärmenetz angeschlossen wird. Dies dient einer praxisnahen Aussage 

über die potenzielle Eignung von Wärmenetzen, die im späteren Verlauf aufgrund von Wärme-

liniendichten und weiteren Faktoren berechnet wird. Zudem werden bei den Betrachtungen 

grundsätzlich auch bereits bestehende Wärmenetze berücksichtigt. 

Die genauere Betrachtung der eigentlichen Wärmenetzeignung erfolgt in Kapitel 5.4.3. 

  
Abbildung 4.4 Wärmeliniendichte im Bestand 2022 

In Abbildung 4.4 ist erkennbar, dass, analog zu den Wärmebedarfsdichten, sich die Wärmeli-

niendichte im eher niedrigen bis mittleren Bereich bewegt. So sind vereinzelt Bereiche im 

Quartier, die eine Wärmeliniendichte von 2500 kWh/(m*a) aufweisen. Viele der Straßenzüge 

werden aber auch mit geringeren Wärmeliniendichten berechnet, sodass über das gesamte 
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Betrachtungsgebiet keine Ballung an hohen Wärmeliniendichten ausgemacht werden kann. 

Aus dem Bestand heraus kann zwar eine erste Abschätzung einer möglichen Wärmenetzeig-

nung erfolgen, aber wirklich belastbare Ergebnisse ergeben sich erst nach Berücksichtigung 

der Potenziale in der Wärmebedarfsreduktion bis zum Jahr 2040. 

4.4 Wärmeversorgung / Heizsystem 

Die bestehende Wärmeversorgung bzw. das vorliegende Heizsystem wird, soweit möglich, 

adressscharf den Verbrauchsdaten entnommen. Darüber hinaus werden die Schornsteinfe-

ger-Daten herangezogen, welche Daten zum verwendeten Heizsystem sowie dem Alter der 

Heizung enthalten. 

Tabelle 4.4: Verwendete Daten für die Ermittlung der installierten Heizsysteme 

Daten Verwendung 

Wärmebedarf Siehe Kapitel 4.1 

Energieträger Gebäudebezogene Zuordnung der leitungsgebundenen Energieträger Erdgas, 

Nahwärme sowie Wärmepumpen- und Heizstrom  

Schornsteinfe-

ger-Daten 

Gebäudebezogene Zuordnung nicht-leitungsgebundener Energieträger, inklusive 

Heizsystem und Heizungsalter   

Da der Datenbestand im Bereich Wärmepumpen aktuell noch mangelhaft ist, wird angenom-

men, dass EFH und RH mit einem Baujahr 2011 oder jünger, denen über die oben beschriebe-

nen Wege kein Energieträger zugewiesen werden kann, mittels Wärmepumpe beheizt werden. 

Abbildung 4.5 zeigt die dominierende Verteilung der Wärmeversorgungssysteme am Wärme-

bedarf für das Bestandsjahr 2022.  
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Abbildung 4.5: Dominierende Wärmeversorgungssysteme pro Baublock Bestand 2022 

Das dominierende Heizsystem bestimmt die farbliche Markierung des jeweiligen Baublocks in 

der Wärmekarte. Alle Baublöcke werden mehrheitlich mit Gas als Energieträger versorgt. Das 

Gesamtbild zeigt eine mehrheitliche fossile Wärmebereitstellung. 

Die Betrachtung der Anteile der Wärmeversorgungssysteme für das gesamte Betrachtungs-

gebiet, in Abbildung 4.6 dargestellt, verdeutlicht den Stellenwert von Erdgas in der Wärme-

versorgung. Rund 93 % des Wärmebedarfs werden im Quartier durch den fossilen Energieträ-

ger Gas gedeckt. An zweiter Stelle stehen die sonstigen Lösungen mit einem Anteil von etwas 

über 4 %, gefolgt von Öl mit rund 2 %. Heizstrom und Flüssiggas decken in Summe 0,5 % des 

Wärmebedarfs ab.  
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Abbildung 4.6: Anteile Wärmeversorgungssysteme Bestand 

Im Quartier gibt es aktuell keine netzgebundene Wärmeversorgungen. Alle Baublöcke werden 

durch dezentrale Lösungen mit Wärme versorgt.  

Einen Überblick über das Heizungsalter der verbauten Anlagen gibt Abbildung 4.7. 

Erdgas

93,32%

Öl

1,99%

Flüssiggas

0,07%

Heizstrom

0,43%

Sonstiges

4,19%
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Abbildung 4.7: Heizungsalter im Bestand 

Es ist zu erkennen, dass die Hälfte der Heizungen 15 Jahre oder älter sind. Rund ein Drittel 

der Heizungsanlagen sind älter als 20 Jahre und damit vermutlich nahe dem Ende der Le-

bensdauer. Der Anteil neuer Heizungen ist in Rethen mit knapp einem Drittel vergleichsweise 

hoch. 

4.5 Treibhausgasemissionen 

Die mit der Wärmeversorgung der Gebäude verbundenen THG-Emissionen berechnen sich 

durch Multiplikation des normierten Verbrauchs des jeweiligen Energieträgers mit dem zuge-

hörigen THG-Emissionsfaktor. 

Tabelle 4.5: Verwendete Daten zur Ermittlung der THG-Emissionen 

Daten Verwendung 

Normierter Verbrauch im Bestand Ergebnisse aus Bestandsanalyse zu Endenergiemengen 

werden mit THG-Emissionsfaktoren multipliziert 

THG-Emissionsfaktoren Ansätze entsprechend Tabelle 4.6 
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Der Faktor beschreibt das THG-Potenzial je Kilowattstunde. Die Maßeinheit für das THG-Po-

tenzial ist Kohlendioxid-Äquivalent. Die Kennzahl gibt an, wie viel eine bestimmte Menge eines 

THG im Vergleich zur gleichen Menge Kohlendioxid (CO2) zum Treibhauseffekt beiträgt. Ta-

belle 4.6 zeigt die Emissionsfaktoren der Region Hannover. 

Tabelle 4.6: THG-Emissionsfaktoren der Region Hannover  [g CO2-Äquivalent je kWh] 

Energieträger Faktor 2025 Faktor 2030 Faktor 2035 Faktor 2040 Faktor 2045 

Gas 250 250 250 250 250 

Öl 318 318 318 318 318 

Strom 301 146 98 0 0 

Nahwärme 95 46 31 0 0 

Fernwärme 352 202 200 0 0 

Biomasse 28 28 28 28 28 

Wasserstoff 430 208 140 0 0 

Die abgeleiteten THG-Emissionen im Basisjahr 2022 zeigt Abbildung 4.8. Im Jahr 2022 betra-

gen die gesamten THG-Emissionen im Bereich Wärme 15.215 t CO2-Äquivalente. 

 
Abbildung 4.8: Jährliche kumulierte CO2-Emissionen je Baublock im Bestand 2022 
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Auch bei den CO2-Emissionen wirken sich höhere Wärmebedarfe in den industriellen Gebieten 

des Quartiers aus. Auch in Bereichen mit einer dichteren Bebauung und Gebäuden höheren 

Alters, vor allem MFH, sind die Emissionen im Basisjahr 2022 höher als in den weniger dicht 

bebauten Außenbereichen.  

Die Verteilung der CO2-Emissionen auf die eingesetzten Energieträger zeigt sich in Abbildung 

4.9. Auch hier sieht man die Dominanz von Erdgas als Energieträger im Bestand sehr deutlich. 

Für die Heizungen, welche unter die Kategorie „Sonstige“ fallen, sind die Energieträger nicht 

bekannt. Daher können auch keine CO2- Äquivalente abgeschätzt werden.  

 
Abbildung 4.9: Verteilung der CO2-Emissionen je Energieträger im Bestand 2022 

4.6 Strombedarf Elektromobilität, Wärme und Haushalt 

Die anstehenden Veränderungen bei der Wärmeversorgung werden insbesondere auch Aus-

wirkungen auf die Strombedarfe, bspw. für den Betrieb von Wärmepumpen, haben. Dieser 

zukünftig steigende Strombedarf wird weiter erhöht durch die Transformation des Verkehrs-

sektors hin zur Elektromobilität. 
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Insgesamt sind acht Ladesäulen mit insgesamt 16 Ladepunkten im öffentlichen Bereich und 

in Parkhäusern installiert, die sich über das gesamte Betrachtungsgebiet verteilen. Belast-

bare Zahlen von privaten Ladepunkten im Bestand gibt es derzeit nicht. Entsprechend wird für 

die Ermittlung des Strombedarfs im Basisjahr eine Annahme durchgeführt, dass in etwa jedes 

zehnte EFH einen Ladepunkt besitzt. Dieser Wert spiegelt die Erfahrungswerte der enercity 

als Stromnetzbetreiber wider. 

Die Baublockdarstellung dazu findet sich in Abbildung 4.10, die nahezu durchgängig einen ge-

ringen Strombedarf zeigt.  

 
Abbildung 4.10: Strombedarf Mobilität in Rethen im Bestand 

Lediglich in einem Baublock im Süden des Quartiers ist der Strombedarf für Elektromobilität 

im Bestand etwas höher. 

Der Bedarf für Wärmepumpenstrom ist im Basisjahr, ausgehend von den Informationen zu 

derzeit installierten Wärmepumpen und Stromdirektheizungen, über alle Baublöcke niedrig. 

Für das Jahr 2022 wurde angenommen, dass 6 Gebäude im Quartier mit Wärmepumpen be-

heizt werden. Der Strombedarf zur Versorgung dieser Objekte liegt in Summe bei rund 

34 MWh jährlich. 

Neben dem Strom für Mobilität und Wärme wird im Quartier auch Haushaltsstrom benötigt. 

Abschätzungen zufolge liegt der Strombedarf für Haushaltsstrom im Quartier bei rund 

4.828 MWh im Jahr. 
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4.7 Deckung Strombedarf durch Photovoltaik 

Im Bestand kann derzeit ein guter Anteil des Strombedarfes über PV gedeckt werden. Die ak-

tuell verbauten 280 Anlagen erzeugen rund 4 GWh Solarstrom jährlich, was einem bilanziellen 

Anteil von knapp 75 % am Strombedarf für Raumwärme, Elektromobilität und Haushaltsstrom 

im Quartier in Höhe von 5,3 GWh entspricht. 
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5 Potenzialanalyse 

Nach der Analyse der bestehenden Gegebenheiten in Bezug auf die Energieversorgung im 

Quartier wird eine Untersuchung der vorhandenen Potenziale durchgeführt. Zunächst wird 

das methodische Vorgehen der Potenzialanalyse beschrieben, gefolgt von der Darstellung der 

Ergebnisse in den folgenden Unterkapiteln. 

5.1 Methode 

Zunächst wird zum einen auf die Möglichkeiten zur Reduzierung des Wärmebedarfs durch Ge-

bäudesanierungen und Einsparung von Wärmemengen eingegangen. Zur Berechnung der 

Einsparpotenziale der Gebäudewärme wird anhand als realistisch eingeschätzter Sanierungs-

raten und -tiefen ein Ziel abgeschätzt, welcher Anteil der Gebäude in welchem Umfang saniert 

werden kann. Zum anderen werden Potenziale zur Deckung des Energiebedarfs untersucht. 

In den folgenden Unterkapiteln werden die Betrachtungen zur Potenzialanalyse grundsätzlich 

vorgestellt sowie auf die Gegebenheiten vor Ort eingegangen. Es werden neben Erzeugungs-

potenzialen aus erneuerbaren Energien auch Potenziale aus unvermeidbarer Abwärme be-

trachtet. 

5.2 Potenzial Wärmebedarfsreduktion in Wohngebäuden 

Ein wichtiger Schritt hin zu einer klimaneutralen Wärmeversorgung stellt die Reduzierung des 

Wärmebedarfs dar. Diese Reduzierung ist in den kommenden Jahren vor allem durch die Sa-

nierung wärmerelevanter Gebäude möglich. Zu den verschiedenen Maßnahmen der Gebäu-

desanierung zählen unter anderem der Austausch oder die Verbesserung der Komponenten 

der Gebäudehülle (Fensterwechsel, Dachsanierung, Außenwanddämmung).  

Darüber hinaus zählen auch der Austausch der Heizungs- und Warmwasseranlage sowie des 

Lüftungssystems zur Gebäudesanierung. Die Einsparpotenziale variieren je nach Gebäudetyp, 

Baualter und Sanierungszustand. Unter Berücksichtigung dieser Parameter können Ziel-

kennwerte abgeleitet werden, die durch umfassende Sanierungen erreicht werden könnten. 

Im Kontext der Gebäudesanierung werden von Sanierungsraten und Sanierungstiefen gespro-

chen. Die Sanierungsrate gibt dabei an, welcher prozentuale Anteil an Bestandsgebäuden im 

Quartier innerhalb eines Jahres saniert wird. Mit der Sanierungstiefe wird der Umfang einer 

energetischen Sanierung und damit der verringerte Wärmebedarf eines Gebäudes nach einer 

Sanierung abgebildet. Beide Werte sind gleichermaßen wichtig für die Entwicklung des zu-

künftigen Wärmebedarfs. So könnte die Sanierungsrate innerhalb einer Kommune z. B. hoch 

und die Sanierungstiefe niedrig sein. Dies würde dazu führen, dass eine Vielzahl an Gebäuden 

in einem geringen Umfang saniert würde, was trotz der hohen Sanierungsrate nur zu einer 

vergleichsweise geringen Reduktion des Wärmebedarfs führen würde. 

Im Rahmen der Konzepterstellung wird davon ausgegangen, dass die ältesten Gebäude mit 

den höchsten Wärmebedarfen zuerst saniert werden. Für die Berechnung werden die Objekte, 

ausgehend von ihrem Baualter und ihrem Wärmebedarf, absteigend sortiert und jedes Jahr 
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wird ausgehend von der Sanierungsrate die entsprechende Anzahl an Gebäuden energetisch 

saniert. Die Sanierungstiefe orientiert sich am Technikkatalog des BMWK, in dem, ausgehend 

von Baualter und Gebäudetyp, ein Zielwärmebedarf empfohlen wird. 

5.3 Potenzial Wärmebedarfsreduktion in Gewerbe und Industrie 

Ein bedeutender Teil des Einsparpotenzials befindet sich in den Bereichen Gewerbe und In-

dustrie, da hier nicht nur Wärme für die Beheizung der Räumlichkeiten, sondern auch Wärme 

für die Produktion von Gütern, die sogenannte Prozesswärme, benötigt wird. Physikalische, 

chemische und biologische Mindestanforderungen für diese Prozesse beeinflussen die Mög-

lichkeiten zur Energieeinsparung durch Wärmebedarfsreduktion jedoch erheblich. Daher gibt 

es eine Grenze für die jeweiligen Einsparpotenziale. Dennoch können Effizienzsteigerungs-

maßnahmen, wie die Dämmung von Leitungen und die Nutzung von Regeneratoren zur Wär-

merückgewinnung, umgesetzt werden. In Deutschland könnten bis 2030 im Vergleich zu 2010 

Einsparpotenziale von 33 Mrd. kWh im Sektor Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD) und 

20 Mrd. kWh in der Industrie erreicht werden.62 

Aufgrund der großen Unterschiede zwischen den Industriesektoren ist es nicht möglich, kon-

krete absolute Wärmebedarfsreduktionspotenziale anzugeben. Für Großabnehmer wird der 

Austausch über geplante Veränderungen gesucht. Dies ermöglicht einen aktuellen techni-

schen Stand der Prozessanlagen zu erfassen und zukünftige Effizienzsteigerungen und De-

karbonisierungspläne zu diskutieren. Insbesondere Sektoren, deren Wärmeverbrauch einen 

großen Teil des Primärenergieverbrauchs ausmachen (bspw. Chemie, Metallverarbeitung, Mi-

neralölerzeugnisse) werden in den Blick genommen. Eine direkte Abfrage bei den Unterneh-

men stellt sicher, über geplante Energieträgerwechsel oder andere energetische Maßnahmen 

informiert zu werden. Voraussetzung ist natürlich, dass die Unternehmen solche Informatio-

nen bereitstellen. 

Für Nichtwohngebäude werden die Vorgaben des Technikkatalogs zur Abbildung der Wärme-

bedarfsentwicklung genutzt.  

Diese Daten geben den aktuellen spezifischen Nutzwärmebedarf für verschiedene Branchen 

und Nutzungen an und zeigen die abgeschätzte mittlere jährliche Wärmebedarfsreduktion bis 

2040 auf. Zusätzlich werden Branchenkorrekturfaktortabellen bereitgestellt, die den Warm-

wasser- und Prozesswärmebedarf berücksichtigen.  

5.4 Wärmebedarfsreduktion im Kontext der Sanierungsraten 

Im Zuge der Potenzialanalyse werden verschiedene Sanierungsraten betrachtet sowie ihre 

Auswirkungen auf die zukünftige Entwicklung des Wärmebedarfs. Konkret sind es die Sanie-

rungsraten 1 %, 2 % und 3 %.  

 

 
62 Martin Pehnt u.a. (2011) 
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5.4.1 Entwicklung Wärmebedarf 

Welche Auswirkungen diese Annahmen für den Wärmebedarf im Jahr 2040 haben würden, 

zeigen die folgenden Grafiken. Der Wärmebedarf im Bestand ist in Abbildung 5.1 zu sehen. 

 
Abbildung 5.1: Wärmebedarf im Bestand 2022 

In der Summe beträgt der Wärmebedarf im Basisjahr 2022 rund 58,4 GWh pro Jahr. Grund-

sätzlich sind die Wärmebedarfe im dicht besiedelten Raum mit älteren Gebäuden als etwas 

erhöht gegenüber dem Rest einzuordnen. Außerdem kann dem Industriegebiet ein erhöter 

Wärmebedarf zugeordnet werden. Bezogen auf das gesamte Betrachtungsgebiet stellt sich 

aber ein eher mittlerer Wärmebedarf ein. Diese Tatsache wird auch schon in den vorherge-

henden Darstellungen zur Wärmebedarfsdichte und Wärmeliniendichte deutlich. 
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Abbildung 5.2: Wärmebedarf im Zieljahr 2040 bei 2 % Sanierungsrate 

Mit einer Sanierungsrate von 2 % sind die Wärmebedarfsreduktionen in Rethen schon in meh-

reren Baublöcken deutlich sichtbar. In der Summe sinkt der Wärmebedarf in diesem Szenario 

um rund 8 % auf ca. 53,8 GWh. 

In einem umfangreichen Abstimmungsprozess wurde entschieden für die Betrachtung in die-

ser Planung analog zur KWP der Stadt Laatzen eine Sanierungsrate von 2 % anzunehmen. Um 

die skizzierte Wärmebedarfsreduktion um 8 % bis zum Jahr 2040 zu erreichen, wird im Be-

reich der energetischen Gebäudesanierung mit Investitionen in Höhe von rund 115 Mio. € ge-

rechnet. 

5.4.2 Entwicklung Wärmeliniendichten 

Wie in Abschnitt 4.3 bereits beschrieben, ist der Wärmebedarf ein wichtiger Faktor für die 

Ermittlung von Wärmeliniendichten und damit auch für die Betrachtung hinsichtlich einer Eig-

nung für potenzielle Wärmenetze. Die Wärmeliniendichte im Bestand wird für den Vergleich 

mit dem Zieljahr hier nochmalig in Abbildung 5.3 dargestellt. 
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Abbildung 5.3: Wärmeliniendichten im Bestand 
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Abbildung 5.4: Wärmeliniendichten im Zieljahr 2040 bei 2 % Sanierungsrate 

Mit einer Sanierungsrate von 2 %, wie sie im Zielszenario festgehalten ist, verändern sich die 

Wärmeliniendichten analog zum Wärmebedarf. Somit werden mittlere Wärmeliniendichten im 

Industriegebiet oder direkt vor größeren MFH-Blöcken verortet. Der Rest des untersuchten 

Gebietes weist eine eher geringe Wärmeliniendichte auf, was mit der aufgelockerten Gebäu-

destruktur und den im Zielszenario verringerten Wärmebedarfen zusammenhängt.  

5.4.3 Wärmenetzeignung 

In der Graphentheorie wird ein Netzwerk anhand von Knoten, die Objekte oder Orte repräsen-

tieren, und Kanten, die Verbindungen zwischen diesen Knoten darstellen, modelliert. Häufig 

sind Kanten mit numerischen Werten versehen, um bspw. Kosten, Entfernungen oder Fluss-

stärken zu beschreiben. Beim Einsatz dieses Ansatzes zur Bewertung der Eignung von Wär-

menetzen werden zunächst alle relevanten Gebäude dem jeweils nächstgelegenen Straßen-

abschnitt zugeordnet. Jedes Gebäude erhält dadurch einen eindeutigen Referenzpunkt auf der 

Straße, der im anschließenden Graphen als Gebäudeknoten angelegt wird. Zusätzlich werden 

sämtliche Kreuzungen und Endpunkte der betreffenden Straßenabschnitte als Straßenknoten 

in das Netzwerk aufgenommen. 

Die Verbindungen zwischen Gebäude- und Straßenknoten sowie zwischen benachbarten Stra-

ßenknoten bilden die Kanten des Graphen. Jede dieser Kanten trägt als Gewicht die zuvor be-
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rechnete Wärmeliniendichte in Kilowattstunden pro Meter und Jahr. Eine hohe Wärmelinien-

dichte zeigt an, dass der entsprechende Straßenabschnitt besonders geeignet ist, um Wärme 

effizient zu verteilen; Abschnitte mit einer Dichte von weniger als 3.000 kWh/m/a gelten als 

unwirtschaftlich und werden aus dem weiteren Wärmenetzalgorithmus ausgeschlossen. 

Parallel zur Bewertung der Straßenabschnitte wird die Anschlusswirtschaftlichkeit der ein-

zelnen Gebäude geprüft: Fällt die Anschluss-Wärmeliniendichte eines Gebäudes unter 

500 kWh/m/a, so ist sein Anschluss aufgrund zu geringer Auslastung nicht rentabel. Da zudem 

längere Anschlussleitungen mit höheren Kosten verbunden sind, werden weiter entfernt ge-

legene Gebäude stärker benachteiligt und gegebenenfalls ebenfalls ausgeschlossen.  

Die so bereinigte Graphenstruktur, aus der unwirtschaftliche Kanten und Knoten entfernt wer-

den, bildet das technisch und ökonomisch optimierte Teilnetz ab. 

Damit ein Wärmenetz realisiert werden kann, müssen bestimmte Voraussetzungen erfüllt 

sein. Eine wichtige Grundlage ist die sogenannte Bundesförderung für effiziente Wärmenetze 

(BEW). Diese Förderung wird nur gewährt, wenn das geplante Netz mindestens 17 Gebäude 

oder alternativ 101 Wohneinheiten anschließt. Diese Grenze wird festgelegt, um sicherzustel-

len, dass sich der Bau wirtschaftlich lohnt. Außerdem wird davon ausgegangen, dass sich nur 

etwa 70 % der Gebäude in einem Gebiet tatsächlich an das Netz anschließen lassen. Demnach 

müssen mindestens 25 Gebäude (17 Gebäude * 0,7 = 24,3 Gebäude bzw. gerundet 25) in einem 

Gebiet grundsätzlich für eine Versorgung mittels Wärmenetz infrage kommen, damit am Ende 

voraussichtlich mindestens 17 davon angeschlossen werden können. Entsprechend werden 

im Zielszenario nur Gebiete berücksichtigt, die diese Anforderungen erfüllen. 

Innerhalb dieser Gebiete lässt sich dann auf Basis des Graphenmodells fundiert entscheiden, 

welche Straßenabschnitte für die Wärmeversorgung genutzt und welche Gebäude realistisch 

angeschlossen werden können. Eine abschließende Machbarkeitsprüfung sollte jedoch stets 

im Rahmen einer projektbezogenen Detailuntersuchung erfolgen. 

Tabelle 5.1: Verwendete Daten für die Ermittlung der Wärmenetzeignung 

Daten Verwendung 

Wärmebedarfe Siehe Kapitel 4.1 

Basis-DLM Enthält Straßenabschnitte als Linien von Kreuzung zu 

Kreuzung mit Angabe des Straßentyps 
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5.4.4 Entwicklung der Wärmeversorgung / Heizsysteme 

Die zukünftige Entwicklung der Heizsysteme wird anhand der Sanierungsraten prognostiziert. 

Folgende Annahmen liegen dem zugrunde: 

Tabelle 5.2: Annahmen für die Wärmeversorgung 

Merkmal Annahme 

Nahwärmeausbau Abhängig von Wärmegestehungskosten 

Ausbau Wärmepumpen Abhängig von Wärmegestehungskosten 

Ausbau Biomasseheizungen Abhängig von Wärmegestehungskosten 

Ausbau Wasserstoffheizungen Abhängig von Wärmegestehungskosten 

Strompreis (2040) Strom Haushalte 27,9 Ct/kWh 

Strom GHD 18,7 Ct/kWh 

Strom Industrie 8 Ct/kWh 

Preis Biomasse 
Biomasse Stroh 30,4 Ct/kWh  

Biomasse Hackschnitzel 33,71 Ct/kWh  

Biomasse Pellets 40,74 Ct/kWh  

Preis Wasserstoff 120 Ct/kWh 

Preis Biogas 69 Ct/kWh 

Folgende Heizsystemvarianten sind als dezentrale Wärmelösungen berücksichtigt: 

• Biomassekessel 

• Wasserstoffkessel 

• Stromdirektheizung 

• Luft-Wasser-Wärmepumpe 

• Sole-Wasser-Wärmepumpe 

• Blockheizkraftwerk (BHKW) Biogas 

• Großwärmepumpe Luft 

In den Nahwärme-Varianten sind folgende Erzeugungsvarianten angesetzt: 

• Großwärmepumpe Luft 

• BHKW Wasserstoff 

• Biomasse Heizkraftwerk 

• BHKW Biogas 

Die Nahwärmenetze werden in folgenden Varianten berechnet: 

• Wärmenetze konventionell – Verteilungsnetze 

• Wärmenetze Niedertemperatur 

• Wärmenetze Kalte Nahwärme 
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Ein Niedertemperatur-Wärmenetz wird mit einer Betriebstemperatur von unter 70 °C betrie-

ben. Dadurch können auch erneuerbare Wärmequellen mit geringeren Temperaturen in das 

Wärmenetz eingebunden und somit nutzbar gemacht werden. Zudem lassen sich Verluste 

durch die geringere Temperatur reduzieren.  

Kalte Nahwärmenetze hingegen werden mit Netztemperaturen von 15 – 25 °C betrieben, 

wodurch weitere Energiequellen wie Abwärme aus Klimaanlagen direkt genutzt werden kön-

nen. Auf der Abnehmerseite ist in einem kalten Nahwärmenetz jedoch eine Wärmepumpe oder 

ein elektrischer Durchlauferhitzer erforderlich, um höhere Temperaturen bereitzustellen. 

Die Wärmegestehungskosten (WGK) der Heizsystemvarianten sind für jedes Einzelgebäude im 

Stadtgebiet für unterschiedliche Jahre ermittelt. Je niedriger der Wert, desto günstiger lässt 

sich eine Kilowattstunde mit dem jeweiligen Heizsystem erzeugen und desto größer ist die 

Wahrscheinlichkeit, dass ein Technologiewechsel stattfindet. Die Wärmegestehungskosten 

sind die Kosten, die entstehen, um Wärme zu erzeugen und zu liefern. Sie werden berechnet, 

um verschiedene Heiztechnologien miteinander zu vergleichen und die wirtschaftlichste Lö-

sung zu finden.  

Die Berechnung der Wärmegestehungskosten erfolgt auf Basis der folgenden, vereinfacht 

dargestellten Formel: 

 

 

 

Die gezeigten Begriffe werden im Folgenden kurz erläutert: 

Investitionskosten:  

Investitionskosten sind die Kosten für den Bau und die Installation der Heizungsanlage, wie 

z. B. eine Wärmepumpe. 

Betriebskosten:  

Die Betriebskosten umfassen die laufenden Kosten für den Betrieb der Anlage, wie z. B. 

Brennstoffkosten, Wartung und Reparaturen. 

Finanzierungskosten:  

Für die Finanzierung der Erzeugungsanlage wird angenommen, dass sie über Kredite finan-

ziert wird und entsprechend müssen auch die Zinsen und Tilgungen berücksichtigt werden. 

Erzeugte Wärmemenge: 

Die insgesamt erzeugte Wärmemenge wird verwendet, um die Kosten pro erzeugte Wärme-

einheit (z. B. pro Kilowattstunde) zu ermitteln. 

Ebenfalls relevant für die Berechnung der Wärmegestehungsdauer ist die Nutzungsdauer der 

Anlage. Die Annahmen für die Lebensdauer einer Anlage fließen in die Betriebskosten und 

𝑊ä𝑟𝑚𝑒𝑔𝑒𝑠𝑡𝑒ℎ𝑢𝑛𝑔𝑠𝑘𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛 =
𝐼𝑛𝑣𝑒𝑠𝑡𝑖𝑡𝑖𝑜𝑛𝑠𝑘𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛 + 𝐵𝑒𝑡𝑟𝑖𝑒𝑏𝑠𝑘𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛 + 𝐹𝑖𝑛𝑎𝑛𝑧𝑖𝑒𝑟𝑢𝑛𝑔𝑠𝑘𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛

𝑒𝑟𝑧𝑒𝑢𝑔𝑡𝑒 𝑊ä𝑟𝑚𝑒𝑚𝑒𝑛𝑔𝑒
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Finanzierungskosten ein. Neben den Wärmegestehungskosten ist auch das Alter der beste-

henden Heizung relevant. Hier ist die Wahrscheinlichkeit eines Technologiewechsels höher, 

wenn die Heizung ein hohes Alter hat.  

5.4.5 Entwicklung Wärmeversorgung 

Mit der eingangs dargestellten Sanierungsrate verändert sich nicht nur der Wärmebedarf in 

den einzelnen Baublöcken. Auch die Eignung für eine zentrale Versorgung über ein Wärme-

netz oder für eine dezentrale Versorgung, bspw. durch Wärmepumpen, wird beeinflusst. Wie 

sich die Energieträgereignung über die Sanierungsrate hinweg verändert, zeigt die folgende 

Grafik. Hier wird auf Basis des Technikkatalogs des BMWK für jedes Gebäude in jedem Sze-

nario berechnet, welches der wirtschaftlichste Energieträger wäre. In der Baublockdarstel-

lung wird darauf aufbauend wieder die dominierende Eignung dargestellt. Für eine bessere 

Nachvollziehbarkeit wird im Folgenden nur zwischen zentraler und dezentraler Wärmever-

sorgung unterschieden. 

 
Abbildung 5.5: Wirtschaftlichste Wärmeversorgung im Zieljahr 2040 bei 2 % Sanierungsrate 

Mit einer Sanierungsrate von 2 % lässt sich erkennen, dass das Quartier hauptsächlich durch 

dezentrale Lösungen dominiert ist. Lediglich im Zentrum können einige durch MFH domi-

nierte Baublöcke durch zentrale Lösungen versorgt werden, da hier eine ausreichen hohe 

Wärmeliniendichte vorliegt. 
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Für die Betrachtung der Entwicklung der Heizungssysteme bis zum Jahr 2040 wird ebenfalls 

eine Sanierungsrate von 2 % angenommen. Aus den Berechnungen der Wärmeversorgung er-

geben sich Investitionen in den Heizungstausch von in Summe rund 33 Mio. €. Davon entfallen 

etwa 4 Mio. € auf die zentrale Wärmeversorgung und ca. 29 Mio. € auf die dezentrale Versor-

gung. 

5.4.6 Entwicklung CO2-Emissionen 

Die mit der Wärmeversorgung der Gebäude verbundenen THG-Emissionen berechnen sich 

durch Multiplikation der Endenergiemenge des jeweiligen Energieträgers mit dem zugehöri-

gen THG-Emissionsfaktor. Die Auflistungen der verwendeten Daten sowie der Emissionsfak-

toren sind bereits in Kapitel 4.5 in Tabelle 4.5 und Tabelle 4.6 zu finden. 

Durch die prognostizierten Veränderungen in den Bereichen Wärmebedarf, Heizsysteme und 

verwendete Energieträger verändern sich auch die Emissionen von THG.  

Nicht nur sinken die Wärmbedarfe, auch die Heizsysteme werden effektiver und vor allem 

werden in Zukunft immer mehr, bis ausschließlich klimaneutrale Energieträger eingesetzt. 

Durch diese Kombination an Entwicklungen sinkt der Ausstoß von THG für die Bereitstellung 

von Raumwärme und Warmwasser entsprechend den Vorgaben aus dem NKlimaG bis zum 

Zieljahr 2040 auf null Tonnen CO2-Äquivalent. In Abbildung 5.6 wird nochmalig der Bestand 

der THG-Emissionen pro Baublock dargestellt. 

 
Abbildung 5.6: CO2-Emissionen im Bestand 
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Abbildung 5.7: CO2-Emissionen im Zieljahr 2040 bei 2 % Sanierungsrate 

Mit einer Sanierungsrate von 2 % sowie den prognostizierten Heizungstauschen, sinken die 

THG-Emissionen innerhalb des Quartiers sehr deutlich, wie in Abbildung 5.7 zu erkennen. Alle 

untersuchten Baublöcke weisen nun einen sehr geringen Ausstoß an CO2-Äquivalenten auf. 

Nach den Betrachtungen der Potenziale im Bereich der Wärmebedarfsreduktion und deren 

Auswirkungen auf eine Unterteilung in Eignungsgebiete folgen in den nächsten Unterkapiteln 

zunächst die Ausführungen zu den im Quartier betrachteten Wärmeerzeugungspotenzialen. 

5.5 Potenzial von Luft-Wärmepumpen 

Die Wärmepumpe stellt aufgrund ihrer Vielfältigkeit eine der wahrscheinlichsten Möglichkei-

ten bei der dezentralen Wärmeversorgung dar. Mit Blick auf das Ziel eines zukünftig CO2-

neutralen Strommixes oder über den Bezug von Ökostrom lässt sich in Zukunft und auch be-

reits heute eine klimaneutrale Einzelversorgung mit Wärme darstellen. 

Die technischen Rahmenbedingungen einer Wärmepumpe im Allgemeinen zeigt die folgende 

Abbildung 5.8 
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Abbildung 5.8: Schematische Darstellung einer Wärmepumpe63  

Die Funktionsweise von Wärmepumpen basiert auf einem Kältemittelkreislauf, wie Abbildung 

5.8 dargestellt. Das Kältemittel wird mithilfe von Umweltwärme verdampft. Anschließend 

komprimiert ein Verdichter das Gas, sodass der Druck und die Temperatur steigen. Über einen 

Wärmeübertrager kann die Wärmeenergie abgeleitet und zum Heizen genutzt werden. Durch 

die Wärmeabgabe kondensiert das Kältemittel und liegt nach einer Entspannung durch eine 

Drossel wieder im Ausgangszustand vor. Die Umweltwärme kann dabei aus der Außenluft, 

dem Erdreich (siehe Kapitel Potenzial Oberflächennahe Geothermie) oder Wasser entnommen 

werden. Außenluft bietet dabei das größte bauliche Potenzial, da das Vorhandensein grund-

sätzlich überall gegeben ist.  

Für den Betrieb von Wärmepumpen wird Strom benötigt, der den beschriebenen Prozess an-

treibt. Ein zentraler Faktor für den Einsatz von Wärmepumpen ist zudem die Jahresarbeits-

zahl (JAZ). Sie ist eine Kennzahl, die die Effizienz einer Wärmepumpe über ein ganzes Jahr 

hinweg beschreibt. Die JAZ gibt das Verhältnis zwischen der erzeugten Wärme und der dafür 

eingesetzten elektrischen Energie an. Eine höhere JAZ bedeutet, dass die Wärmepumpe effi-

zienter arbeitet, da sie mehr Wärme im Verhältnis zum eingesetzten Strom erzeugt. Bspw. 

bedeutet eine JAZ von 3, dass aus 1 kWh Strom 3 kWh Wärme erzeugt werden. Eine gute JAZ 

führt zu geringeren Energiekosten, da weniger Strom für die gleiche Menge an Wärme benö-

tigt wird. Wärmepumpen mit hoher JAZ haben eine bessere Klimabilanz, da sie weniger Ener-

gie verbrauchen und somit weniger CO₂-Emissionen verursachen. Die JAZ unterscheidet sich 

je nach Typ der Wärmepumpe und den Betriebsbedingungen. Sie ist ein praxisnaher Indikator, 

der hilft, die tatsächliche Leistung und die Kosten einer Wärmepumpe realistisch einzuschät-

zen. 

 
63 Bundesverband Wärmepumpe (BWP) e.V. (2025) 
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Als Restriktion für die Luft-Wärmepumpeneignung eines Gebäudes werden die geltenden Ab-

standsregelungen herangezogen. Für die Stadt Laatzen und das hier untersuchte Quartier 

greift an dieser Stelle die Niedersächsische Bauordnung (NBauO), die in § 5 die Grenzab-

stände vorgibt. Hier wird auf einen Abstand von 3 m zur nächsten Bebauung verwiesen. Auch 

wenn dieser Wert unter bestimmten Rahmenbedingungen reduziert werden kann, bildet er 

als sichere Abschätzung die Grundlage für die Ermittlung der gebäudescharfen Eignung für 

eine Luft-Wärmepumpe.  

Die Rahmenbedingungen für eine Unterschreitung (auf bis zu 1 m von der Grundstücksgrenze) 

betreffen nach NBauO § 5 Abs. 8 Satz 4 „freistehende Wärmepumpen einschließlich ihrer Fun-

damente und Einhausungen mit einer Höhe bis zu 2 m, wenn a) die Abstände nach den Absät-

zen 1 bis 7 auf dem Baugrundstück anders nicht eingehalten werden können und b) auf den 

Nachbargrundstücken keine unzumutbaren Beeinträchtigungen, insbesondere aufgrund von 

Eisbildung, Geräuschen und Abluft, entstehen.“ 

Tabelle 5.3: Verwendete Daten zur Ermittlung des Luft-Wärmepumpen-Potenzials 

Daten Verwendung 

LoD2 Anhand der Gebäudegrundrisse kann das Gebäude räumlich verortet werden. 

Flurstücke inkl. 

der vorhandenen 

Bebauung 

Anhand der Flurstücke und der darauf befindlichen Bebauung wird ermittelt, ob 

der Platz für die Installation einer Wärmepumpe ausreichend ist und die vorge-

schriebenen Abstandsregeln eingehalten werden. 

Die Ergebnisse zur Luft-Wärmepumpeneignung auf Baublockebene finden sich in Abbildung 

5.9. Hier wird dargestellt, zu welchen Anteilen sich die Gebäude in einem Baublock über eine 

Luft-Wasser-Wärmepumpe versorgen lassen würden. 
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Abbildung 5.9: Anteil der für eine Luft-Wasser-Wärmepumpe geeigneten Gebäude je Baublock 

Rund 1.408 Gebäude im Quartier könnten durch Luft-Wärmepumpen versorgt werden. Insge-

samt beträgt das Potenzial für Luft-Wärmepumpen jährlich über 58 GWh bei einem Deckungs-

anteil von 100 %. Während in den äußeren Bereichen des Quartiers sehr hohe Deckungsan-

teile möglich sind, stellt die dichte Bebauung in zentralen Bereichen in einigen Fällen ein Hin-

dernis für den Einsatz der dezentralen Wärmeversorgung mit Luft-Wärmepumpen dar. 

5.6 Potenzial Oberflächennahe Geothermie - Sole-Wärmepumpen de-

zentral  

Neben Luft-Wärmepumpen bergen Sole-Wärmepumpen ein weiteres großes Potenzial für die 

dezentrale, aber auch die zentrale Wärmeversorgung. Während die grundsätzliche Funktion 

einer Wärmepumpe bereits in Abbildung 5.8 beschrieben ist, visualisiert Abbildung 5.10 die 

Installation von Wärmesonden auf dem Grundstück eines Gebäudes.  
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Abbildung 5.10: Gebäude mit Erdwärmesonden64 

Oberflächennahe Erdwärmesondensysteme in Tiefen oberhalb von 100 m stellen die übliche 

Art der geothermischen Nutzung dar. In einem geschlossenen Rohrsystem zirkuliert ein Wär-

meträgermedium, das dem Erdreich Wärme entzieht, wenn die Temperatur des Erdreichs die 

des Wärmeträgermediums übersteigt. Die dem Erdreich entzogene Wärme ersetzt hierbei die 

Umgebungswärme der Luft bei Luft-Wasser-Wärmepumpen. Die Wärmeenergie wird zusätz-

lich mithilfe einer Wärmepumpe auf die notwendige Heiztemperatur angehoben.  

Ähnlich zu den Luft-Wärmepumpen gibt es auch hier Restriktionen, die berücksichtigt werden 

müssen. Neben den Abstandsregelungen, die auch für Sole-Wärmepumpen gelten, sind in 

diesem Fall Schutzgebiete, die eine Installation der Sonden nicht zulassen, und die Größe ei-

nes Grundstücks, auf dem die Sonden installiert werden sollen, maßgeblich. Die Datenbasis 

für die Betrachtung der Potenzialflächen findet sich in Tabelle 5.4 und Tabelle 5.5. 

 
64 Niedersächsischer Geothermiedienst (NGD); Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (2025) 
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Tabelle 5.4: Verwendete Daten zur Ermittlung des Geothermie-Potenzials 

Daten Verwendung 

Basis-DLM Ausweisung von Schutzgebieten (Wasser-, Landschafts-, Na-

turschutz- und FFH-Gebiete) 

Karte „Nutzungsbedingungen für 

Erdwärmesonden“, Niedersächsi-

sches Bodeninformationssystem 

vom LBEG (Landesamt für Berg-

bau, Energie und Geologie) 

Ermittlung von Restriktionsflächen für die geothermische Nut-

zung 

Wasserschutzgebiete Ermittlung von Restriktionsflächen für die geothermische Nut-

zung 

Flurstücke und Gebäude Ermittlung nutzbarer Flächen durch die Verschneidung der 

Flurstücksflächen abzgl. eines 5m-Randes mit der Grundfläche 

beheizter Gebäude 

Ausgeschlossen ist der Einsatz von Erdwärmesonden insbesondere in Trinkwasser-Wasser-

schutzgebieten der Klasse 1, 2 und A. Wie in Abbildung 5.11 gezeigt, verläuft solch ein Schutz-

gebiet nicht durch das Untersuchungsgebietes. In den weiteren Gebieten mit Einschränkungs-

gründen ist ein Einsatz nicht ausgeschlossen, aber er muss im Einzelfall geprüft werden. Die 

Bereiche mit Einschränkungsgründen werden entsprechend nicht aus der Betrachtung aus-

geschlossen. 
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Abbildung 5.11: Flächenbeschränkungen oberflächennahe Geothermie 

Während Tabelle 5.4die Geodatenbasis aufzeigt, werden in Tabelle 5.5 die Annahmen für Rest-

riktionen hinsichtlich einer ausreichenden Grundstücksgröße gezeigt.  

Tabelle 5.5: Annahmen zur Bestimmung des geothermischen Potenzials 

Merkmal Annahme 

Spezifische Entzugsleistung Standard-Untergrund 40 W/m 

Betriebsstunden 1.800 h/a 

Sondenlänge 100 m 

Jährlicher Sondenertrag 7.200 kWh/a 

Zu deckender Wärmebedarf durch die Wärmepumpe Individuell 

Flächenbedarf je Sonde (enthält 5 m Abstand zwischen den Sonden und 

zur Grundstücksgrenze) 

20 m² 

Ausgehend von den gezeigten Werten wird ermittelt, ob auf dem zu einem Gebäude gehören-

den Grundstück unter Annahme eines Mindestabstandes zwischen den Sonden und zur 

Grundstücksgrenze genügend Wärmesonden gesetzt werden könnten, um den im Zieljahr 

2040 benötigten Wärmebedarf zu decken. Nur wenn genügend Wärme bereitgestellt werden 

kann und der Deckungsanteil bei mindestens 100 % liegt, ergibt sich eine Eignung für eine 

Sole-Wärmepumpe. 
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Etwa 453 Gebäude im Quartier könnten durch Sole-Wärmepumpen versorgt werden. Dies ent-

spricht einem Anteil von rund 32 % der Gebäude. Insgesamt beträgt das geothermische Po-

tenzial jährlich rund 30,8 GWh. Das entspricht einem Deckungsanteil von rund 53 % des Ge-

samtwärmebedarfs im Bestand bzw. 57 % des prognostizierten Wärmebedarfes im Jahr 2040 

im Quartier bei einer Sanierungsrate von 2 %. Die Verteilung der Eignung auf die einzelnen 

Baublöcke im Quartiert findet sich in Abbildung 5.12. 

 
Abbildung 5.12: Anteil der für eine Sole-Wasser-Wärmepumpe geeigneten Gebäude je Baublock 

Wichtig an dieser Stelle zu erwähnen ist, dass alle Objekte, die mit einer Sole-Wärmepumpe 

versorgt werden könnten, auch für eine Versorgung mit einer Luft-Wärmepumpe geeignet 

sind. 

5.7 Potenzial Oberflächennahe Geothermie - Sole-Wärmepumpen zent-

ral  

Neben der dezentralen Versorgung durch Sole-Wärmepumpen ist auch die Speisung eines 

Wärmenetzes durch größere Sondenfelder möglich. Dafür wurden im Quartier geeignete Flä-

chen identifiziert. Besonders geeignet sind Grünflächen/Ackerflächen, die in den Flächennut-

zungsdaten als solche ausgewiesen sind. Zudem müssen die identifizierten Gebiete innerhalb 

eines 500-m-Radius zu einem bestehenden Wärmenetz liegen. Am Ende werden die entspre-

chenden Flurstücke sowie das zugrunde liegende Potenzial ausgewiesen. Da in dem unter-

suchten Gebiet keine weiteren Schutzgebiete ausgewiesen sind, werden alle potenziellen 
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Freiflächen vollumfänglich als Potenzial angegeben. Die untersuchten Freiflächen sind in fol-

gender Grafik Abbildung 5.13 dargestellt.  

 
Abbildung 5.13: Freiflächen Energieerzeugung 

Für eine Energieerzeugung eignen sich im Betrachtungsgebiet grundsätzlich zwei Flächen. 

Ausgehend von diesen Flächen ergibt sich in Rethen in Summe ein Potenzial für oberflächen-

nahe Geothermie in der zentralen Wärmeversorgung von knapp 1 GWh pro Jahr. Allerdings ist 

hierbei die Flächenkonkurrenz zu erwähnen, da meist nur ein Potenzial pro Freifläche geho-

ben werden kann oder zumindest eine negative Wechselwirkung beachtet werden sollte. 

5.8 Potenzial Solarenergie 

Um den Wärmebedarf im Quartier zukünftig mithilfe erneuerbarer Energien decken zu kön-

nen, spielt der Einbezug des Solarpotenzials eine wichtige Rolle. Dabei muss zum einen zwi-

schen dem potenziellen Stromertrag aus PV-Anlagen und dem Wärmeertrag aus Solarther-

mieanlagen unterschieden werden. Für beide Technologien besteht die Möglichkeit der Nut-

zung von Dach- sowie von Freiflächen. 

Erzeugter Strom aus PV-Anlagen kann sowohl für den Betrieb von Wärmepumpen als auch 

zur Bereitung von Warmwasser verwendet werden. Im Folgenden wird zunächst der potenzi-

elle Stromertrag aus PV-Anlagen auf Gebäudedächern des Quartiers betrachtet. 
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Tabelle 5.6: Verwendete Daten zur Ermittlung des Dachflächen-Solarpotenzials 

Daten Verwendung 

Geodatensatz aus dem Solarka-

taster der Region Hannover 

Nutzung der gebäudebezogenen Solarstromerträge zur  

Ermittlung des Solarpotenzials im Stadtbezirk 

Die Stadt Laatzen nutzt das Solarkataster der Region Hannover. Dieses Kataster definiert für 

Solarmodule geeignete Dachflächen ab einem Einstrahlungsanteil von über 65 %. Dieser An-

teil errechnet sich aus der Ausrichtung und dem Aufstellwinkel der Module. Zudem dürfen 

geeignete Dachflächen zu weniger als 20 % durch umliegende Gebäude, Vegetation oder Ähn-

liches verschattet sein. Für Flachdächer wurde aufgrund der Aufständerung mit einer Modul-

fläche von 40 % der verfügbaren Dachfläche gerechnet. Der Wirkungsgrad der Module beträgt 

immer 20 %. Abbildung 5.14 zeigt das resultierende Potenzial für Solarstrom in den Baublö-

cken im Quartier. 

 
Abbildung 5.14: Potenzial Solarstrom auf Dachflächen je Baublock 

Das jährliche Solarstrompotenzial der Dachflächen im Quartier liegt bei insgesamt rund 

32 GWh. Laut Marktstammdatenregister (MaStR) sind in dem zu betrachteden Quartier zurzeit 

280 PV-Anlagen mit einer Leistung von ca. 4 MW im Betrieb bzw. in Planung (Stand Juli 2025). 

Der resultierende Jahresstromertrag liegt bei rund 4 GWh bzw. 12,5  % des Solardachpoten-

zials und kann noch erheblich gesteigert werden. Zu einer Steigerung beitragen soll die seit 

dem 01.01.2025 geltende Pflicht zur Errichtung von PV-Anlagen auf Dächern, die neu errichtet 
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oder erneuert werden. Ausgehend von § 32 der NBauO müssen alle Dachflächen mit einer 

Größe von mehr als 50 m² zu mindestens 50 % der neuen oder erneuerten Dachfläche mit 

einer Anlage zur Erzeugung von Solarstrom belegt werden. Die möglicherweise geltenden 

Ausnahmen von dieser Pflicht sind dem genannten Paragrafen zu entnehmen. 

Der Einsatz von Solarstrom wird in erster Priorität direkt für Stromanwendungen (IT, Haus-

haltsgeräte u.v.m.) und in zweiter Priorität zur Wärmeversorgung erfolgen. Anhand von pro-

jektbezogenen Planungen unter Berücksichtigung der statischen Anforderungen sind die kon-

kreten Einsatzmöglichkeiten zu ermitteln. 

Alternativ ist eine Nutzung der Dachflächen durch Solarthermieanlagen möglich. Mit diesen 

wird die solare Strahlungsenergie nicht erst in Strom umgewandelt, sondern direkt zu Heiz-

zwecken genutzt. Eine Heizungsanlage, welche ausschließlich durch Solarthermie betrieben 

wird, existiert nach heutigem Stand der Technik nicht. Sie kommt zumeist in hybriden Heizsys-

temen und zur Bereitstellung von Trinkwarmwasser zum Einsatz. 

Bei einer angenommenen Wärmemenge von 3.500 kWh pro Jahr und Dachfläche für eine An-

lage mit 7 m² Kollektorfläche ergibt sich ein erhebliches Potenzial für die kommunale Wär-

meversorgung. Hierbei werden nur die Dächer von EFH, RH und MFH betrachtet, nicht die von 

Gewerbe- und Industriegebäuden. Das Potenzial im Quartier durch Solarthermie liegt damit 

bei 4,5 GWh pro Jahr. 

Neben der Nutzung von Dachflächen besteht auch die Möglichkeit, das Solarpotenzial auf Frei-

flächen zur Deckung des Wärmebedarfs einzusetzen. Bei der Nutzung von Freiflächen, die 

etwas abseits von Wohnbebauung liegen, bietet sich häufig auch der Einsatz von PV-Anlagen 

an, da der erzeugte Strom nahezu verlustfrei transportiert werden kann. Wärmeleitungen hin-

gegen weisen Verluste auf und somit sind Heizzentralen sehr standortabhängig. Innerhalb des 

Quartiers wird aktuell kein Potenzial für die Errichtung von Freiflächen-PV-Anlagen gesehen, 

aber der Einsatz von Solarthermieanlagen auf Freiflächen zur Speisung von Wärmenetzen ist 

denkbar. Diese findet zumeist in Verbindung mit entsprechenden oder in direkter Nähe zu 

Wärmenetzen statt und ist stärker standortabhängig. Für Solarthermieanlagen werden Frei-

flächen in unmittelbarer Nähe von Heizzentralen bevorzugt, um die Leitungskosten und Wär-

meverluste möglichst gering zu halten. Die Technologie kann als Erzeugungsanlage für Wär-

menetze ihre Anwendung finden und wird über das BAFA mit der Bundesförderung für effizi-

ente Wärmenetze (BEW) auch gefördert.  

Auf den vorliegenden Freiflächen in Abbildung 5.13 kann von einem Solarthermie-Potenzial in 

Höhe von etwa 1 GWh pro Jahr ausgegangen werden. Damit ist das Potenzial auf den Freiflä-

chen deutlich kleiner als auf den Dächern im Quartier. Alternativ könnten auf denselben Flä-

chen über PV-Anlagen auf rund 0,2 GWh Strom jährlich erzeugt werden. 

5.9 Potenzial Abwasser 

Die Temperatur des Abwassers in den Kanälen beträgt während der Heizperiode zwischen 

10 °C und 15 °C. Mithilfe von Wärmepumpen kann die Temperatur auf ein ausreichendes 
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Heizniveau erhöht werden. Eine Kläranlage gibt es im Quartier nicht und die Stadt Laatzen 

insgesamt betreibt auch keine eigene Stadtentwässerung. 

Tabelle 5.7: Verwendete Daten zur Ermittlung des Potenzials der Abwärme von Abwasser 

Daten Verwendung 

Infrastrukturdaten der 

Fachabteilungen 

Abschätzung der nutzbaren Wärmemengen 

Mit Blick auf die im Quartier verbauten Abwasserleitungen wird eine Nutzung aufgrund des 

Durchmessers grundsätzlich als möglich angesehen. Der Einbau und die Wartung von Wär-

meübertragern sind ab einem Innendurchmesser von 800 mm realistisch darstellbar und 

nach Auskunft der Stadtverwaltung wurde das Leitungsnetz im Quartier mit ausreichend gro-

ßen Durchmessern erstellt. Berücksichtigt werden muss bei einer Nutzung von Wärme aus 

den Abwasserleitungen aber, dass es bei einer zu großen Entnahme zu einer Abkühlung des 

Abwassers und damit zu Veränderungen in den Prozessen der Kläranlage kommen kann. 

Nach Aussage der Stadtentwässerung der Region Hannover müssen die Temperaturen des 

Abwassers bei 10 °C am Zulauf bzw. 12 °C am Belebungsbecken liegen. Über das Alter des 

Leitungsnetzes konnten keine Daten zusammengetragen werden und auch die Leitungsver-

läufe konnten nicht eingesehen werden. Da keine Informationen zu Trockenwetterabflüssen 

in den Leitungen vorliegen, kann kein konkretes Potenzial abgeschätzt werden. Grundsätzlich 

lässt sich jedoch sagen, dass nur Leitungen infrage kommen, in denen es einen Trockenwet-

terabfluss von 10 l/s bis 15 l/s gibt. Bestenfalls handelt es sich bei den Kanälen, die genutzt 

werden sollen, um Neubauten oder sanierte Kanäle. Allerdings sind die Leitungen, welche 

einen solchen Durchmesser im Quartier aufweisen die Hauptabwasserleitungen, welche für 

eine technische Umsetzung der Abwärmenutzung nicht außer Betrieb genommen werden 

können. Somit ergibt sich keine Abwasserwärmepozential innerhalb des Quartieres. 

5.10 Unvermeidbare Abwärme  

In Industrieprozessen und bei der thermischen Abfallbehandlung fallen große Mengen unver-

meidbarer Abwärme an, die zur Wärmeversorgung genutzt werden können. „Unvermeidbare 

Abwärme“ ist im § 3 Absatz 1 Nummer 13 WPG definiert als: Wärme die als unvermeidbares 

Nebenprodukt, anfallend in einer Industrieanlage, Stromerzeugungsanlage, bei Elektrolyseu-

ren oder im tertiären Sektor, welche ohne Wärmenetzzugang ungenutzt in die Luft oder ins 

Wasser abgeleitet werden würde. Ebenso muss nach § 3 Absatz 4 WPG die Wärme aus ther-

mischer Abfallbehandlung oder thermischer Behandlung von Klärschlamm als unvermeid-

bare Abwärme behandelt werden. Abwärme gilt dann als unvermeidbar, soweit sie aus meh-

reren Gründen (wirtschaftlich, sicherheitstechnisch, sonstige) nicht im Produktionsprozess 

nutzbar ist und nicht mit vertretbarem Aufwand verringert werden kann. 

In Gewerbe und Industrie kommen Elektroprozesswärmeverfahren wie Öfen und Trockner so-

wie strombetriebene Querschnittstechnologien wie Druckluft-, Kälte- und Lüftungsanlagen 

zum Einsatz, die wesentliche Abwärmemengen erzeugen können.  
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Die erzielbaren Abwärmetemperaturen und -ströme variieren je nach Branche und können 

zwischen 20 °C und über 600 °C liegen. Diese Abwärmemengen schwanken oft mit der Pro-

duktionsmenge und sind daher von der gesamtwirtschaftlichen Situation abhängig. Studien 

zeigen, dass ein Großteil des extern nutzbaren Abwärmepotenzials nach internen Optimierun-

gen im Bereich von 20 – 120 °C liegt. Je nach Temperaturniveau der Abwärme und den Anfor-

derungen des Wärmenetzes kann eine Aufwertung der Abwärme, bspw. durch Wärmepum-

pen, notwendig sein. 

Bei industriellen Standorten mit hohem Energieverbrauch besteht grundsätzlich die Möglich-

keit, dass in erheblichem Umfang nutzbare Abwärme anfällt. Große Einzelpotenziale weisen 

u. a. die Chemie- und die Zementindustrie auf. Häufig wird diese Abwärme bereits vor Ort ge-

nutzt und steht somit außerhalb des Standorts nicht oder nur anteilig zur Verfügung. Die Mög-

lichkeit der Nutzung hängt im Einzelfall von verschiedenen Faktoren wie z. B. dem Tempera-

turniveau, dem Trägermedium (z. B. Luft, Wasser, Dampf) und der zeitlichen Verfügbarkeit ab. 

Die Abwärmenutzung muss erfolgen, ohne den industriellen Kernprozess des Einspeisers zu 

stören. Daher sind nicht alle theoretischen Potenziale in der Praxis nutzbar. 

Für große Einzelpotenziale in der Nähe einer bestehenden oder geplanten Wärmeleitung 

kommt eine Einspeisung in das Wärmenetz in Betracht. Kleinere dezentrale Potenziale kön-

nen im Hinblick auf eine Nahwärmeversorgung benachbarter Objekte ausgewertet werden. 

Neben technischen Parametern ist bei industriellen Einspeisern auch das sogenannte 

„Adressrisiko“ zu berücksichtigen: Die Verfügbarkeit der Wärmequelle hängt vom wirtschaft-

lichen Erfolg des Industriebetriebs ab. Gerät der einspeisende Betrieb in wirtschaftliche 

Schwierigkeiten, ist u. U. die Wärmeversorgung des benachbarten Quartiers gefährdet. Zu-

dem kommt es auf die saisonale Verfügbarkeit der Wärme an. In der Zementindustrie liegen 

die Stillstandszeiten der Anlagen typischerweise in den kältesten Winterwochen, weil dann die 

Bautätigkeit ruht. Die Abwärme steht genau dann nicht zur Verfügung, wenn sie am drin-

gendsten gebraucht wird. Es muss eine zusätzliche Anlage verfügbar sein, was den Wert der 

Abwärmelieferung erheblich mindert und die Erschließung dieses Potenzials erschwert. 

Für das Quartier werden auf Basis der erhobenen Verbrauchsdaten, ausgehend von den Ge-

sprächen mit der Stadtverwaltung sowie mittels des Abwärmekatasters der Bundesstelle für 

Energieeffizienz (BfEE) keine für eine Abwärmenutzung in Frage kommenden Betriebe ermit-

telt. 

5.11 Zukünftiger Strombedarf Elektromobilität, Wärme und Haushalt 

Im Rahmen der Konzepterstellung wird ein vereinfachtes Modell zur Abschätzung des zukünf-

tigen Strombedarfs von EFH entwickelt. Dabei wird angenommen, dass im Jahr 2040 jedes 

EFH über eine eigene Wallbox verfügt, um Elektrofahrzeuge zu laden. Bei einer angenomme-

nen jährlichen Fahrleistung von 15.000 km und einem Verbrauch von 20 kWh pro 100 km 

ergibt sich ein reiner Ladebedarf von 3.000 kWh pro Jahr (15.000 km ÷ 100 km × 20 kWh). Für 

eine Abschätzung der zukünftigen Ladeinfrastruktur in Unternehmen liegen derzeit keine aus-

reichenden Daten vor, sodass dieser Bereich in den Berechnungen nicht berücksichtigt wird. 
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Zusätzlich wird der Strombedarf der Wärmepumpen in der dezentralen Versorgung berück-

sichtigt, der sich aus dem individuellen Wärmebedarf des Gebäudes ableitet. Dieses Modell 

dient als Grundlage, um zukünftige Szenarien des Stromverbrauchs im Wohnungssektor zu 

untersuchen und notwendige Anpassungsmaßnahmen im Stromnetz zu evaluieren. Ausge-

hend von der Sanierungsrate verändert sich mit dem Wärmebedarf auch der zukünftige 

Strombedarf für die Versorgung von Wärmepumpen.  

Der in Abbildung 5.15 für das Zieljahr gezeigte Strombedarf für Elektromobilität bleibt unab-

hängig von der Sanierungsrate immer konstant und beläuft sich auf insgesamt 3.873 MWh. 

 
Abbildung 5.15: Strombedarf Elektromobilität im Jahr 2040 

Man erkennt insbesondere in den Baublöcken die mehrheitlich von EFH und ZFH geprägt sind, 

dass die erwarteten Strombedarfe für die Ladeinfrastruktur steigen werden. Die Baublöcke 

mit größeren MFH oder Nichtwohngebäuden, weisen einen eher geringen Strombedarf für 

Elektromobilität auf.  

Die Entwicklung des Strombedarfs für Wärme ist analog zu den in Kapitel 5.2 dargestellten 

Veränderungen des Wärmebedarfs über die Sanierungsrate von 2 % zu sehen. Der Strombe-

darf für Wärme im Bestand ist in  

Abbildung 5.16 zu erkennen. Aufgrund der aktuell geringen Anzahl an Wärmeversorgungssys-

temen mit Heizstrom, spiegelt die Abbildung auch einen sehr geringen Bedarf über das ge-

samte Gebiet wider. Der Strombedarf für Wärme beläuft sich im Bestand auf rund 34 MWh. 
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Abbildung 5.16: Strombedarf für dezentrale Wärme im Bestand 
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Abbildung 5.17: Strombedarf dezentrale Wärme bei Sanierungsrate 2 % 

Mit einer Sanierungsrate von 2 % und den prognostiziertem Heizungstausch ändert sich das 

Bild des Strombedarfs deutlich. Die Strombedarfe in den Baublöcken steigen deutlich an, was 

mit dem zukünftig angenommen Anstieg an Heizsystemen mit Heizstrom zusammenhängt. 

Lediglich in den Baublöcken mit einem geringeren Wärmebedarf und neuerer Bebauung so-

wie einem hohen Anteil an zentraler Wärmeversorgung, sind die Strombedarfe geringer. Der 

Strombedarf im Zieljahr beläuft sich somit auf 42.028 MWh. 

Auf den Haushaltsstrom haben energetische Sanierungen keinen Einfluss. Entsprechend wird 

davon ausgegangen, dass es perspektivisch keine signifikanten Änderungen geben wird bzw. 

diese Veränderungen nicht sinnvoll abzubilden sind. 

5.12 Deckung zukünftiger Strombedarf durch Photovoltaik 

Auch im Zieljahr kann bei vollständiger Ausschöpfung des Potenzials ein vergleichbar großer 

Anteil des Strombedarfes über PV gedeckt werden. Den aus den Potenzialen ermittelten 

32,8 GWh steht ein prognostizierter am Strombedarf für Raumwärme, Elektromobilität und 

Haushaltsstrom im Quartier in Höhe von 50,7 GWh gegenüber. Bilanziell könnten somit rund 

65 % des Bedarfes gedeckt werden. 
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Auch wenn in der Regel nur ein Drittel des Solarstroms vom Dach direkt in einer Wärmepumpe 

genutzt werden kann, zeigt Abbildung 5.18, dass große Teile des gesamten Strombedarfs bi-

lanziell lokal produziert werden können.  

 
Abbildung 5.18: Deckung des dezentralen Strombedarfs durch Solarpotenziale im Zieljahr bei Sanie-

rungsrate 2 % 

Lediglich in einem Bereich liegt die Deckung des Bedarfs bei unter 50 %. Darüber hinaus wer-

den flächendeckend Werte von 50-75 % erreicht. Mithilfe von individuell ausgelegten dezent-

ralen Strom- oder Wärmespeichern kann der Anteil am selbst genutzten PV-Strom über das 

genannte Drittel hinaus noch deutlich erhöht werden und es erfolgt eine Annäherung an den 

bilanziellen Deckungsanteil. 
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5.13 Zusammenfassung der Potenzialanalyse 

In den vorangehenden Kapiteln wurden die einzelnen Potenziale im Quartier im Detail be-

trachtet. Zusammengefasst ergeben sich die in Tabelle 5.8 abgebildeten Potenziale. 

Tabelle 5.8: Zusammenfassung Potenziale 

Technologie Potenziale in GWh pro Jahr 

Luft-Wärmepumpen (dezentral) 58,4 

Sole-Wärmepumpen (dezentral) 30,8 

Oberflächennahe Geothermie (Freiflächen/zentral)  1  

Photovoltaik (dezentral) 32,6 

Photovoltaik (Freiflächen) 0,2 

Solarthermie (dezentral) 4,5 

Solarthermie (Freiflächen/zentral) 1  

Abwasser (zentral)  -    

Unvermeidbare Abwärme (zentral) -    

Summe Strompotenziale 32,8 

Summe Wärmepotenziale 95,7 

In Summe ergeben sich Wärmepotenziale von 95,7 GWh und Strompotenziale von 32,8 GWh 

jährlich. Die größten Potenziale liegen hierbei in der dezentralen Versorgung von Gebäuden 

mit Luft- oder Sole-Wärmepumpen. Der Großteil der Objekte im Quartier eignet sich für eine 

Versorgung mit dieser Technologie. Insbesondere in Kombination mit PV-Anlagen auf den Dä-

chern, deren Potenzial mit 32,6 GWh erheblich ist, ist diese Lösung vor allem für viele Wohn-

gebäude wirtschaftlich. Für die zentrale Versorgung der zukünftigen Wärmenetzanschlüsse 

liegen größere Potenziale bei Sole-Wärmepumpen und Solarthermie. Hier muss zunächst 

aber noch die Frage der tatsächlichen Nutzbarkeit der betrachteten Potenzialflächen geklärt 

werden.  

In Tabelle 5.9 sind die Bedarfe an Wärme, Strom und Primärenergie für den Bestand und das 

Zieljahr nach Energieträgern sortiert aufgelistet. 
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Tabelle 5.9: Primärenergiebedarf im Bestand und im Zieljahr 

 

5.14 Detail-Betrachtung für ausgewählte Gebäude 

Zusätzlich zum Gesamtkonzept wurden für 80 Gebäude65 individuelle Gebäudesteckbriefe für 

Teilnehmer*innen der Fragebogenaktion erstellt, die eine Fortführung des Ist-Zustandes im 

Vergleich zu möglichen Sanierungsvarianten aufzeigen. Wesentliche Angaben beruhen dabei 

auf den eingereichten Fragebögen , von denen 86 Stück abgegeben wurden. Ein Beispiel-

Steckbrief findet sich in Anhang B: Gebäudesteckbrief Beispiel. Die Steckbriefe dienen dazu, 

Eigentümer*innen erste Hinweise auf Potenziale und Zahlen an die Hand zu geben, um sich 

besser auf eine Sanierung und eine Heizungsumstellung vorzubereiten. Die Gebäudeeigentü-

mer*innen erhielten zusätzlich weiteres Informationsmaterial zu Förderprogrammen, Erneu-

erbare-Energien-Technologien, zum Tausch von Heizung oder Fenstern, zur Dachsanierung 

und Gebäudedämmung, siehe Anhang C: Gesetzliche Vorgaben und Förderprogramme für 

energetische Sanierung und Heizungsaustausch bis Anhang H: Informationen Gebäudedäm-

mung.  

  

 
65 Für manche Gebäude wurde mehr als ein Fragebogen eingereicht (Bsp. ZFH) oder ein Steckbrief 

wurde nicht erwünscht. 
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6 Förderfähigkeit von Wärmenetzen 

Bei einem Netzaufbau kann auf zwei Förderprogramme zurückgegriffen werden, die im Fol-

genden diskutiert werden. Eine Förderung für die vorgeschlagenen Netze kann an dieser 

Stelle noch nicht angegeben werden, da in einer detaillierteren Planung weitere Details zu 

klären sind. 

Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (BEW) 

Am 15.09.2022 ist die BEW in Kraft getreten. Sie unterstützt den Neubau von Wärmenetzen 

mit hohen Anteilen erneuerbarer Energien sowie die Dekarbonisierung von Bestandsnetzen 

und soll die Wirtschaftlichkeitslücke zu einem fossilen Netz (kontrafaktischer Fall) schließen. 

Das Programm gliedert sich in vier Module (Förderquote in %): 

1. Modul 1: die Förderung von Transformationsplänen oder Machbarkeitsstudien (50 %) 

2. Modul 2: die systemische Förderung eines Wärmenetzes (Investitionsförderung) (40 %) 

3. Modul 3: die Förderung von Einzelmaßnahmen an einem Bestandswärmenetz (40 %) 

4. Modul 4: die Betriebskostenförderungen für Solarthermieanlagen und Wärmepumpen 

Die maximalen Förderquoten von Modul 1 liegen bei 2 Mio. €, die für Module 2 und 3 je bei 

100 Mio. € und sind begrenzt auf die zu ermittelnde Wirtschaftlichkeitslücke. Diese Lücke 

muss über die Netzlebenszeit mit Hilfe von Formularen des Bundesamts für Wirtschaft und 

Ausfuhrkontrolle (BAFA) ermittelt werden. 

Bei der Konzeptionierung der Wärmenetze im betrachteten Quartier handelt es sich um den 

Neubau von Netzen. Machbarkeitsstudien und Investitionsförderungen sowie Betriebskosten-

förderungen wären möglich. Die Module setzen einander voraus. Förderfähig sind solche Neu-

baunetze, die zu 75 % mit erneuerbaren Energien gespeist werden, jedoch bis 2045 treibhaus-

gasneutral sein müssen. Der maximale zulässige Biomasseanteil ist abhängig von der Netz-

größe. Kleine Wärmenetze mit Verteilleitungslängen bis 20 km dürfen zu 100 % mit Biomasse 

beheizt werden. Bei installierten Leistungen ab 1 MW dürfen allerdings keine Hackschnitzel, 

Scheithölzer oder Pellets aus naturbelassenem Holz genutzt werden, es muss stattdessen 

unter anderem auf Holzreste aus Abfällen oder aus Pflegeschnittgut zurückgegriffen werden. 

Die Netze müssen mindestens 17 Gebäude oder 101 Wohneinheiten versorgen. 25 % der Wär-

memenge dürfen über fossile Energieträger erzeugt werden, wenn diese aus Kraft-Wärme-

Kopplungs-(KWK) Anlagen stammen oder reine Öl- oder Gaskessel diesen fossilen Anteil mit 

maximal 10 % abdecken. Der Betriebskostenförderung müssen die Module 2 oder 3 voraus-

gegangen sein. Solarthermieanlagen werden mit 1 ct/kWh gefördert, die Betriebskostenför-

derung von Wärmepumpen ist abhängig von der Jahresarbeitszahl.  
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Bundesförderung für energieeffiziente Gebäude (BEG) 

Gemäß der aktuellen Fassung der Bundesförderung für energieeffiziente Gebäude (BEG) vom 

01.01.2024 können die Anschlusskosten an ein Wärme- oder Gebäudenetz bezuschusst wer-

den. Sowohl der Anschluss an ein Gebäudenetz als auch der Anschluss an ein Wärmenetz 

werden mit einem Fördersatz von 30 % und einem Geschwindigkeits-Bonus von maximal 25 % 

bezuschusst. Für selbstnutzende Eigentümer mit einem zu versteuernden Jahreseinkommen 

von bis zu 40.000 € kommt eine Erhöhung der Förderung um 30 % in Form eines Einkommens-

Bonus hinzu. Förderungen für den Anschluss an Gebäudenetze sind nur bei Bestandgebäude-

netzen möglich. Ein Gebäudenetz ist gemäß BEW wie folgt definiert und damit klar von einem 

Wärmenetz abgegrenzt: Mindestens zwei bis maximal 16 Gebäude und maximal 100 Wohnein-

heiten. Dennoch ist auch eine Errichtung, ein Umbau oder eine Erweiterung eines Gebäude-

netzes förderfähig, sofern 65 % erneuerbare Energien zum Einsatz kommen und der Anteil 

der Wärmeerzeugung durch Biomasseheizungen auf 75 % begrenzt ist. 
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7 Klima- und umweltgerechte Mobilität 

Grundsätzlich werden sowohl das Verkehrssystem als auch die Verkehrsnutzung/das Ver-

kehrshandeln und welche Mobilitätsformen zur Verfügung stehen in den Blick genommen. 

Der Mobilitätsbegriff stellt nicht den Ortswechsel an sich in den Mittelpunkt, sondern die 

grundsätzliche Beweglichkeit der Bevölkerung.66 Darin liegen die Chance und die Herausfor-

derung, durch ein differenziertes und vernetztes Mobilitätsangebot Möglichkeiten und Anreize 

für ein klimaschonendes Verkehrsverhalten zu geben. Bei der Gestaltung einer klima- und 

umweltgerechten Mobilität geht es um die Reduktion von THG-Emissionen, aber auch grund-

legend um die Reduzierung des Individualverkehrs und die Förderung des Umweltverbunds, 

also des Fuß- und Radverkehrs sowie des ÖPNV. Somit liegt bei dem Quartierskonzept ein 

besonderer Fokus auf der Nahmobilität, dem Ausbau der kollaborativen (geteilten) Mobilität 

und der Elektromobilität. Eine Veränderung der Mobilität geht einher mit Veränderungen im 

öffentlichen Raum. Flächen, die dem bestehenden Verkehrssystem vorbehalten sind, können 

perspektivisch für eine Umnutzung zur Verfügung stehen67. Um entsprechende Maßnahmen 

identifizieren zu können, bedarf es einer ausgiebigen Analyse hinsichtlich der bestehenden 

Verkehrssituation sowie der Bedarfe vor Ort. Ziele des Konzepts sollten mehr Lebensqualität 

durch eine umweltverträglichere und sichere Kommune sein sowie die Integration eines at-

traktiven ÖPNV, des Fuß- und Radverkehrs und der Ausbau der Elektromobilität. 

7.1 Methodik  

Durch die Auswertung der Fragebogenaktion (Kapitel 7.2), die Ergebnisse eines Workshops 

zur Klimaanpassung und Mobilität im Quartier (Kapitel 7.3), eigene Quartiersbegehungen (Ka-

pitel 7.4) und durch weitere Daten und Dokumente, die zur Verkehrssituation von der Stadt zur 

Verfügung gestellt werden können, wurde ein Überblick zur bestehenden Infrastruktur und zu 

vorherrschenden Handlungsbedarfen generiert. Dabei leistet das Quartierskonzept keine ei-

gene Verkehrserhebung oder -zählung. Dies muss ggf. in einem gesonderten Fachkonzept 

erfolgen. Eigene Berechnungen zur CO2-Bilanzierung des MIV und zu Minderungspotenzialen 

sowie Analysen zur Erreichbarkeit (Kapitel 7.5) wurden durchgeführt. Hierbei wird geprüft, ob 

die bestehenden Mobilitätspunkte (Bus- und Bahnhaltestellen) fußläufig für alle Bewoh-

ner*innen von dem jeweiligen Zuhause erreichbar sind bzw. wo es Lücken gibt. Daraus lassen 

sich Rückschlüsse zum Versorgungsgrad des Quartiers ziehen. Eine wichtige Rolle für die Er-

reichbarkeit spielt aber nicht nur die Distanz an sich, sondern auch die Qualität der Fuß- und 

Radwegeverbindungen. Beim Individualverkehr wird ein möglicher Bedarf an zusätzlichen La-

desäulen errechnet und nach geeigneten Flächen im Quartier gesucht. 

 
66 Oliver Schwedes u.a. (2018) 
67 Ingo Kollosche; Oliver Schwedes (2016) 
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7.2 Befragungsergebnisse zur Verkehrssituation im Quartier 

Insgesamt beantworteten 69 Haushalte Fragen zur Verkehrssituation, indem online ein Fra-

gebogen ausgefüllt wurde. Die Umfrage ist nicht repräsentativ, dennoch bildet sie einen An-

haltspunkt für Problemstellungen und Verbesserungspotenziale. 

7.2.1 Motorisierter Individualverkehr 

Aus der Befragung geht hervor, dass 94 % der Haushalte mindestens einen Pkw besitzen (Ab-

bildung 7.1). Über die Hälfte der Befragten verfügt sogar über zwei bzw. mehr als zwei Autos 

(Abbildung 7.2). Genutzt wird der Pkw überwiegend mehr als zwei Mal pro Woche (Abbildung 

7.3) vor allem für den Weg zur Arbeit sowie zum Einkaufen und für Erledigungen, aber auch 

um Freunde und Familie zu besuchen oder Ausflüge zu machen (Abbildung 7.4). 

 
Abbildung 7.1: Besitz eines Pkw 

 
Abbildung 7.2: Anzahl der Pkw  

 
Abbildung 7.3: Häufigkeit der Nutzung 

 
Abbildung 7.4: Gründe der Nutzung des Pkw 
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Die Verteilung der Antriebsarten zeigt, dass die meisten Pkw mit Benzin oder Diesel betrieben 

werden und ein Elektro-, Hybrid- oder Plug-in-Hybrid-Fahrzeug z. T. als Zweitwagen zum Ein-

satz kommt (Abbildung 7.5). Mit insgesamt 75 % (46 % Ja, 29 % Vielleicht) kann sich der Groß-

teil der befragten Haushalte vorstellen, sich beim nächsten Kauf oder Leasing für ein E-Fahr-

zeug zu entscheiden, auch wenn dies häufig an Voraussetzungen gebunden ist (Abbildung 7.6). 

So sind einige Personen erst bereit, wenn die Preise für ein solches Fahrzeug sinken. Über 

eine eigene Ladesäule oder Wall-Box verfügen die wenigsten (Abbildung 7.7). 

 
Abbildung 7.5: Antriebsarten der Pkw 

 
Abbildung 7.6: Kauf oder Leasing eines E-Autos 

 
Abbildung 7.7: Vorhandensein einer Ladesäule 

 
Abbildung 7.8: Kauf einer (weiteren) Ladesäule 

Während sich 60 % tendenziell vorstellen können, eine (weitere) Ladesäule/Wallbox für ihr 

Gebäude zu kaufen (Abbildung 7.8), wünschen sich 46 % der Haushalte (mehr) Lademöglich-

keiten im Quartier (Abbildung 7.9).  
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Abbildung 7.9: Wunsch nach öffentlichen Lade-

möglichkeiten 

 
Abbildung 7.10: Verzicht auf Pkw 

Die Bereitschaft, auf das Auto zu verzichten, wenn ein besseres ÖPNV- oder Car-Sharing-An-

gebot bestünde, liegt bei 10 %, wobei weitere 17 % den Umstieg auch „eher wahrscheinlich“ 

versuchen würden. Für 48 % ist der Verzicht auf das eigene Fahrzeug „eher unwahrscheinlich“ 

bis „sehr unwahrscheinlich“ (Abbildung 7.10).  

Während 30 % der Befragten der Meinung sind, dass zu viele Pkw im öffentlichen Raum par-

ken, sind 68 % nicht dieser Meinung (Abbildung 7.11). Dennoch würden es 39 % begrüßen, 

wenn öffentliche Stellplätze zugunsten von Fahrradabstellplätzen, Grünflächen, Radwegen 

etc. wegfallen (Abbildung 7.12). 

 
Abbildung 7.11: Pkw im öffentlichen Raum 

 
Abbildung 7.12: Wegfallen öffentlicher Stellplätze 
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7.2.2 ÖPNV 

Die Auswertung der Fragebögen zeigt, dass 48 % der Haushalte und damit ca. die Hälfte der 

Befragten den ÖPNV selten bis gar nicht nutzen (Abbildung 7.13). Die Gründe dafür können 

unterschiedlich sein. Auf die Frage, was sich verbessern müsse, um den ÖPNV attraktiver zu 

gestalten, waren die häufigsten Antworten, dass sich die Preise verändern müssen und es 

einer besseren Taktung der bestehenden Verbindungen bedarf. Auch die Zuverlässigkeit der 

Verbindungen sowie die Attraktivität und Sicherheit der Haltestellen seien verbesserungswür-

dig. Daneben werden sich mehr Umsteigemöglichkeiten von Bus auf Fahrrad, mehr Verbin-

dungen/Linien sowie vereinzelt mehr Haltestellen gewünscht (Abbildung 7.14).  

 
Abbildung 7.13: Nutzung des ÖPNV 

 
Abbildung 7.14: Verbesserungswünsche ÖPNV 

7.2.3 Rad- und Fußverkehr  

Der Fuß- und Radverkehr ist ein wesentlicher Bestandteil des Umweltverbundes und spielt 

eine entscheidende Rolle, wenn es darum geht, Alltagswege wie Einkaufen, Freizeit und Ar-

beitswege verstärkt auf umweltfreundliche Fortbewegungsarten umzustellen.  

Die Mehrheit der Befragten besitzt ein Fahrrad (Abbildung 7.15) und nutzt dieses in den meis-

ten Fällen mehr als zwei Mal pro Woche (Abbildung 7.16). Um die Radverkehrssituation zu 

verbessern, wünscht sich fast die Hälfte der Haushalte besser ausgebaute bzw. mehr Rad-

wege (Abbildung 7.17). Auch die Sichtbarkeit und Sicherheit der Radwege bieten Potenzial zur 

Besserung. Insgesamt wurde die Radinfrastruktur „mittelmäßig“ bis „gut“ bewertet (Abbil-

dung 7.18).  
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Abbildung 7.15: Nutzung eines Fahrrads 

 
Abbildung 7.16: Häufigkeit der Nutzung des Rads 

 
Abbildung 7.17: Verbesserung der Radinfrastruk-

tur  

 
Abbildung 7.18: Zufriedenheit Radinfrastruktur 

Die Verkehrssituation für Fußgänger*innen wurde durchschnittlich als „gut“ eingestuft (Ab-

bildung 7.19). Allerdings gaben 28 Haushalte an, dass es mehr Sauberkeit im öffentlichen 

Raum bedarf, 18 Haushalte wünschen sich mehr Begrünung/Attraktivität von Freiflächen. 17 

Haushalte fordern eine erhöhte Aufenthaltsqualität durch mehr Sitzgelegen und Schatten an 

heißen Tagen, weitere 20 Befragte sind der Meinung, dass die Sicherheit verbessert werden 

müsse. Zeitersparnis durch schnellere Schaltungen von Fußgängerampeln ist ebenfalls ein 

Punkt, der zur Verbesserung der Infrastruktur für Fußgänger*innen beitragen kann (Abbil-

dung 7.20). 
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Abbildung 7.19: Zufriedenheit Fußinfrastruktur 

 
Abbildung 7.20: Verbesserung der Fußinfrastruk-

tur  

7.3 Workshop-Ergebnisse 

In einem Workshop zum Thema „Klimaanpassung und Mobilität“, der im Rahmen der Akteurs-

beteiligung durchgeführt wurde, sollten die Stärken und Schwächen beleuchtet werden, in-

dem die Bewohner*innen des Quartiers auf einer Quartierskarte markieren konnten, an wel-

chen Stellen im Straßenverkehr es besonders gefährlich ist und an welchen Entschleunigung 

stattfindet. Dabei stellte sich heraus, dass Geschwindigkeitsbegrenzungen teilweise nicht ein-

gehalten werden und es viele parkende Autos trotz Parkverbot gibt. Weiterhin wurde verdeut-

licht, dass es Stellen gibt, an denen Fußgängerüberwege oder Barrierefreiheit fehlen. Positiv 

hervorgehoben wurde, dass es viele Tempo-30-Zonen und Spielstraßen gibt, die zur Sicherheit 

beitragen. Darüber hinaus wurde angemerkt, dass die ÖPNV-Verbindungen und Anbindungen 

gut seien. Auch eine Fahrradabstell- und Reparaturstation ist bereits in Planung. Potenzial 

besteht im Ausbau eines Bike- und Car-Sharing-Systems aus den Wohngebieten heraus hin 

zum ÖPNV. 

7.4 Quartiersbegehung 

Bei der Quartiersbegehung wurde die Verkehrssituation im Quartier hinsichtlich verschiede-

ner Anhaltspunkte betrachtet. Ein Augenmerk lag dabei auf dem Angebot des ÖPNV, der An-

zahl sowie der Ausstattung (Verschattung, Sitzmöglichkeiten, Abfalleimer) und damit auch der 

Attraktivität der Haltestellen. Bezüglich der Verkehrsinfrastruktur für Radfahrer*innen und 

Fußgänger*innen wurde geprüft, ob es Fuß- und Radwege oder Radstreifen im Straßenver-

kehr gibt und wie es um die Sicherheit der Fußgänger*innen und Radfahrenden beschaffen 

ist. 

Mit der U-Bahn-Haltestelle „Rethen/Bahnhof“ ist Rethen gut an den Stadtbahnverkehr ange-

bunden (Abbildung 7.21). Die Haltestelle ist überdacht, was Schutz vor Sonne und Regen be-
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deutet und mit Sitzmöglichkeiten und mit Abfallbehältnissen ausgestattet. Positiv hervorzu-

heben sind die Vorkehrungen, die bereits zur Sicherheit für Fußgänger*innen und Radfah-

rende getroffen werden. So gibt es bereits einige Straßen, in denen Fahrbahnverengungen 

durch Schilder erzielt werden (Abbildung 7.22) oder Fuß-/Radwege, die vom MIV separiert sind 

(Abbildung 7.23). Auch verschiedenfarbige Fahrbahnbeläge und Straßenquerungen sorgen da-

für, dass der MIV entschleunigt wird (Abbildung 7.24). Diese Querungen sind jedoch nicht im-

mer gut einsehbar, weshalb Hinweisschilder oder -markierungen für Kraftfahrzeugfahrende 

angebracht werden sollten. 

 
Abbildung 7.21: Stadtbahn 

 
Abbildung 7.22: Fahrbahnverengung 

 
Abbildung 7.23: Separater Fuß-/Radweg 

 
Abbildung 7.24: Straßenüberquerung 

7.5 Analysen  

7.5.1 CO2-Bilanz des MIV 

Zur Einordnung der CO2-Emissionen von Fahrzeugen, die dem Quartier zugehörig sind, wird 

eine Bilanz erstellt und anschließend ein Minderungspotenzial berechnet. Dabei werden sta-

tistische Werte geltend für die Stadt Laatzen auf das Quartier heruntergebrochen. Unter Be-

rücksichtigung der Bevölkerungs- und Pkw-Zulassungsstatistik ist ein Motorisierungsgrad 

von ca. 0,51 Pkw pro Einwohner*in (= 21.704 Pkw/42.560 Einwohner*innen, Stadt) für Laatzen 

abzuleiten. Dieser liegt unter dem deutschen Durchschnitt von ca. 0,59 Pkw je Einwohner*in 
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(= 49,34 Mio./83,6 Mio.)68. Während in Laatzen 21.704 Pkw69 bei 42.560 Einwohner*innen ge-

meldet sind, liegt die geschätzte Anzahl an Pkw im Quartier bei ca. 2.588. Krafträder sind 1.690 

in Laatzen gemeldet, entsprechend 202 Stück im Quartier. Lkw und Zugmaschinen werden 

dem Quartier nicht zugeordnet, auch wenn diese Typen in der Gemeinde gemeldet sind. Die 

Pkw lassen sich unterscheiden in Verbrenner (Benzin, Diesel), Plug-in-Hybride sowie rein 

elektrisch betriebene Fahrzeuge. 

Werden jährliche, durchschnittliche Fahrleistungen70 bei durchschnittlichen Verbräuchen 

über Fahrzeugklassen und den innerörtlichen Verkehr sowie den Überlandverkehr hinweg zu 

Grunde gelegt, können die daraus hervorgehenden Emissionen berechnet werden (Tabelle 

7.1). Um ein Potenzial auszuweisen, kann ein langfristig erwartbarer Wechsel hin zur Elekt-

romobilität hinterlegt werden. Hier wird auf die Wechselbereitschaft aus der Fragebogenak-

tion zurückgegriffen, in der eine entsprechende Tendenz (ca. 75 %) zum Umstieg auf ein E-

Auto erkennbar ist (s. Abbildung 7.6 für die genaueren Umfrageergebnisse). Eine Reduktion 

der Anzahl der Pkw wird für die Berechnung nicht angenommen. 

Tabelle 7.1: CO2-Emissionen durch MIV 

 Status quo Verkehrswende 

 
Anzahl Fahr-

zeuge 

Emissionen 

[CO2e t/a] 

Anzahl Fahr-

zeuge 

Emissionen 

[CO2e t/a] 

Pkw Benzin 1.508 4.072 377 1.018 

Pkw Diesel 991 3.375 247 844 

Pkw Elektrisch 66 9 1.941 258 

Pkw Plug-in-

Hybrid 
23 47 23 47 

Krafträder 202 39 202 39 

Summe 2.790 7.543 2.790 2.207 

Abbildung 7.25 bildet die Emissionen des Status quo im Vergleich zum Szenario „Verkehrs-

wende“ ab.  

 
68 Umweltbundesamt (2025b) 
69 Kraftfahrt-Bundesamt (2025e) 
70 Kraftfahrt-Bundesamt (2023) 
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Abbildung 7.25: CO2-Emissionen durch MIV 

Die öffentliche Ladeinfrastruktur ist in den letzten Jahren stark gewachsen: Die Bundesnetz-

agentur zählt 92.458 öffentlich zugängliche Ladeeinrichtungen und 169.082 Ladepunkte (Stand 

01.06.2025).71 Ca. zehn Elektroautos kommen in Deutschland somit rein rechnerisch auf einen 

Ladepunkt. 2023 waren es noch zwölf. Im Schnitt sind zwar nur 17 % der Ladesäulen zeitgleich 

belegt, was allerdings kein Überangebot bedeutet, da die Auslastung zwischen ländlichen Re-

gionen und Städten stark variiert. So bieten Städte mehr Ladepunkte, es besteht aber auch 

mehr Konkurrenz.72 In Rethen können zwar viele private Eigentümer*innen eine private Wall-

box nutzen bzw. in Zukunft installieren, dennoch führt der erwartbare Zuwachs an Elektroau-

tos im Szenario Verkehrswende zu einem gesteigerten Bedarf an öffentlichen Ladesäulen. 

Während im Status quo sieben Säulen im Quartier benötigt werden, sind es im Szenario Ver-

kehrswende theoretisch bereits 194. Acht Ladesäulen gibt es im Quartier. Werden jedem Ob-

jekt für öffentliche und soziale Zwecke zwei Ladesäulen zugeordnet, sofern dies baulich und 

verkehrstechnisch möglich ist, können auf den Flächen der sechs kommunalen Gebäude the-

oretisch insgesamt zwölf Ladesäulen installiert werden. Die Standorte der restlichen 174 La-

desäulen werden von den privaten Eigentümer*innen selbst, Vermieter*innen, Unternehmen 

sowie auch im öffentlichen Straßenraum aufgestellt werden müssen. 

7.5.2 Erreichbarkeit ÖPNV 

Der ÖPNV soll die Fortbewegung der Menschen, insbesondere solchen, die kein anderes Fort-

bewegungsmittel besitzen, gewährleisten. Um am gesellschaftlichen Leben teilnehmen zu 

können, ist der ÖPNV notwendig. Dabei gilt eine fußläufige Erreichbarkeit einer Haltestelle 

von 600 m als zumutbar, was einem Fußweg von acht bis zehn Minuten entspricht.73 Um eine 

 
71 Bundesnetzagentur (2025) 
72 ZDFheute (2025) 
73 Der Deutschlandatlas (2025) 
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Erreichbarkeit darzustellen, die auch für mobilitätseingeschränkte Personen einfach zugäng-

lich ist, wird für die Analyse eine fußläufige Erreichbarkeit von 300 m angenommen.  

In Rethen besteht das ÖPNV-Angebot aus dem Bus-, S-Bahn- und U-Bahn-Verkehr. Die elf 

Bushaltestellen liegen im gesamten Quartier verteilt. Die Haltestellen der U- und S-Bahn be-

finden sich an der südwestlichen Quartiersgrenze. Prüft man die fußläufige Erreichbarkeit der 

Haltestellen, so lässt sich feststellen, dass nahezu der gesamte Siedlungsbereich in einem 

Umkreis von 300 m liegt und den ÖPNV gut erreichen kann (Abbildung 7.26). Abgesehen vom 

nördlichen und westlichen Randgebiet des Gewerbegebiets sind nur vereinzelt Straßenzüge 

etwas weiter von einer Haltestelle entfernt. Menschen, die nicht gut zu Fuß oder sonstig ein-

geschränkt sind, müssen eine größere Hürde überwinden, um den ÖPNV-Anschluss zu errei-

chen. Die Fragebogenaktion ergab, dass 7 % der Antwortenden den ÖPNV nicht und 41 % ihn 

nur selten nutzen (Abbildung 7.13). Die Gründe hierfür können vielfältig sein. Dass eine feh-

lende Erreichbarkeit der Bushaltestellen zu diesem Ergebnis führt, ist auszuschließen.  

 
Abbildung 7.26: Erreichbarkeit ÖPNV 

Um den ÖPNV auch für Menschen attraktiv zu gestalten, ist es wichtig, die Wege zur Bushal-

testelle hinsichtlich Sitzmöglichkeiten, Verschattung (Sommertage), Beleuchtung (Abend-

stunden und Winterzeit), Oberflächenbeschaffenheit und Barrierefreiheit im Blick zu haben. 
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7.6 Handlungsfelder und Potenziale 

Die Beschäftigung mit Mobilität (MIV, ÖPNV, Fuß- und Radverkehr sowie Elektromobilität) 

zeigt Effizienzperspektiven auf, welche der Erreichung der Klimaschutzziele dienen. Rethen 

ist Quell- und Zielort für alltägliche Wege zur Arbeit, zu Freizeit- und Nahversorgungseinrich-

tungen oder Schulen und Kitas. Daher sollten schnelle Erreichbarkeiten der Zielorte über den 

ÖPNV und Radverkehr sichergestellt werden. Durch die Umfrageergebnisse des Fragebogens 

und die Ergebnisse des Workshops kann außerdem abgeleitet werden, dass der Pkw das do-

minierende Verkehrsmittel der Bewohner*innen ist. Potenzial besteht daher darin, den MIV zu 

reduzieren, indem die Attraktivität des ÖPNV, bspw. durch eine Erhöhung der Taktung oder 

die Etablierung eines Bürger*innenbusses, gesteigert wird. Auch die Förderung von Mitfahr-

optionen kann die individuelle Nutzung des Pkw verringern. Um die Verkehrswende voranzu-

treiben, besteht zudem ein Handlungsfeld im Ausbau der E-Ladeinfrastruktur und der Stär-

kung des Radverkehrs, bspw. durch die Umsetzung der Radabstellstation. Zudem sollten Fuß-

gänger*innen, z. B. durch die Verbesserung von Fußgängerüberwegen, gestärkt werden.  
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8 Klimaanpassung und Ökologie 

Die Folgen des Klimawandels sind bereits irreversibel und erfordern die Integration von orts-

spezifischen Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen, um die Resilienz der Städte 

und Gemeinden zu erhöhen, Vorsorge für die Folgen der Klimakrise zu treffen und so die Le-

bensqualität der Bevölkerung zu bewahren. Mit dem Beschluss des Klimaanpassungsgeset-

zes am 16.11.2023 ist ein gesetzlicher Rahmen für die Klimaanpassung auf allen Verwaltungs-

ebenen gegeben. Durch informelle Planungsinstrumente, wie eigene Klimaanpassungskon-

zepte, Risikoanalysen, Hitzeaktionspläne oder Starkregengefahrenkarten, schaffen Kommu-

nen eine Planungsgrundlage. Handlungsspielräume für eine Integration von Klimaanpas-

sungsmaßnahmen bei der formellen Planung von Gebäuden, Stadträumen und Freiräumen 

bietet auch das Baugesetzbuch. Durch Festsetzungen in Bauleitplänen oder verbindliche Ver-

einbarungen in städtebaulichen Verträgen können die Voraussetzungen für Klimaanpas-

sungsmaßnahmen geschaffen werden. Um die bestehenden Instrumente möglichst gut ein-

setzen zu können, bedarf es zunächst einem Verständnis der Betroffenheit und der Identifi-

zierung lokaler Gefahren und Risiken.74 

8.1 Methodik  

Jedes Quartier hat andere Ausgangsbedingungen. Die Örtlichkeit spielt eine große Rolle dabei, 

welche Herausforderungen und Potenziale vorliegen, um passgenaue Maßnahmen vorzu-

schlagen. Für die Bestandsaufnahme und Analyse wird eine Kombination aus qualitativen und 

quantitativen Methoden angewendet. Durch die Fragebogenaktion wurden Eindrücke und Hin-

weise vor Ort und aus der Bevölkerung aufgenommen (Kapitel 8.2). So konnte ein erster guter 

Eindruck zur Zufriedenheit der Bevölkerung mit der Ist-Situation entstehen. Ergänzt werden 

diese Eindrücke durch Beteiligungsformate für Bürger*innen, wie einem Workshop zum 

Thema Klimaanpassung und Mobilität (Kapitel 8.3), durch die eigenen Quartiersbegehungen 

(Kapitel 8.4) sowie durch datengestützte Analysen, die mittels Geoinformationssystem durch-

geführt werden (Kapitel 8.5). So entsteht ein genauer Überblick zu den vorhandenen Grünflä-

chen, der Erreichbarkeit und Verteilung im Quartier und es wird der Versiegelungsgrad auf 

Baublockebene abgeschätzt. Dadurch können Aussagen generiert werden, die es ermögli-

chen, das Quartier räumlich differenziert zu betrachten und quantitative Werte miteinander zu 

vergleichen. Die Überlagerung der Informationen ermöglicht es, eine Einschätzung zu vor-

herrschenden Problemen und Potenzialen zu geben und differenzierte Maßnahmen vorzu-

schlagen. 

8.2 Befragungsergebnisse zur Klimaanpassung im Quartier 

Insgesamt beantworteten 69 Haushalte Fragen zur Klimaanpassung im Quartier, indem online 

ein Fragebogen ausgefüllt wurde. Die Umfrage ist nicht repräsentativ, dennoch bildet sie einen 

Anhaltspunkt für Problemstellungen und Verbesserungspotenziale. Ferner sollen die Befra-

gungsergebnisse Aufschluss über den Zugang zu Freiräumen und zur Zufriedenheit mit dem 

 
74 Fabian Dosch (2016) 
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Zustand des Quartiers, bspw. in Zusammenhang mit der Verschattung und den entsiegelten 

Flächen oder mit der Gestaltung öffentlicher Freiflächen, geben. Diese Fragen zur Zufrieden-

heit von Maßnahmenumsetzungen wurden von 66 Haushalten beantwortet, wobei nicht zu je-

der Frage eine Angabe gemacht wurde. Die Anzahl der Antworten („n“) pro Frage wird in den 

Diagrammen angegeben. 

Aus der Befragung geht hervor, dass 45 Haushalte (65 %) die Auswirkungen des Klimawandel 

bereits im eigenen Umfeld zu spüren bekommen. Zu den meistgenannten Auswirkungen, die 

bereits spürbar sind, zählen Extremwetterereignisse wie Hitze und Trockenheit sowie Stark-

regen und Hochwasser. In Hinblick auf die Zukunft sind die am häufigsten angegebenen, er-

warteten Gefahren eine Zunahme von Extremwetterereignissen sowie Schäden durch Hoch-

wasser, aber auch Wasserknappheit. Mit 41 Haushalten und damit 61 % wünscht sich mehr 

als die Hälfte der teilnehmenden Haushalte keine Maßnahmen, Aktionen oder Projekte zur 

Anpassung an den Klimawandel (Abbildung 8.1). Zu den geäußerten Wünschen zählen Entsie-

gelungs- und Begrünungsmaßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels. 

 
Abbildung 8.1: Wunsch nach Maßnahmen, Aktio-

nen und Projekten 

 
Abbildung 8.2: Privater Freiraum 

Allen Fragebogenteilnehmer*innen steht ein privater Freiraum zur Verfügung, davon den 

meisten in Form eines Gartens (Abbildung 8.2). Neben dem privaten Freiraum steht 29 Be-

fragten (43 %) auch ein gemeinschaftlicher Freiraum zur Verfügung (Abbildung 8.3), der über-

wiegend zur Erholung, als sozialer Treffpunkt und zum Spielen/Sport genutzt wird. Der Groß-

teil der Befragten hat zudem Zugang zu einem öffentlichen Freiraum (Abbildung 8.4), der den 

meisten zum Spazierengehen, jedoch auch zur Erholung, als sozialer Treffpunkt oder dem 

Spielen/Sport, dient (Abbildung 8.5).  
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Abbildung 8.3: Gemeinschaftlicher Freiraum 

 
Abbildung 8.4: Öffentlicher Freiraum 

 
Abbildung 8.5: Nutzung des öffentlichen Frei-

raums 

 
Abbildung 8.6: Private Gartengestaltung 

Insbesondere mit der privaten Gartengestaltung (Abbildung 8.6) und dem Wassermanagement 

im Quartier (Abbildung 8.7) ist die Mehrzahl der Befragten „eher zufrieden“ bis „zufrieden“, 

wenngleich auch einige Haushalte „weniger zufrieden“ bis „nicht zufrieden“ sind. Auch mit der 

Verschattung z. B. durch Bäume und der Qualität der öffentlichen Freiflächen hinsichtlich des 

Angebots an Spiel- und Sportflächen, der Gestaltung, Größe und Pflege sind die Haushalte 

tendenziell zufrieden (Abbildung 8.8). Im Gegensatz dazu sind die befragten Haushalte mit den 

Maßnahmen, die bereits zur Erhöhung der Artenvielfalt getroffen werden (Abbildung 8.9) so-

wie mit der privaten und kommunalen Dach- und Fassadenbegrünung (Abbildung 8.10) ten-

denziell „weniger zufrieden“ bis „nicht zufrieden“. 
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Abbildung 8.7: Wassermanagement im Quartier 

 
Abbildung 8.8: Nutzungsqualität Freiflächen 

 
Abbildung 8.9: Maßnahmen zur Erhöhung der Ar-

tenvielfalt 

 
Abbildung 8.10: Dach- und Fassadenbegrünung  

Mit der Entsiegelung betonierter/asphaltierter Flächen (Abbildung 8.11) sind die Befragten 

nahezu gleichermaßen „eher zufrieden“/„zufrieden“ wie „weniger zufrieden“/„nicht zufrie-

den“. Insbesondere über die Zufriedenheit mit den Informations- und Beratungsangeboten 

kann keine klare Aussage getroffen werden, da ein Großteil der Haushalte weder zufrieden 

noch unzufrieden ist (Abbildung 8.12). Dies trifft auch auf Fragen zur, der Erholungsfunktion 

der öffentlichen Freiflächen sowie dem Zustand öffentlicher Freiflächen bezüglich der Be-

pflanzung, Attraktivität, Insektenfreundlichkeit und Hitzeresistenz zu.  
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Abbildung 8.11: Entsiegelung 

 
Abbildung 8.12: Informations- und Beratungsan-

gebote 

8.3 Workshop-Ergebnisse 

Im Workshop zum Thema „Klimaanpassung und Mobilität“ sollten die Stärken und Schwächen 

verdeutlicht werden, indem die Bewohner*innen des Quartiers auf einer Quartierskarte mar-

kieren konnten, an welchen Orten es im Sommer besonders heiß wird oder wo die Anpassung 

an den Klimawandel, z. B. durch Begrünung, bereits gelingt (Abbildung 8.13). Mit roten Klebe-

punkten konnten negative Aspekte hervorgehoben werden, mit grünen Klebepunkten die po-

sitiven. Blaue Punkte zeigen Gebiete, die von Starkregen bedroht sind, überschwemmt zu wer-

den sowie Gebiete, die bereits von Hochwasser betroffen waren. Um das Quartier an die Fol-

gen des Klimawandels anzupassen, wurden außerdem Ziele und Lösungsansätze verschrift-

licht (Abbildung 8.14). 

Als Orte, an denen die Klimawandelanpassung gelingt, kristallisierte sich u. a. der Fuß-/Rad-

weg entlang der Bruchriede heraus, der von dem guten Mikroklima profitiert. Der Park Rethen 

dient der Erholung sowie für Freizeitaktivitäten und stellt eine große Qualität des Quartiers 

dar. Dennoch befinden sich noch einige Flächen mit Entsiegelungs- und Begrünungspotenzial 

im Quartier. Dazu zählen das Gewerbegebiet, auf dem sich gleichzeitig auch PV-Anlagen in-

stallieren ließen sowie das Gelände der Universitätsbibliothek.  
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Abbildung 8.13: Stärken und Schwächen  

 
Abbildung 8.14: Ziele und Lösungsansätze 

8.4 Quartiersbegehung 

Die Quartiersbegehung dient der Verdeutlichung der Stärken sowie Schwachstellen des Ist-

Zustands des Quartiers. Dazu wurden vorhandene Landschaftselemente wie Grünbezüge und 

Grünflächen, Fließgewässer und Baumbestände im Quartier genauer betrachtet. Darüber hin-

aus lag ein Fokus auf der Einschätzung der Anpassungsfähigkeit dieser Elemente an die Fol-

gen des Klimawandels.  

Mit der Bruchriede fließt ein Nebenarm der Leine im Süden durch das Quartier und sorgt für 

ein angenehmes Mikroklima (Abbildung 8.15). Auch der kleine Teich Rethen in der Mitte des 

Quartiers kühlt die Umgebungsluft und dient als Regenauffangmöglichkeit. Gleichzeitig dient 

er der Naherholung. Für ein angenehmes Mikroklima und die Möglichkeit der Naherholung 

sorgen auch der Park Rethen im Südwesten des Quartiers sowie der Spielplatz im Park, der 

gut verschattet ist (Abbildung 8.16). Alte Baumbestände spenden Schatten an heißen Som-

mertagen, weshalb auch die Straßenbäume in der Thiestraße ein Positivbeispiel für die An-

passung an den Klimawandel sind (Abbildung 8.17). Der Bolzplatz hingegen ist nicht ausrei-

chend verschattet (Abbildung 8.18). Schottergärten, wie im Gewerbegebiet, (Abbildung 8.19) 

heizen sich an heißen Tagen besonders auf und bei Starkregenereignissen besteht die Gefahr, 

dass Regenwasser nicht schnell genug versickern und abfließen kann. Trotz Bepflanzung 

mangelt es an Schatten. Auch der breite Fuß-/Radweg entlang der begrünten Stadtbahngleise 

bietet Entsiegelungs- und Verschattungspotenzial (Abbildung 8.20). 
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Abbildung 8.15: Bruchriede  

 
Abbildung 8.16: Spielplatz im Park Rethen 

 
Abbildung 8.17: Straßenbäume 

 
Abbildung 8.18: Bolzplatz 

 
Abbildung 8.19: Schottergärten Gewerbe 

 
Abbildung 8.20: Fuß-/Radweg 

8.5 Analysen 

Im Folgenden werden zentrale Aspekte der Quartiersanalyse vorgestellt, darunter die Er-

reichbarkeit von Grünflächen sowie der Versiegelungsgrad im Quartier, um ein umfassendes 

Verständnis der Stärken und Schwächen hinsichtlich der Anpassung an den Klimawandel zu 

ermöglichen. 
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8.5.1 Grünqualitäten 

Um zu überprüfen, ob alle Bewohner*innen des Quartiers, die nicht über einen privaten Garten 

verfügen, eine öffentliche Grünfläche erreichen können, wurde eine Analyse durchgeführt, bei 

der ermittelt wurde, welche Bereiche des Quartiers in einem Umkreis von 300 m Entfernung 

zur Wohnung einen Grünraum vorfinden. Eine gute Erreichbarkeit von Natur- und Erholungs-

räumen steigert die Lebensqualität des Quartiers. Gleichzeitig tragen Grünräume erheblich 

zur Förderung der biologischen Vielfalt bei und entlasten die Umwelt. Die privaten Gärten so-

wie die innerörtlichen Grünflächen tragen zur Biodiversität und zum Artenschutz bei. Sie sind 

essenziell, um Hitze abzumindern und als Retentionsflächen von Regenwasser. Die Entfer-

nung zu öffentlichen Grünflächen beträgt für den zentralen Siedlungsbereich nicht mehr als 

300 m (Abbildung 8.21). Lediglich das Gewebegebiet und ein kleiner Bereich im Westen des 

Quartiers sind weiter von öffentlichen Grünflächen entfernt. 

 
Abbildung 8.21: Erreichbarkeit von Grünflächen 

8.5.2 Versiegelungsgrad 

Der Versiegelungsgrad gibt den prozentualen Anteil der Versiegelung des Bodens im Quartier 

an. Um den Versiegelungsgrad zu bestimmen, wurde für jeden Baublock die Fläche aller Ge-

bäude, Nebengebäude und einem Zuschlag pro Grundstück für befestigte Erschließungsflä-

chen summiert. Anschließend wurde die Summe durch die Gesamtfläche des Baublocks ge-

teilt. Große Parkplatzflächen wurden ebenfalls, sofern möglich, erfasst. Die Abgrenzung der 

Baublöcke ist nicht identisch mit den Bebauungsplänen. Der Versiegelungsgrad im Quartier 
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liegt, wahrscheinlich aufgrund der dichten Bebauung und des großen Gewerbegebiets, über-

wiegend bei > 80 % und ist damit besonders hoch. Einige Flächen sind mit einem Versiege-

lungsgrad von 60 – 80 % etwas weniger versiegelt. Dennoch ist zu vermuten, dass eine erhöhte 

Hitzebelastung in den Sommermonaten entsteht (Abbildung 8.22). Im Süden sorgt der Park 

Rethen dafür, dass dieser Bereich des Quartiers weniger versiegelt ist. Dort sind außerdem 

vermehrt private Grünflächen vorzufinden, die den Versiegelungsgrad senken. Das stark ver-

siegelte Gewerbegebiet deckt sich mit dem Bereich des Quartiers, das weiter als 300 m von 

einer Grünfläche entfernt ist, weshalb hier eine erhöhte Umweltbelastung vorliegt. 

 
Abbildung 8.22: Versiegelungsgrad 

8.6 Handlungsfelder und Potenziale 

Die ortsspezifischen Ausgangsbedingungen, die Bestandsaufnahme und Analyse zu lokalen 

Umweltent- und -belastungen im Untersuchungsgebiet verdeutlichen einige Handlungsfelder 

und Potenziale, die zu spezifischen Maßnahmen ausgearbeitet werden sollen. Handlungsbe-

darf bei der Klimaanpassung gibt es in allen Kommunen in Deutschland und so gibt es hier 

auch bereits eine Reihe an Literatur und Empfehlungen, um insbesondere den Herausforde-

rungen Hitze, Überflutung, Dürre und Artenschutz auf kommunaler Ebene zu begegnen. Diese 

allgemein gültigen Empfehlungen gilt es nun für das Quartier Rethen zu spezifizieren, um eine 

möglichst umsetzungsorientierte Hilfestellung für die kommunale Planung zu geben. 

Die unversiegelten Bereiche in einer Stadt dienen als Retentions- und Versickerungsfläche, 

Bäume und Bepflanzungen speichern CO2 und geben an heißen Tagen Verdunstungskühle ab, 
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unversiegelte Bereiche bewahren die Bodenfunktionalitäten. Handlungspotenzial besteht da-

her in der Entsiegelung ausgewählter Flächen und dem Pflanzen neuer (klimaangepasster) 

Straßenbäume, um lokale Hitzeinseln zu reduzieren und das Mikroklima auch infolge zuneh-

mender Dürre- und Hitzeperioden zu verbessern. Zudem können Bepflanzungen sowie ein 

Regenwassermanagement im Quartier zusätzliche Versickerungsmöglichkeiten schaffen. 

Zum Schutz und zur Stärkung der Artenvielfalt sollten Gärten und Freiflächen naturnah ge-

staltet und insektenfreundlich bepflanzt sein. Dach- und Fassadenbegrünungen kühlen mit 

der Verdunstung durch Wasser Straßenzüge sowie Gebäude und binden CO2 aus der Luft. 

Ebenso kann Umweltbildung an der Grundschule und in den Kitas einen Beitrag zur Bewusst-

seinsbildung für den Klimawandel und die Stärkung natürlicher Lebensräume leisten.  
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9 Akteursbeteiligung 

Im Rahmen der Konzepterstellung waren der Klimaschutzmanager, die relevanten Fachbe-

reiche sowie Fachabteilungen der Verwaltung Laatzens und die Bürgerschaft aktiv eingebun-

den.  

Der Austausch mit den aufgeführten Akteuren ist aufgrund ihrer Erfahrungen und Ortskennt-

nisse unentbehrlich für die Erstellung des Konzepts. Ebenso ist ihre Einbindung von signifi-

kanter Bedeutung für die anstehende Umsetzung der Maßnahmen. 

Die Akteursbeteiligung umfasste mehrere virtuelle Sitzungen, Telefonate/E-Mail-Verkehr und 

eine Fragebogenaktion einschließlich der Gebäudesteckbriefe sowie Vor-Ort-Veranstaltungen 

(Tabelle 9.1).  

Zu Beginn des Projekts fand eine Auftaktveranstaltung für Bürger*innen statt. Ziel war es, 

zum Zweck eines Quartierskonzepts zu informieren und Fragen zu beantworten.  

Der 1. Workshop zum Thema „Klimaanpassung und Mobilität“ wurde mit einem kurzen Im-

pulsvortrag gestartet. Im Anschluss wurde eine moderierte Workshop-Gruppe gebildet. Die 

Bürger*innen sammelten Stärken und Schwächen des Quartiers und identifizierten anschlie-

ßend Ziele und Lösungsmöglichkeiten. Die Ergebnisse wurden auf Plakaten zusammenge-

fasst.  

Beim Themenabend „Gebäude und Energie“ ging es vorrangig um die Informationsweitergabe 

an anwesende Bürger*innen zu nachhaltigen Heiztechnologien und Förderinformationen für 

Heizungen und Sanierungen. Am Ende konnten informative Handouts mitgenommen werden. 

Die Abschlussveranstaltung bereitete Ergebnisse des Quartierskonzepts für die Bürgerschaft 

auf und setzte einen Ausblick auf die Umsetzungsphase. Zudem wurde der finale Maßnah-

menkatalog präsentiert, wobei die Bürger*innen aller Quartiere die Gelegenheit bekamen, 

einzelne Maßnahmen zu priorisieren, indem sie drei (Klebe-)punkte pro Kategorie frei verge-

ben durften (Abbildung 9.1). Außerdem konnten Eigentümer*innen, die an der Fragebogenak-

tion teilgenommen hatten, ihren Gebäudesteckbrief mit energetischen Berechnungen zur 

Fortführung des Status quo sowie Variantenbeschreibungen für eine ökonomische und ökolo-

gischere Ausrichtung des Gebäudes in Empfang nehmen.  
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Tabelle 9.1: Vor-Ort-Termine/Video-Calls/Telefonkonferenzen 

Datum  Veranstaltung Inhalt und Teilnehmer*innen  

19.03.2024 
Steuerungsge-

spräch 

Auftaktgespräch mit Herrn Moxter (Klimaschutzmana-

ger), Herrn Diederich (enercity), Frau Trütken (enercity), 

EnergyEffizienz 

22.05.2024 
Öffentliche Ver-

anstaltung  
Auftaktveranstaltung mit EnergyEffizienz und enercity 

22.08.2024 Begehung EnergyEffizienz 

22.08.2024 Workshop 
Öffentliche Veranstaltung zum Thema „Klimaanpassung 

und Mobilität“ mit EnergyEffizienz 

06.11.2024 Themenabend 
Öffentliche Veranstaltung zum Thema „Gebäude und 

Energieversorgung“ mit EnergyEffizienz und enercity 

13.01.2025 Online-Termin Maßnahmenvorstellung im Ortsrat mit EnergyEffizienz 

27.05.2025 
Öffentliche Ver-

anstaltung 
Abschlussveranstaltung mit EnergyEffizienz 
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Abbildung 9.1: Vergleich der Priorisierung von Maßnahmen durch Bürger*innen 

0
5

10
15

20
25

O
rg

an
is

at
or

is
ch

e 
U

n
te

rs
tü

tz
u

n
g 

fü
r 

In
it

ia
ti

ve
n

 z
u

m
 ö

ko
lo

gi
sc

h
en

 K
on

su
m

P
er

sö
n

lic
h

er
 K

on
su

m
-C

h
ec

k
Z

er
o-

W
as

te
-K

am
pa

gn
e

K
am

p
ag

n
e 

kl
im

as
ch

on
en

de
 E

rn
äh

ru
n

g

S
tr

om
sp

ar
en

 in
 p

ri
va

te
n

 H
au

sh
al

te
n

In
fo

rm
at

io
n

sb
ro

sc
h

ü
re

n
/N

ew
sl

et
te

r
E

n
er

gi
es

pa
rm

od
el

le
 a

n
 S

ch
u

le
n

 u
n

d 
K

it
as

F
or

tf
ü

h
ru

n
g/

A
kt

u
al

is
ie

ru
n

g 
de

r 
In

te
rn

et
pr

äs
en

z
A

u
fb

au
 e

in
er

 e
h

re
n

am
tl

ic
h

en
 B

er
at

u
n

gs
st

ru
kt

u
r

E
in

ze
lb

er
at

u
n

ge
n

 f
ü

r 
S

an
ie

ru
n

gs
in

te
re

ss
ie

rt
e 

u
n

d 
B

au
w

il
lig

e
D

u
rc

h
fü

h
ru

n
g 

ei
n

er
 W

är
m

en
et

z-
K

am
pa

gn
e

U
n

te
rs

tü
tz

u
n

g 
be

st
eh

en
de

r 
In

it
ia

ti
ve

n
 u

n
d 

K
om

m
u

n
ik

at
io

n
sk

an
äl

e

Ve
rb

es
se

ru
n

g 
F

u
ß

gä
n

ge
rü

be
rw

eg
e

A
u

sb
au

 d
er

 E
-L

ad
ei

n
fr

as
tr

u
kt

u
r

U
m

ge
st

al
tu

n
g 

de
s 

S
tr

aß
en

ra
u

m
s

F
ör

de
ru

n
g 

vo
n

 M
it

fa
h

ro
p

ti
on

en
U

m
se

tz
u

n
g 

R
ad

ab
st

el
l-

 u
n

d 
R

ep
ar

at
u

rs
ta

ti
on

S
tä

rk
u

n
g 

de
s 

in
n

er
ör

tl
ic

h
en

 R
ad

ve
rk

eh
rs

 u
n

d
 V

er
za

h
n

u
n

g 
m

it
 V

er
ke

h
rs

en
tw

ic
kl

u
n

gs
pl

an
 d

er
 S

ta
dt

M
ob

ili
tä

ts
m

an
ag

em
en

t 
G

ru
n

ds
ch

u
le

 R
et

h
en

A
u

sb
au

 u
n

d 
S

te
ig

er
u

n
g 

de
r 

A
tt

ra
kt

iv
it

ät
 d

es
 Ö

P
N

V

S
te

ig
er

u
n

g 
de

r 
A

rt
en

vi
el

fa
lt

D
ac

h
- 

u
n

d 
F

as
sa

de
n

be
gr

ü
n

u
n

g
N

eu
e 

(k
lim

aa
n

ge
pa

ss
te

) S
tr

aß
en

bä
u

m
e/

S
tr

aß
en

be
gl

ei
tg

rü
n

N
at

u
rn

ah
e 

G
ar

te
n

- 
u

n
d 

F
re

ir
au

m
ge

st
al

tu
n

g
Ve

rs
ch

at
tu

n
gs

m
aß

n
ah

m
en

L
ei

tf
ad

en
 k

li
m

aw
an

de
la

n
ge

pa
ss

te
s 

B
au

en
/S

an
ie

re
n

G
an

zh
ei

tl
ic

h
es

 R
eg

en
w

as
se

rm
an

ag
em

en
t 

im
 Q

u
ar

ti
er

U
m

w
el

tb
ild

u
n

g 
an

 G
ru

n
ds

ch
u

le
 R

et
h

en
 u

n
d 

K
it

as
E

n
ts

ie
ge

lu
n

g 
au

sg
ew

äh
lt

er
 F

lä
ch

en

H
ei

zu
n

gs
ta

u
sc

h
bö

rs
e

P
ra

xi
sw

or
ks

h
op

s 
"G

eb
äu

de
sa

n
ie

ru
n

g"
N

u
tz

u
n

g 
vo

n
 W

är
m

ep
u

m
pe

n
R

ea
lis

ie
ru

n
g 

vo
n

 W
är

m
en

et
ze

n
S

am
m

el
be

st
el

lu
n

g 
vo

n
 M

at
er

ia
lie

n
M

u
st

er
sa

n
ie

ru
n

g 
ei

n
es

 E
in

fa
m

ili
en

h
au

se
s

P
h

ot
ov

ol
ta

ik
-O

ff
en

si
ve

 f
ü

r 
G

ew
er

be
P

h
ot

ov
ol

ta
ik

-O
ff

en
si

ve
 f

ü
r 

pr
iv

at
e 

G
eb

äu
de

 u
n

d 
G

ar
ag

en

N
ac

h
h

al
ti

gk
ei

ts
-C

h
ec

ks
 (f

ü
r 

B
es

ch
lu

ss
vo

rl
ag

en
)

M
on

it
or

in
g 

u
n

d 
C

on
tr

ol
lin

g
P

rü
fu

n
g 

P
er

so
n

al
ka

pa
zi

tä
te

n
 z

u
r 

U
m

se
tz

u
n

g 
de

s 
IQ

K
Z

ie
ls

et
zu

n
g:

 1
00

 %
-R

eg
en

er
at

iv
-K

om
m

u
n

e
S

te
u

er
u

n
gs

gr
u

pp
e 

(W
är

m
en

et
z)

E
in

ri
ch

tu
n

g 
ei

n
es

 "
R

u
n

de
n

 T
is

ch
es

 G
eb

äu
de

sa
n

ie
ru

n
g"

 u
n

d 
N

u
tz

u
n

g 
de

r 
S

yn
er

gi
ee

ff
ek

te
 z

w
is

ch
en

 d
en

…

A
n

za
h

l d
er

 P
u

n
kt

e

Maßnahmen

Ve
rg

le
ic

h
 d

er
 P

ri
or

is
ie

ru
n

g
 v

on
 M

aß
n

ah
m

en
 n

ac
h

 K
at

eg
or

ie
n



 

 

Akteursbeteiligung 

96 

 
Abbildung 9.2: Auftaktveranstaltung 

 

 
Abbildung 9.3: Workshop Klimaanpassung &  

Mobilität 

 
Abbildung 9.4: Workshop Ergebnisplakat 

 

 
Abbildung 9.5: Themenabend Gebäude & Energie 

 
Abbildung 9.6: Abschlussveranstaltung 

 

 

 
Abbildung 9.7: Priorisierung der Maßnahmen 
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10 Energetischer und städtebaulicher Maßnahmenkatalog und 

Umsetzungsplan 

Im folgenden Kapitel wird auf Basis der Potenzialanalyse und der in Steuerungsgesprächen 

und Workshops erarbeiteten Ergebnisse ein zielgruppenspezifischer und umsetzungsorien-

tierter Maßnahmenkatalog entwickelt. Anschließend werden die Maßnahmen in einer Über-

sicht zusammengefasst, Umsetzungshindernisse und Ansätze zu deren Überwindung be-

schrieben sowie ein Umsetzungszeitplan dargestellt. 

10.1 Maßnahmenkatalog 

Der Maßnahmenkatalog ist in sechs Handlungsfelder unterteilt. Die Maßnahmen des Katalogs 

werden in Form von Steckbriefen detailliert dargestellt. Er basiert insbesondere auf den Er-

kenntnissen der Potenzialanalyse und der Akteursbeteiligung. 

 
In den nachfolgend dargestellten Steckbriefen werden die Maßnahmen hinsichtlich der anfal-

lenden Kosten, dem benötigten Personalaufwand sowie weiteren Kriterien beschrieben und 

bewertet. Die qualitative und quantitative Einordnung in verschiedene Stufen ist in  

Tabelle 10.1 dargestellt. Die Ausgaben beziehen sich auf die für die Kommune anfallenden 

Kosten, um die Maßnahme umzusetzen. Förderungen, die für die Umsetzung beantragt wer-

den können, wurden bei der Darstellung bereits kostenmindernd berücksichtigt. Die zu erzie-

lenden Gewinne, bspw. aufgrund von Einsparungen, wurden nicht eingerechnet. Der Perso-

nalbedarf beschreibt die Arbeitstage (AT) der Verwaltung über die gesamte Laufzeit einer 
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Maßnahme. Für die Priorisierung der Maßnahmen wurden neben den Ausgaben und dem an-

fallenden Personalaufwand auch die Klimaschutzwirkung sowie die lokale Wertschöpfung be-

rücksichtigt. Zusätzlich flossen auch die Priorisierung der Bürger*innen bei der Abschluss-

veranstaltung sowie kategoriespezifische Kriterien, wie z. B. die Reichweite oder die Klimaan-

passungswirkung, mit ein. Die Priorisierung der Maßnahmen erfolgte einzeln für jede Kate-

gorie, sodass die Priorität der Maßnahmen verschiedener Kategorien nicht verglichen werden 

können. 
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Tabelle 10.1: Legende 

Ausgaben 

niedrig mittel hoch 

< 20.000 € 20.000 – 50.000 € > 50.000 € 

 

Personalaufwand 

niedrig mittel hoch 

1-20 AT 21-40 AT > 40 AT 

 

Klimaschutzwirkung 

Direkte Klimaschutzwirkung: Maßnahmen, die einen direkten Einfluss auf die verursachten Emissi-

onen ausüben (z. B. Sanierungsmaßnahmen, PV-Ausbau etc.) 

direkt, niedrig direkt, mittel direkt, hoch 

Einzelmaßnahmen, z. B. Sanie-

rung kommunaler Gebäude 

Umsetzung von Maßnahmen 

mit mittlerem Emissionsre-

duktionspotenzial (abhängig 

von Verbrauchergruppe und 

Höhe von Einsparungseffekten) 

Umsetzung von Maßnahmen mit 

sehr hohem Emissionsredukti-

onspotenzial (z. B. PV und Wind-

kraft) in großem Stil 

Indirekte Klimaschutzwirkung: Maßnahmen, die einen indirekten Einfluss auf die verursachten Emissi-

onen ausüben (z. B. organisatorische und strukturelle Maßnahmen) 

indirekt, niedrig indirekt, mittel indirekt, hoch 

Erreichung von Personengrup-

pen zu Themen mit eher gerin-

gem Emissionsreduktionspo-

tenzial 

Erreichung von Personengrup-

pen zu Themen mit erhöhtem 

Emissionsreduktionspotenzial 

(bspw. Sanierungen) 

Erreichung von Personengrup-

pen zu Themen mit sehr hohem 

Emissionsreduktionspotenzial 

(bspw. PV-Installationen, nach-

haltige Heiztechnologien) 

 

Lokale Wertschöpfung 

keine niedrig mittel hoch 

Keine Wertschöp-

fungseffekte 

Einzelfälle an lokaler 

Wertschöpfung  

(z. B. Unterstützung 

ökologischer Initiati-

ven) 

Lokale Wertschöpfung in 

größerem Stil (z. B. Wirt-

schaftsförderung für 

nachhaltige Unterneh-

men) 

Vergleichsweise viele 

Möglichkeiten intensi-

ver lokaler Wertschöp-

fung 
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Organisation und Struktur  Priorisierung

Einrichtung eines „Runden Tisches Gebäudesanierung“ und Nutzung 

der Synergieeffekte zwischen den Quartierskonzepten der Stadt  

Steuerungsgruppe (Wärmenetz) 

Zielsetzung: 100 %-Regenerativ-Kommune  

Prüfung Personalkapazitäten zur Umsetzung des IQK 

Monitoring & Controlling  

Nachhaltigkeits-Checks (für Beschlussvorlagen) 

 

Gebäude und Energieversorgung Priorisierung

Photovoltaik-Offensive für private Gebäude und Garagen  

Photovoltaik-Offensive für Gewerbe 

Mustersanierung eines Einfamilienhauses 

Sammelbestellung von Materialien 

Realisierung von Wärmenetzen 

Nutzung von Wärmepumpen 

Praxisworkshops „Gebäudesanierung“ 

Heizungstauschbörse 

 

  



 

 

Energetischer und städtebaulicher Maßnahmenkatalog und Umsetzungsplan 

101 

Klimafolgenanpassung Priorisierung

Entsiegelung ausgewählter Flächen  

Umweltbildung an der Grundschule Rethen und Kitas 

Ganzheitliches Regenwassermanagement im Quartier 

Neue (klimaangepasste) Straßenbäume/Straßenbegleitgrün 

Leitfaden klimawandelangepasstes Bauen/Sanieren  

Verschattungsmaßnahmen 

Naturnahe Garten- und Freiraumgestaltung 

Dach- und Fassadenbegrünung 

Steigerung der Artenvielfalt 

 

Mobilität Priorisierung

Ausbau und Steigerung der Attraktivität des ÖPNV 

Mobilitätsmanagement Grundschule Rethen 

Stärkung des innerörtlichen Radverkehrs und Verzahnung mit Ver-

kehrsentwicklungsplan der Stadt 

Umsetzung Radabstell- und Reparaturstation 

Förderung von Mitfahroptionen 

Umgestaltung des Straßenraums 

Ausbau der E-Ladeinfrastruktur 

Verbesserung Fußgängerüberwege 
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Information, Beratung und Öffentlichkeitsarbeit Priorisierung

Unterstützung bestehender Initiativen und Kommunikationskanäle  

Durchführung einer Wärmenetz-Kampagne 

Einzelberatungen für Sanierungsinteressierte und Bauwillige 

Aufbau einer ehrenamtlichen Beratungsstruktur 

Fortführung/Aktualisierung der Internetpräsenz 

Energiesparmodelle an Schulen und Kitas 

Informationsbroschüren/Newsletter 

Stromsparen in privaten Haushalten 

 

Nachhaltiger Konsum Priorisierung

Kampagne klimaschonende Ernährung  

Zero-Waste-Kampagne  

Persönlicher Konsum-Check 

Organisatorische Unterstützung für Initiativen zum ökologischen Kon-

sum 
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10.1.1 Organisation und Struktur 

 

Einrichtung eines „Runden Tisches Gebäudesanierung“ und 

Nutzung der Synergieeffekte zwischen den Quartierskon-

zepten der Stadt 
 

Organisation & Struktur 

 

 

Beschreibung 
Ein Runder Tisch bietet unterschiedlichen zivilgesellschaftlichen Akteuren (z. B. 

Vereinen, Organisationen, Handwerksbetrieben, dem örtlichen Einzelhandel) die 

Möglichkeit, regelmäßig, z. B. einmal im Quartal, an einem festen Ort 

zusammenzukommen und sich über das Thema Gebäudesanierung auszutauschen. 

Dieser Termin ist besucheroffen. Neben dem Austausch von Informationen wird 

interessierten Bürger*innen die Möglichkeit gegeben, auch analog an Informationen 

zu gelangen. Dazu können auch regelmäßig Expert*innen eingeladen werden. Im 

Rahmen des Austauschs können Bürger*innen von gegenseitigen Erfahrungen 

profitieren und sich unterstützen. Zudem können Synergien zwischen den 

Quartierskonzepten der Stadt genutzt werden und positive Wirkungen, z. B. durch 

Einsparung von Kosten, effiziente Ressourcennutzung und Teilen von Wissen, erzielt 

sowie der Zusammenhalt gestärkt werden. Das Teilen der Erfahrungen und das 

Einbinden weiterer Ansprechpersonen vor Ort, können auch Bedenken zweifelnder 

Bürger*innen abbauen und diese motivieren, Gebäudesanierungen durchzuführen.  

Laufzeit  ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Anschreiben von zivilgesellschaftlichen Akteuren zur 

Etablierung eines runden Tisches, Klärung einer festen 

Räumlichkeit, ggf. Einladung von weiteren Experten 

zum Austausch 

Verwaltung, weitere 

zivilgesellschaftliche 

Akteure 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Ausgaben beziehen sich auf die Raummiete sowie mögliche Materalienkosten. Eine 

genaue Summe ist noch nicht abschätzbar.  

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beschränkt sich auf die Vorbereitung sowie die Teilnahme am 

Runden Tisch.  

Der Arbeitsaufwand wird auf 10-15 AT geschätzt. 

Machbarkeit Die Wahrscheinlichkeit der Umsetzung ist als hoch einzuschätzen. Kosten fallen, bis 

auf Material- sowie Raumkosten, keine an. Ggf. müssen externe Referent*innen für 

die Teilnahme am Runden Tisch bezahlt werden. 

Wirtschaftlichkeit Aufgrund der niedrigen Kosten ist von keinem wirtschaftlichen Risiko auszugehen. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Durch die Information und Vernetzung der unterschiedlichen zivilgesellschaftlichen 

Akteure wird zu dem Thema „Gebäudesanierung“ informiert, beraten, ggf. diskutiert. 

Die energieeffiziente Sanierung von Gebäuden trägt z. B. aufgrund des geringeren 

Energieverlusts über die Gebäudehülle zur Endenergieeinsparung und damit indirekt 

zum Klimaschutz bei. 
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Endenergieeinsparung Aufgrund einer Sensibilisierung für das Thema und des geringeren Energieverlusts 

nach einer erfolgreich durchgeführten Gebäudesanierung können sich 

Endenergieeinsparungen ergeben. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Maßnahme hat indirekte Effekte auf die lokale Wertschöpfung. Diese ergeben 

sich durch die Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen der Bürger*innen. 

Zielgruppe Haus- und Wohnungseigentümer*innen, Zivilgesellschaft, externe Referent*innen 

Priorisierung      
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Steuerungsgruppe (Wärmenetz)  
 
Organisation & Struktur 

 

 

Beschreibung 
Um die Maßnahmenumsetzung, insbesondere im Wärmesektor, voranzutreiben und 

ein ständiges Controlling zu betreiben, ist es wichtig, eine Steuerungsgruppe zum 

Thema Wärmenetz zu bilden und ggf. mit weiteren Personen nach Bedarf zu ergän-

zen. Die Gruppe überprüft regelmäßig den Planungs- und Umsetzungsstand der 

Maßnahmen, um die zielführende Umsetzung zu gewährleisten. Die Steuerungs-

gruppe sollte regelmäßig im vierteljährlichen Rhythmus tagen. Die Organisation liegt 

bei der Verwaltung.  

Laufzeit  ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Festlegung der Teilnehmer*innen und Termine der re-

gelmäßigen etwa 2–3-stündigen Treffen 

Bewertung des jeweiligen Umsetzungsstands der im 

Konzept vorgeschlagenen Maßnahmen 

Ausgewählte Fachberei-

che der Stadtverwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Neben dem Personalaufwand entstehen möglicherweise Kosten für Referent*innen 

oder Materialienkosten. Eine genaue Summe ist nicht abschätzbar.  

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beschränkt sich auf die Organisation der Steuerungsgruppe 

und wird auf 15-20 AT in ca. fünf Jahren geschätzt. 

Machbarkeit Da nur geringe Kosten zur Einrichtung einer Steuerungsgruppe anfallen sowie Inte-

resse seitens der unterschiedlichen Fachbereiche sowie Fachabteilungen besteht, 

sich regelmäßig über bestimmte Maßnahmen auszutauschen, ist von einer hohen 

Umsetzungswahrscheinlichkeit auszugehen.  

Wirtschaftlichkeit Bei der Etablierung einer Steuerungsgruppe fallen geringe Kosten an, jedoch ist dies 

gerechtfertigt, da die Steuerungsgruppe den Stand der Umsetzung überprüfen und 

ggf. nachsteuern kann. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Durch die Steuerungsgruppe soll die Umsetzung der Maßnahmen vorangetrieben 

werden. Demnach kann diese Maßnahme indirekt zu erheblichen Emissionssenkun-

gen führen. 

Endenergieeinsparung Durch die Umsetzung des kommunalen Wärmeplans ist eine erhebliche Endenergie-

einsparung zu erwarten, auch da im Wärmesektor die größten Einsparpotenziale be-

stehen. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Etablierung einer Steuerungsgruppe hat indirekte Effekte auf die lokale Wert-

schöpfung. Diese ergeben sich durch die Umsetzung von weiteren Maßnahmen.  

Zielgruppe Verwaltung 

Priorisierung      
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Zielsetzung: 100 %-Regenerativ-Kommune   
 
Organisation & Struktur 

 

 

Beschreibung 
Der lokale Stromverbrauch im Gebiet der Stadt übertrifft aktuell noch die jährliche 

Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien. Ein erster Umsetzungsschritt besteht 

im Ausbau der erneuerbaren Energien, um den Stromverbrauch damit abzudecken. 

Ist dieses Ziel erreicht, bieten sich folgende Schritte zur Fortführung an: 

• Grundsatzbeschluss der Stadt zur Zielsetzung, auch in den Sektoren 

Wärme und Mobilität 100 % erneuerbare Energien anzustreben und das 

vorliegende energetische Quartierskonzept umzusetzen 

• Verbindung des Grundsatzbeschlusses mit Schaffung einer zielbezogenen 

Dachmarke für die Klimaschutzaktivitäten in der Stadt, etwa „100 %-Rege-

nerativ-Kommune“ 

• Bewerbung auf energie- und klimaschutzbezogene Auszeichnungen (z. B. 

Energie-Kommune, Wettbewerb „Klimaaktive Kommune“, Deutscher So-

larpreis), um den bereits erzielten Erfolg sichtbarer zu machen und damit 

auch die künftige lokale Entwicklung weiter zu stärken 

• Um den Zielerreichungsgrad in der Energieeffizienz gemäß § 6 EnEFG so-

wie den Beitrag der erneuerbaren Energien zur Erreichung der Klima-

schutzziele anschaulich zu machen, sollen Energiedaten und ggf. Umwelt-

daten über eine Datenplattform (z. B. HIDD) zugänglich und an Orten mit 

hohem Publikumsverkehr über Dashboards visualisiert werden 

Ein solches Vorgehen sichert die politische Unterstützung für die Energiewende in 

der Stadt und schafft Orientierung für Verwaltung, Politik, Bürgerschaft und Unter-

nehmen. 

Die sich aus den Einzelmaßnahmen bereits abzeichnenden Strukturen und aufge-

nommenen Aktivitätsfelder in der Stadt werden weiter verstetigt, Synergien schritt-

weise ausgebaut und künftig optimaler genutzt. Dies sind Voraussetzungen, um ein 

sich kontinuierlich etablierendes und langfristig wirksames Klimaschutzmanage-

ment fest in die Stadt zu integrieren.  

Eine synergetische Zusammenarbeit verschiedener Akteur*innen und Nutzer*innen 

und das Zusammenspiel der Politik, der öffentlichen Verwaltung und der Sektoren* 

mit ihren verbindenden Energie- und Stoffströmen ist dabei wesentlicher Bestand-

teil. Es gilt die Teilsysteme zu aktivieren und deren  Wechselwirkungen untereinan-

der auszubalancieren und zu optimieren. 

*Sektoren: Strom, Wärme/Kälte, Verkehr, Wasser und Abfall 

Laufzeit  ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Ausarbeitung des Grundsatzbeschlusses sowie der Be-

werbungen auf die genannten kommunalen energie- 

und klimabezogenen Wettbewerbe 

Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

 
Beschlussfassung des Stadtrats zur Zielsetzung Stadtrat 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Neben dem Personalaufwand entstehen keine weiteren Kosten. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand wird auf 10-15 AT geschätzt. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist machbar, wenn politische Unterstützung, finanzielle Mittel und die 

technologische Infrastruktur zur Erzeugung regenerativer Energien, eine Advanced 

Metering Infrastructure (AMI) sowie die Vernetzung von Erzeugung und Verbrauch 
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vorhanden sind. Zudem wird Akzeptanz und aktive Beteiligung von Bürger*innen be-

nötigt. 

Wirtschaftlichkeit Durch eine Reduktion der Energiekosten sowie THG-Emissionen und die Schaffung 

von Arbeitsplätzen in der erneuerbaren Energiewirtschaft ist von einer Wirtschaft-

lichkeit der Maßnahme auszugehen. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Maßnahme stärkt die Klimaschutzaktivitäten in der Stadt im Allgemeinen und 

durch den vollständigen Umstieg auf regenerative Energieträger können die CO2-

Emissionen erheblich reduziert werden. Indirekt dient die Maßnahme auch als Vor-

bild für andere Kommunen und hat dadurch einen positiven Einfluss auf den Klima-

schutz. 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Schaffung von Arbeitsplätzen in der erneuerbaren Energiewirtschaft und die För-

derung lokaler Handwerksbetriebe und Dienstleister steigern die lokale Wertschöp-

fung.  

Zielgruppe Verwaltung, Bürger*innen, Unternehmen, überregionale Wahrnehmung der Stadt 

und ihrer Klimaschutzaktivitäten 

Priorisierung      
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Prüfung Personalkapazitäten zur Umsetzung des IQK 
 

Organisation & Struktur 

 

 

Beschreibung 
Das vorliegende Konzept soll als umsetzungsorientiertes Arbeitspapier verstanden 

werden, denn das Erreichen der Klimaneutralität bis 2040 fordert ein zielstrebiges 

Handeln der Kommunen. Sämtliche Umsetzungsmaßnahmen können durch das ener-

getische Sanierungsmanagements initiiert, geplant und gesteuert werden. Das Auf-

gabengebiet umfasst außerdem Netzwerkarbeit und Informationsbereitstellung zu 

Fragen der Finanzierung und Förderung. Das Förderprogramm 432 der KfW fördert 

entweder zusätzlich eingestelltes Fachpersonal oder vorhandenes Personal. Wird das 

Förderprogramm nicht genutzt, müssen dennoch die Personalkapazitäten zur Umset-

zung des Quartierskonzeptes geprüft werden. Gleichzeitig soll auch eine stärkere Ein-

beziehung der Zivilbevölkerung gefördert werden, die als Gebäudeeigentümer*innen 

eine entscheidende Rolle bei der Umsetzung einnehmen. Um den Transformations-

prozess zu koordinieren, Akteursnetzwerke zu unterstützen und regelmäßiges Moni-

toring und Fortschreibung des Konzepts zu gewährleisten, soll die Stadt Laatzen ihre 

internen Personalkapazitäten prüfen. Eine enge Zusammenarbeit mit dem Klima-

schutzmanagement der Stadt sollte dabei angestrebt werden. Im städtischen Haus-

halt sind für die Jahre 2025 bis 2028 bereits finanzielle Mittel im Haushalt vorgesehen, 

die u. a. für die Unterstützung durch externe Büros genutzt werden können. 

Laufzeit  ☒ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Prüfung der Personalkapazitäten + ggf. Stellenaus-

schreibung und Einstellung von Personal 

Verwaltung 

 Antragstellung Förderung Sanierungsmanagement Verwaltung 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben hängen davon ab, ob neues Personal eingestellt werden muss. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Machbarkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich und technisch umsetzbar. 

Wirtschaftlichkeit Durch ein zielstrebiges Abarbeiten der Maßnahmen wird das Quartier fit für die Zu-

kunft gemacht. Dies hat langfristige positive Effekte auf den Wärmeverbrauch und die 

CO2-Emissionen der Stadt. Eine technische Infrastruktur, die auf dem neusten Stand 

ist, ist ein wichtiger Standortfaktor für Wohnen und Gewerbe. Außerdem wird das Sa-

nierungsmanagement gefördert. Daher wird von einer hohen Wirtschaftlichkeit aus-

gegangen. 

Förderung KfW 432 „Energetische Stadtsanierung – Zuschuss“ 

- 75 % der förderfähigen Kosten bzw. 90 % für finanzschwache Kommunen 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Endenergieeinsparung Die Endenergieeinsparung kann nicht abgeschätzt werden. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Zielgruppe Verwaltung 

Priorisierung      
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Monitoring und Controlling  
 
Organisation & Struktur 

 

 

Beschreibung 
Während der Umsetzung von Maßnahmen sollten regelmäßig neben dem Umset-

zungsstand auch auftretende Probleme sowie Zeitplan und Budget überprüft wer-

den. Das Controlling sollte mit wenig Aufwand verbunden sein. Daher ist ein einfa-

ches Monitoringsystem aufzubauen. Das Controlling beinhaltet die Überprüfung des 

Umsetzungsstands sowie die Überprüfung hinsichtlich der Zielerreichung. Im Moni-

toring werden der Umsetzungszeitraum, die Ausgaben, die Wirkung, Beteiligte, etc. 

festgehalten. Dies soll für alle Maßnahmen durchgeführt werden. Zur Überprüfung 

der Gesamtwirkung soll die Energie- & THG-Bilanz des energetisches Quartierskon-

zepts regelmäßig fortgeschrieben werden. Die Fortschreibung ermöglicht eine sinn-

volle Prüfung der Maßnahmen. Das aufzubauende Monitoring sollte eng mit dem an-

derer Konzepte im Bereich Klimaschutz und Klimaanpassung verzahnt sein, sodass 

auch die Wirksamkeit von Maßnahmen über das Quartierskonzept hinaus geprüft 

werden kann. Im Ergebnis kann die Entwicklung der Emissionen im Quartier und ggf. 

auch gesamtstädtisch transparent dargestellt und der Zielerreichungsgrad im Hin-

blick auf die THG-Neutralität nachvollzogen werden. Wie die Darstellung der Bilanz 

gelingen kann, zeigt bspw. die Stadt Freiburg, die mit einem Monitoring-System und 

der Veröffentlichung ihrer Klimaschutzbilanz die Fortschritte der Stadt im Klima-

schutz dokumentiert (https://www.freiburg.de/pb/1406980.html). 

Laufzeit  ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Aufbau Monitoringsystem Verwaltung 

 
Durchführung des Controllings inkl. Erhebung von 

Kennzahlen zur Fortschreibung der Bilanzen 

Verwaltung 

 Dokumentation + ggf. regelmäßige Veröffentlichung der 

Ergebnisse  

Verwaltung 

Steuerungsgruppe 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Neben dem Personalaufwand entstehen möglicherweise Kosten für ein Monitoring- 

und/oder Controllingsystem. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Arbeitsaufwand wird auf 30-40 AT für die Implementierung und je 12 AT pro Jahr-

geschätzt. 

Machbarkeit Das Quartierskonzept ermöglicht für das Gebiet eine solide Datenbasis und zeigt 

Möglichkeiten zum Aufbau eines Monitoringsystems auf, wodurch das Controlling 

inkl. weiterer Fortschreibungen der Bilanzen einfach umsetzbar ist. 

Wirtschaftlichkeit Aufgrund der niedrigen Kosten ist von keinem wirtschaftlichen Risiko auszugehen.  

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Durch die Veröffentlichung von THG- & Energiebilanzen können die Einspareffekte 

transparent für jeden Bürger aufgezeigt werden. Dies kann zur Umsetzung weiterer 

Maßnahmen motivieren. 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Keine Wertschöpfungseffekte. 
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Zielgruppe Verwaltung, Steuerungsgruppe, Politik, Bürger*innen 

Priorisierung      
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Nachhaltigkeits-Checks (für Beschlussvorlagen) 
 

Organisation & Struktur 

 

 

Beschreibung 
Um das Klimaschutzziel bei allen städtischen Belangen und Entscheidungen zukünf-

tig zu prüfen und zu berücksichtigen, sollen Nachhaltigkeits-Checks für Beschluss-

vorlagen durchgeführt werden. Sie tragen dazu bei, die Auswirkungen kommunaler 

Projekte auf die Nachhaltigkeit genauer zu bewerten. Dabei unterstützen sie die Aus-

richtung kommunaler Abläufe auf nachhaltige Ziele und fördern das Bewusstsein für 

Nachhaltigkeitsthemen sowohl in der Verwaltung als auch im Stadtrat. Ziel ist, die 

Klimarelevanz bei zukünftigen Beschlüssen als Kriterium bei Stadtratsentscheidun-

gen mit einzubeziehen. Vor allem in den Bereichen Bau, Flächenplanung, Verkehr, 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Beschaffung ist eine Betrachtung der Klima-

schutzwirkung sinnvoll.  

Ein entsprechender Klimaschutz-Check wurde bereits entwickelt (https://www.sta-

edtetag.de/files/dst/docs/Dezernat-6/2021/Orientierungshilfe-Klimanotstand.pdf).75 

Er sieht folgendes zweistufiges Verfahren vor:  

• Stufe 1: Vor-Einschätzung der Klimarelevanz → wird vom jeweiligen Fach-

bereich durchgeführt 

• Stufe 2: Prüfung der Klimarelevanz → bei positiver und negativer Vor-Ein-

schätzung erfolgt die Prüfung des Beschlusses hinsichtlich des THG-Aus-

stoßes  

Einen Sonderfall stellen Beschlussvorlagen aus der Bauleitplanung inklusive Rah-

menplänen und städtebaulichen Wettbewerben dar. In diesem Fall wird auf Stufe 2 

verzichtet und die Umweltberichte zu den jeweiligen Verfahren herangezogen. Die 

Klimawirkung muss entsprechend in der Umweltprüfung explizit benannt, quantifi-

ziert und bewertet werden.  

Nach erfolgreicher Durchführung eines Probelaufs zur Nutzung des Klimaschutz-

Checks sollte eine Erweiterung zu einem Nachhaltigkeits-Check inklusive Kriterien 

bezüglich Ökologie, Ökonomie und Soziales geprüft werden.  

Als Grundlage können der Nachhaltigkeits-Check des Deutschen Bundestag 

(https://www.bundestag.de/re-

source/blob/362472/1e720dd4d83fe31d43ac73d0a9f647d2/statz2.pdf), Nachhaltig-

keits-Checks anderer Bundesländer (z. B. Thüringen: https://nachhaltigkeit.thuerin-

gen.de/nh-check/Leitfaden.pdf) und Kommunen (z. B. Augsburg: https://www.nach-

haltigkeit.augsburg.de/zukunftsleitlinien/nachhaltigkeitseinschaetzung) dienen und 

die bestehende Prüfung um entsprechende Kriterien erweitert werden. Der damit 

verbundene personelle Mehraufwand muss bedacht und händelbar gestaltet werden. 

Laufzeit  ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Evaluation des Klimaschutz-Checks: Sicherstellung 

der Integration des Themas Klimawirkungsprüfung in 

die Umweltprüfung von Bauvorhaben 

Klimaschutzmanagement 

Stabsstelle Nachhaltigkeit 

Stadtplanung 

 Entwicklung eines Bewertungsrahmens Klimaschutzmanagement 

 

75 Es basiert auf der Orientierungshilfe für die Prüfung klimarelevanter Beschlussvorlagen (PkB) in kommunalen 

Vertretungskörperschaften, herausgegeben durch den deutschen Städtetag und das Deutsche Institut für Urbani-

stik sowie der Klimawirkungsprüfung herausgegeben durch das Klima Bündnis und der Klima- und Artenschutz-

prüfung der Stadt Freiburg. 
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Stabsstelle Nachhaltigkeit 

 Prüfung der Erweiterung zu einem Nachhaltigkeits-

Check durch weiteren Probelauf  

Evaluation des Nachhaltigkeits-Checks 

Klimaschutzmanagement 

Stabsstelle Nachhaltigkeit 

 

 Entscheidung über Umfang der Prüfungsvorlage (nur 

Klimaschutz- oder umfassender Nachhaltigkeits-

Check) 

Klimaschutzmanagement 

Stabsstelle Nachhaltigkeit 

 

 Vorstellung der Verwaltungsvorlage gegenüber sämt-

lichen Fachabteilungen (per E-Mail, persönlich, etc.) 

Klimaschutzmanagement 

Stabsstelle Nachhaltigkeit 

 

 Schulung der Mitarbeiter*innen und Nutzung der Ver-

waltungsvorlage 

Sämtliche Fachbereiche 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Kosten für Schulungen, Entwicklung des Bewertungsrahmens und administrati-

ven Aufwendungen liegen zwischen 10.000 und 50.000 €. Jährliche laufende Kosten 

für die Durchführung und Evaluation betragen 5.000-20.000 €. Die Bewertung der 

Klimawirkung ist mit einem höheren Zeitaufwand bei der Ausarbeitung von Verwal-

tungsvorlagen verbunden. Bei einer Ausweitung auf einen Nachhaltigkeits-Check 

steigt der damit verbundene Personalaufwand an. Gleichzeitig können indirekte Kos-

ten (durch Veto für klimaschädliche Beschlüsse) entstehen.  

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand wird als mittelhoch eingeschätzt. Mit guter Vorbereitung des 

Prüfungsdokuments sollte die grundsätzliche Prüfung schnell vonstattengehen (2 AT 

insgesamt für alle Abteilungen monatlich). Für schwierigere Fälle wird für das Kli-

maschutzmanagement weitere 2 AT pro Monat kalkuliert (Gesamtaufwand von 48 AT 

jährlich). 

Machbarkeit Die Maßnahme ist gut umsetzbar, da bereits ein Bewusstsein für Nachhaltigkeit in 

der Verwaltung vorhanden ist und wenn die politische Unterstützung, eine Bereit-

schaft zur Schulung von Mitarbeitenden und die vorhandenen Ressourcen gegeben 

sind. 

Wirtschaftlichkeit Durch die frühzeitige Identifikation von nachhaltigen sowie ineffizienten Beschlüssen 

können langfristig Kosten gesenkt und Ressourcen geschont werden. Zudem kann 

eine Akquirierung von Fördermitteln für nachhaltige Projekte die finanzielle Belas-

tung der Kommune verringern. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Es tritt eine indirekte, positive Klimawirkung auf, indem Vorhaben mit einem negati-

ven Einfluss auf das Klima nicht durchgeführt oder klimafreundlicher gestaltet wer-

den. Der Effekt ist abhängig von den Vorhaben, wird jedoch aufgrund der umfassen-

den Anwendung auf jeglichen Beschluss als mittelhoch eingeschätzt.  

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die lokale Wertschöpfung kann sich erhöhen, wenn lokale Unternehmen und Initia-

tiven gefördert werden. Durch die Berücksichtigung lokaler Gegebenheiten und Be-

dürfnisse in den Beschlüssen können Arbeitsplätze geschaffen und die regionale 

Wirtschaft gestärkt werden. Aufgrund der Unterschiedlichkeit der politischen Be-

schlüsse ist die genaue Höhe der Wertschöpfung nicht eindeutig. 

Zielgruppe Verwaltung 

Priorisierung      
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10.1.2 Gebäude- und Energieversorgung 

 

Photovoltaik-Offensive für private Gebäude & Garagen 
 

Gebäude & Energieversorgung  

 

 

Beschreibung 
Im Rahmen der Photovoltaik-Offensive sind bezüglich der privaten Gebäude folgende 

Maßnahmen empfehlenswert: 

1) Bewerbung des Solarkatasters Niedersachsen: Das Solarkataster des Landes Nie-

dersachsen enthält für jedes Gebäude in der Kommune Informationen zur solarener-

getischen Eignung. Hierauf sollten die Eigentümer*innen geeigneter Dächer gezielt 

hingewiesen werden, bspw. im Rahmen von persönlichen Anschreiben und Informa-

tionsveranstaltungen. Da im Solarkataster auch die Eignung für Solarthermie erfasst 

ist, kann hierauf ergänzend ggf. ebenfalls hingewiesen werden.  

2) Solarkampagne: Privatpersonen sollten zu der Errichtung von PV-Anlagen auf Dä-

chern beraten werden.  

3) Rundum-Sorglos-Pakete/Contracting: Die Kommune kann im Rahmen von Infor-

mationsveranstaltungen solchen privaten Anbietern eine Plattform bieten, die den 

Gebäudeeigentümer*innen ein Gesamtpaket aus Planung, Finanzierung und Umset-

zung anbieten. Dies kann helfen, Gebäudeeigentümer*innen zu erreichen, die ent-

weder nicht über die nötigen finanziellen Mittel bzw. Kreditwürdigkeit verfügen oder 

aber den Aufwand scheuen, der mit Installation und Betrieb der Anlage verbunden 

ist. Eine besondere Rolle können hierbei Contracting-Modelle spielen, bei denen Ver-

sorger oder andere Anbieter die Anlage finanzieren und der*die Gebäudeeigentü-

mer*in die Anlage pachtet und betreibt. So entfällt die hohe Anfangsinvestition und 

zugleich können die Vorteile des PV-Eigenverbrauchs genutzt werden (insbesondere 

durch die reduzierte oder entfallende EEG-Umlage). Eine weitere unterstützende 

Möglichkeit ist z. B. die Verpachtung von Dachflächen.  

Typisch für das Ortsbild Rethens sind außerdem freistehende Garagenkomplexe. Zur 

Intensivierung der PV-Nutzung sollten auch Garagendächer mit PV ausgestattet wer-

den.  

Ggf. kann die PV-Offensive über die Beratung durch Ehrenamtliche durchgeführt 

werden. 

Bei der Installation einer PV-Anlage sollte zudem immer über die potenzielle Kom-

bination mit einer Wärmepumpe und/oder einer Dachbegrünung informiert werden. 

Seit dem 01.01.2025 gilt mit dem Niedersächsischen Klimagesetzes die Pflicht, bei 

Neubau, Umbau und Sanierung auf Dächern mit einer Fläche von mehr als 50 m² 

mindestens 50 % der Dachfläche mit PV zu belegen.  

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Die vielfältigen notwendigen Handlungsschritte erge-

ben sich aus der obigen Maßnahmenbeschreibung.  

Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Ehrenamtliche 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben belaufen sich auf ca. 12.000 € für eine spezifische PV-Kampagne über 

die Dauer von 1 – 2 Jahren. Die Kampagne kann bei Bedarf verlängert oder wieder-

holt werden.  

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 15-20 AT. 
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Machbarkeit Die Maßnahme kann umgesetzt werden, wenn ausreichend Personal (z. B. Ehren-

amtliche) für die Beratung zur Verfügung stehen und die Installation von PV-Anlagen 

bei privaten Gebäudeeigentümer*innen daraus resultiert.  

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich, wenn das Beratungsangebot zu einem gesteigerten 

Ausbau von PV-Anlagen führt, wodurch langfristig Emissionen verringert und Kosten 

eingespart werden.   

Förderung  KfW 270 „Erneuerbare Energien – Standard“ 

- z. B. für PV-Anlagen auf Dächern, an Fassaden oder auf Freiflächen 

- Kredit mit variablem Jahreszins 

- max. 150 Mio. € pro Vorhaben 

- bis zu 100 % der Investitionskosten 

- für solarthermische Anlagen kann ein Zuschuss von bis zu 70 % der för-

derfähigen Kosten im Rahmen des Zuschuss 458 „Heizungsförderung für 

Privatpersonen – Wohngebäude“ beantragt werden 

proKlima „Förderangebot Solarstrom“ 

- „DachVollToll“: Vollbelegung eines Dachs bis max. 1.000 € 

- „Bonus SolarMieterStrom“: Umsetzung von Projekten zwischen drei und 

zehn Nutzeinheiten mit 1.000 € 

- „SolarStromFassade“: PV vor der Fassade max. 3.000 €, PV fassadeninte-

griert max. 9.000 € 

- „SolarGrünDach“: Gründach plus PV oder plus Solarthermie max. 6.000 € 

Klimaschutz ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Der PV-Ausbau trägt durch den erhöhten Eigenverbrauch und die damit verbundene 

Einsparung von Netzstrom unmittelbar zur Einsparung von CO2 bei. Die konkrete 

CO2-Einsparung ist abhängig von der installierten PV-Leistung, wird allerdings als 

hoch eingeschätzt, sofern mehrere Häuser im Quartier mit PV ausgestattet werden.  

Endenergieeinsparung Durch die Maßnahme ist keine Endenergieeinsparung zu erwarten. Es kann sogar 

davon ausgegangen werden, dass durch den vermehrten Einsatz von Wärmepumpen 

der Strombedarf der privaten Haushalte steigen wird. Allerdings kann dieser Strom 

durch die eigenen PV-Anlagen auf den Dächern aus erneuerbaren Energien erzeugt 

werden. 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Der PV-Ausbau trägt unmittelbar zu Handwerksaufträgen, Betreibergewinnen und 

Steuermehreinnahmen bei. 

Zielgruppe Hauseigentümer*innen, Garagenbesitzer*innen 

Priorisierung      
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Photovoltaik-Offensive für Gewerbe 
 

Gebäude & Energieversorgung  

 

 

Beschreibung 
Zur Intensivierung der PV-Nutzung sollte das ansässige Gewerbe bezüglich dieser 

Thematik verstärkt angesprochen werden. Bspw. kann die Kommune alle in Frage 

kommenden, potenziellen Gewerbetreibenden anschreiben und auf mögliche PV-

Eignung hinweisen. Dies könnte bspw mit ortsansässigen Energiefirmen vorange-

trieben werden. Ein zentrales Hindernis für die Realisierung des PV-Potenzials be-

steht darin, dass Gebäudeeigentümer*innen bezüglich der Wirtschaftlichkeit von PV-

Anlagen nicht ausreichend informiert sind. Ein weiteres Hindernis besteht in der ho-

hen Anfangsinvestition sowie dem Aufwand, der mit Planung, Finanzierung, Installa-

tion und Betrieb einhergeht. 

Ggf. kann die PV-Offensive für das Gewerbe über die Beratung durch Ehrenamtliche 

durchgeführt werden. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Beratungsangebote bereitstellen und Informationsver-

anstaltungen anbieten  

Kampagnen zur PV-Offensive im Gewerbe starten 

Gegebenenfalls Einholung von Informationen bei der 

Klimaschutz- und Energieagentur Niedersachsen 

Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Ehrenamtliche 

 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Kosten betragen max. 10.000 €. Die Investitionskosten für die Kommune stellen 

sich aus Sach- und Personal-Kosten für die Planung und Realisierung der Offensive 

zusammen. Für Gewerbetreibende können die Investitionskosten mittels Gegenfi-

nanzierung durch EEG-Vergütung vermindert werden. Zudem amortisieren sich die 

Kosten durch die vermiedenen Strombezugskosten und ggf. auch durch die Realisie-

rung als Contracting. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 10-15 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme kann einfach umgesetzt werden, wenn die Beratung über Ehrenamt-

liche stattfinden kann und genügend Ehrenamtliche zur Verfügung stehen.  

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich, wenn das Beratungsangebot zu einem gesteigerten 

Ausbau von PV-Anlagen führt, wodurch langfristig Emissionen verringert und Kosten 

eingespart werden.   

Förderung  KfW 270 „Erneuerbare Energien – Standard“ 

- z. B. für PV-Anlagen auf Dächern, an Fassaden oder auf Freiflächen 

- Kredit mit variablem Jahreszins 

- max. 150 Mio. € pro Vorhaben 

- bis zu 100 % der Investitionskosten 

KfW 293 Kredit Klimaschutzoffensive für Unternehmen 

- z. B. für PV-Anlagen und Erneuerbare-Energien-Stromerzeugungsanlagen  

- Voraussetzung: mind. 50 % des erzeugten Stroms werden am Unterneh-

mensstandort genutzt oder die Anlage wird im Rahmen eines integrierten 

Mobilitätsvorhabens beantragt 

- Kredit mit variablem Jahreszins 

- max. 25 Mio.€ Kreditbetrag 

KfW 295 Kredit: Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft  
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- für Maßnahmen, zur Erhöhung der Energie- und Ressourceneffizienz und 

damit zur THG-Reduktion (z. B. Installation von Solarkollektoranlagen) 

- bis zu 100 Mio. € Kredit und bis zu 60 % Tilgungszuschuss  

- Energie vom Land (Nr.255/256) durch die landwirtschaftliche Rentenbank  

- zinsgünstiges Darlehen von bis zu 10 Mio. € 

Klimaschutz ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Der PV-Ausbau trägt unmittelbar zur Vermeidung von Emissionen bei.  

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Der PV-Ausbau trägt unmittelbar zu Handwerksaufträgen, Betreibergewinnen und 

Steuermehreinnahmen bei. 

Zielgruppe 
Unternehmen 

Priorisierung      
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Mustersanierung eines Einfamilienhauses 
 

Gebäude & Energieversorgung  

 

 

Beschreibung 
Viele Gebäudeeigentümer*innen scheuen sich vor energetischen Sanierungen auf-

grund hoher Investitionskosten und des Umsetzungsaufwands. Neben Beratungsan-

geboten und Informationsveranstaltungen können Besichtigungen von mustersa-

nierten Gebäuden diese Hemmnisse abbauen. Ein mustersaniertes EFH kann als Po-

sitivbeispiel für weitere EFH gelten und Hauseigentümer*innen zur Sanierung moti-

vieren. Private Eigentümer*innen, die bereits Sanierungen durchgeführt haben, kön-

nen ihr Gebäude als Mustersanierung besichtigen lassen. Durch die Verwaltung ge-

meinsam mit Gebäudeeigentümer*innen organisiert können Besichtigungstage ein-

gerichtet werden. Dabei sollen Fragen und Zweifel von Gebäudeeigentümer*innen 

gegenüber bestimmten Sanierungsmaßnahmen geklärt und die Attraktivität energe-

tisch sanierter Gebäude gesteigert werden. Die Eigentümer*innen mustersanierter 

Gebäude können auf diesem Wege ihre positiven Erfahrungen und Sanierungserfolge 

zum Themenfeld erneuerbare Energien oder Sanierungsprozesse teilen. Diese Best-

Practice-Beispiele liefern wichtige Impulse für die Zunahme an energieeffizienten 

und zukunftsorientierten Gebäuden. Hierzu werden Pressemitteilungen veröffent-

licht und öffentliche Begehungen angeboten. Dadurch kann das erhebliche Potenzial, 

welches die Sanierung privater Wohngebäude bietet, erschlossen werden. Auch die 

Mustersanierung eines kommunalen Gebäudes kann ein Vorbild für ein energieeffi-

zientes Gebäude sein und Gebäudeeigentümer*innen zur Sanierung motivieren. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Identifikation von prioritär musterzusanierenden Ge-

bäuden und Kontaktaufbau zu Gebäudeeigentümer*in-

nen 

Verwaltung 

Gebäudeeigentümer*in-

nen 

 Erstellung eines Best-Practice-Katalogs Verwaltung 

Gebäudeeigentümer*in-

nen 

 Durchführung der Sanierungsmaßnahmen sowie be-

gleitende Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit 

Lokales Handwerk  

Verwaltung 

 Ausschreibung der Besichtigungstage und Maßnahmen 

zur Öffentlichkeitswirksamkeit 

Verwaltung 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben betragen ca. 5.000-10.000 €: Für die Stadt fallen lediglich Kosten für 

die Organisation von Veranstaltungen sowie für das Erstellen und Veröffentlichen von 

Best-Practice-Katalogen an.  

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt 15-20 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, sofern sich Gebäudeeigentümer*innen bereit erklä-

ren, eine Mustersanierung durchzuführen. 

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich, sofern die Mustersanierung(en) weitere Gebäude-

eigentümer*innen zu energetische Sanierungen motivieren.  

Förderung  BEG EM durch die BAFA 

- je nach Art der Maßnahme bis zu 30 % Zuschuss  

- 50 % Förderung der Fachplanung und Baubegleitung  
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- Wohngebäude: 30.000 €/ Wohneinheit, max. 60.000 € (bei Vorliegen eines 

individuellen Sanierungsfahrplans (iSFP)) + 30.000 € Förderung für den 

Heizungstausch (bei Vorliegen eines iSFP) 

KfW 261 „Wohngebäude – Kredit“ 

- bis zu 150.000 € pro Wohneinheit für ein Effizienzhaus 

- bis 40 % Tilgungszuschuss 

- weitere Förderungen, z. B. für die Baubegleitung, möglich 

KfW 264 „Kommunen – Kredit“ 

- bis zu 150.000 € pro Wohneinheit für ein Wohngebäude 

- bis 50 % Tilgungszuschuss 

- weitere Förderungen, z. B. für die Baubegleitung, möglich 

Region Hannover „Dach-Solar-Richtlinie“ 

- für die Dachdämmung eines EFH oder ZFH, Gewerbe- oder Vereinsgebäu-

des, wenn gleichzeitig eine Solaranlage errichtet wird  

- mit anderen Fördermitteln kombinierbar 

- 50 € pro gedämmte Dachfläche, max. 50.000 € pro Gebäude 

proKlima „Förderangebote Gebäudehülle“ 

- „Nachhaltige Dämmung“ von Dach und Außenwand mit zertifizierten na-

türlichen Dämmstoffen zwischen 10 und 30 € je m², max. 10.000 bzw. 

30.000 € 

- „Neue Fenster“ 3-Scheiben-Wärmeschutzverglasung 20 € je m², zusätz-

lich Holz- und Holz-Alu-Fenster 30 € je m², max. 2.000 bzw. 3.000 € 

- „Bonus Wärmepumpe+“: Wärmepumpe plus Maßnahmen an der Gebäude-

hülle 15 € je m², max. 6.000 € 

Klimaschutz ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Es kommt zu indirekten Klimaschutzeffekten, wenn die Motivation weiterer Gebäu-

deeigentümer*innen durch die Begehung mustersanierter Gebäude angeregt wird 

und zusätzliche Sanierungen durchgeführt werden.  

Endenergieeinsparung Die zu erzielende Endenergieeinsparung ist von konkreten energetischen Sanie-

rungsmaßnahmen und der Anzahl der dadurch sanierten Gebäude abhängig. 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Sanierung der Gebäude ist zum einen mit Aufträgen für das lokale/regionale 

Handwerk verbunden und mindert zum anderen den Abfluss finanzieller Mittel aus 

der Kommune heraus für fossile Energieträger, sodass ein direkter Beitrag zur lo-

kalen Wertschöpfung geleistet wird. Die Mustersanierungen sollen weitere Sanie-

rungsmaßnahmen innerhalb der Stadt anstoßen, was zu einer indirekten Stärkung 

der lokalen Wertschöpfung führt. 

Zielgruppe Gebäudeeigentümer*innen 

Priorisierung      
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Sammelbestellung von Materialien 
 

Gebäude & Energieversorgung  

 

 

Beschreibung 
Sammelbestellungen für Materialien (Dämmmaterial, Fenster, Türen, etc.) können 

zu einem günstigeren Einkaufspreis führen. Eine Sammelbestellung von Materialien 

kann eine zusätzliche Motivation zu einer energetischen Sanierung sein und das Ge-

meinschaftsgefühl im Quartier stärken. Die Maßnahme kann auch in Kombination 

mit Praxisworkshops durchgeführt werden, um das praktische Wissen zur Verlegung 

von Dämmmaterial zu vermitteln. Auch eine Kooperation mit Handwerksbetrieben ist 

möglicherweise erstrebenswert. Interessierte Bauwillige können sich nach der ers-

ten Organisationsphase bei einer zentralen Ansprechperson aus der Bürgerschaft 

melden. Diese sammelt die Anfragen, bis eine ausreichende Menge für eine Sam-

melbestellung vorhanden ist, organisiert die Bestellung sowie die Verteilung der Ma-

terialien. Für eine erfolgreiche Durchführung ist eine umfassende Bewerbung der 

Aktion erforderlich. Diese kann durch die Verwaltung organisiert und bspw. in Form 

einer Informationsveranstaltung gestartet werden. Die Veranstaltung kann auch mit 

einem weiteren Thema kombiniert durchgeführt werden. 

Laufzeit ☒ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Suche nach einer zentralen Ansprechperson aus der 

Bürgerschaft, die Organisation, Bestellung und Vertei-

lung übernimmt 

Verwaltung 

 Bewerbung der Aktion und Durchführung einer Infor-

mationsveranstaltung für alle Bauwilligen mit Vorstel-

lung der zentralen Ansprechperson 

Verwaltung 

 

 Abfrage des Interesses, Sammlung von Anfragen, Be-

stellung und Verteilung 

Zentrale Ansprechperson 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Sammelbestellungen von Materialien bringen in der Regel Kostenersparnisse. Für 

die Stadt entstehen ausschließlich durch die Bewerbung der Aktion Mehrkosten in 

Höhe von maximal 3.000 €. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beläuft sich ca. auf 6 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, sofern sich eine zentrale Ansprechperson aus der Bür-

gerschaft dafür finden lässt. 

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich, wenn sich ausreichend Bauwillige finden, die eine 

Anfrage stellen, sodass eine Sammelbestellung durchgeführt werden kann. 

Förderung  - 

Klimaschutz ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Eine Einsparwirkung wird indirekt durch Sanierungsmaßnahmen erzielt. Aufgrund 

von Gebäudesanierungen könnten im Quartier hohe Einsparungen erzielt werden. 

Endenergieeinsparung Durch eine Sammelbestellung kann zu einer energetischen Sanierung animiert wer-

den. Die Endenergieeinsparung durch Sanierung wird als hoch angenommen. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Wertschöpfungseffekte können erzielt werden, wenn die Materialien bei lokalen 

Händlern bezogen und die Arbeiten von lokalen Betrieben ausgeführt werden. 

Zielgruppe Hauseigentümer*innen, Unternehmen 

Priorisierung      
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Realisierung von Wärmenetzen 
 

Gebäude & Energieversorgung  

 

 

Beschreibung 
Der Bau eines Wärmenetzes kann einen bedeutenden Beitrag zur Dekarbonisierung 

der Wärmeversorgung im Quartier leisten. Das Wärmenetz kann auch, aufbauend auf 

der kommunalen Wärmeplanung in Verbindung mit anderen Gebieten untersucht 

und durch eine Machbarkeitsstudie (BEW Modul 1) auf Umsetzbarkeit geprüft wer-

den. In der Machbarkeitsstudie werden die konkreten Netzbereiche und Ausbaustu-

fen festgelegt. Zusätzlich sollte ein geeigneter Energieträger-Mix detailliert berech-

net und in der Folge festgelegt werden. Dazu sollten alle lokal verfügbaren Potenzi-

ale eingebunden werden. Die Studie sollte mit der kommunalen Wärmeplanung har-

monieren und kann nach Fertigstellung weitere Schritte aufzeigen sowie eine Grund-

lage für akquirierende Maßnahmen bilden. Außerdem erhöht sie bereits die Pla-

nungssicherheit für Bürger*innen. 

Zur Realisierung des Nahwärmnetzes ist insbesondere die konkrete Beteiligungsbe-

reitschaft der Eigentümer*innen sicherzustellen. Es gilt zu beachten, dass die Stadt 

keine Wärmenetze realisieren, sondern lediglich den Prozess unterstützen kann. Be-

vor ggf. eine entsprechende Investition realisiert wird, ist eine intensive, kampagnen-

artige Bewerbung des Wärmenetzes bei potenziellen Anschlussnehmer*innen mit 

einer erneuten Abfrage der Anschlussbereitschaft notwendig. Elemente der Wärme-

netzkampagne können unter anderem Informationsveranstaltungen, Stände bei Ver-

anstaltungen und gezielte Hausbesuche sein. Ebenso sind weitere Gespräche mit po-

tenziellen Betreibern zu führen. Eine erste Kalkulation des möglichen Wärmetarifs 

ist dann durch den künftigen Wärmenetzbetreiber durchzuführen. 

Der Vergleich zwischen Nahwärmeversorgung und Einzelgebäudeoptimierung aus 

der Potenzialanalyse des Quartierskonzepts kann für die Akquise von Anschlussneh-

mer*innen genutzt werden. Im Falle einer Hackschnitzelanlage als Wärmeerzeuger 

sollte frühzeitig geprüft werden, inwieweit auf lokale Produktion zurückgegriffen 

werden kann. Grundsätzlich kann auch der Einsatz von Wärmepumpen oder ergän-

zende PV oder Solarthermie sinnvoll sein. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Machbarkeitsstudie (bspw. nach BEW-Anforderungen), 

Verknüpfung mit den Ergebnissen dieses Konzepts in 

Kooperation mit potenziellen Betreibern 

Verwaltung 

Ingenieurbüro 

Potenzieller Betreiber 

 Abstimmung und Umsetzung von Wärmenetzkampagne 

in Kooperation mit potenziellen Betreibern oder Ingeni-

eurbüros 

Verwaltung 

Steuerungsgruppe 

Potenzieller Betreiber 

 Vorverträge und Baubeschlüsse Verwaltung 

Betreiber 

 Ausschreibung/Planung Verwaltung / Betreiber 

Ingenieurbüro 

 Planungsrecht und Baubeginn Betreiber/Ingenieurbüro 

 Inbetriebnahme Betreiber 

Ausgaben ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Ausgaben variieren je nach Netzvariante. Die Kosten hängen auch mit der An-

schlussquote zusammen, die an dieser Stelle noch nicht beziffert werden kann. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand wird auf ca. 20-40 AT geschätzt. 
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Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, wenn sich genügend interessierte Eigentümer*innen 

finden. Die Berechnungen müssen allerdings an Ingenieurbüros und potenzielle 

Netzbetreiber weitergeleitet werden. 

Wirtschaftlichkeit Trotz einiger Jahre der Realisierung wird sich der Ertrag langfristig lohnen und im 

besten Fall auch mit geringeren Ausgaben einhergehen. Die mögliche jährliche Kos-

teneinsparung der Nahwärmenetze wurde in vorangegangenen Kapiteln bereits aus-

führlich dargestellt. 

Förderung  Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (BEW)  

- Förderung einer Machbarkeitsstudie (Modul 1), Förderquote 50 %,  

max. 2 Mio. € 

- Systemische Förderung für Neubau von Wärmenetzen und Transformation 

von Bestandsnetzen (Modul 2), Förderquote 40 %, max. 100 Mio. € 

- Förderung von Einzelmaßnahmen bei Bestandsnetzen (Modul 3), Förder-

quote 40 %, max. 100 Mio. € 

- Betriebskostenförderung nach gefördertem Modul 2 oder 3 (Modul 4) 

Zukunftsfähige Energieinfrastruktur (ZEIS) 

- Förderung einer Durchführbarkeitsstudie (Förderquote: 50 %) 

- Förderung der baulichen Umsetzung des Wärmenetzes 

- Förderquote: 20 % der zuwendungsfähigen Kosten 

- kumulierbar mit BEW-Förderung 

proKlima „Wärmenetzanschluss“: 

- Förderung des erstmaligen Anschlusses von Wohnungen und Gebäuden an 

Nah- und Fernwärmenetze, Förderquote bis 5 %, max. 25.000 € 

Wenn keine BEW- oder ZEIS-Förderung in Anspruch genommen wird, besteht für 

anschlusswillige Bürger*innen die Möglichkeit, ihre Wärmeübergabestationen über 

die KfW fördern zu lassen. Die Förderung beträgt max. 70 % der zuwendungsfähigen 

Kosten. Der Fördersatz beträgt 30 % Grundförderung. Sollte das jährliche Haushalts-

einkommen unter 40.000 € liegen, werden zusätzlich 20 % Einkommensbonus ge-

währt. Ergänzend kann bei selbstgenutztem Eigentum ein Geschwindigkeitsbonus 

von max. 20 % bis 2028 in Anspruch genommen werden, wenn eine fossile Heizung 

ersetzt wird. 

Klimaschutz ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Endenergieeinsparung Endenergieeinsparungen ergeben sich bei der Nutzung von Hackschnitzeln nicht. Le-

diglich bei dem Betrieb einer L/W-Wärmepumpe oder Solarthermie/PV kann eine 

Einsparung erreicht werden. 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die lokale Wortschöpfung wird gestärkt. Durch Ausschöpfung des wirtschaftlichen 

Potenzials des Nahwärmenetzes über den Betreiber, das umsetzende Handwerk und 

die angeschlossenen Endnutzer*innen kann eine hohe lokale Wertschöpfung erzielt 

werden. 

Zielgruppe Verwaltung, Investoren, Betreiber 

Priorisierung      
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Nutzung von Wärmepumpen 
 

Gebäude & Energieversorgung  

 

 

Beschreibung 
Der Einsatz von Wärmepumpen kann aus finanzieller sowie ökologischer Sicht sinn-

voll sein. Zusätzlich haben sie eine hohe Betriebssicherheit. Nicht nur für Neubauten 

und Gebäude, in denen Heizsysteme mit niedriger Vorlauftemperatur installiert wur-

den, ist der Einsatz von Wärmepumpen interessant, sondern auch nach Hüllsanie-

rungen bei Bestandsgebäuden. Durch die Bereitstellung von Informations- und Be-

ratungsangeboten sollten Gebäude- und Wohnungseigentümer*innen gezielt auf die 

Nutzung von Wärmepumpen hingewiesen werden. Bei der Installation einer Wärme-

pumpe sollte zudem immer über die potentielle Kombination mit einer PV-Anlage 

informiert werden. Insbesondere bei anstehenden Sanierungen ist auf ein entspre-

chendes Beratungsangebot hinzuweisen und ggf. ein persönliches Gespräch anzu-

bieten. Außerdem könnten Informationen zur Nutzung von Wärmepumpen in die 

Maßnahme der Einzelberatung für Sanierungsinteressierte und Bauwillige inte-

griert werden. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Recherche und Zusammenstellen von Informationsma-

terial 

Verwaltung 

 Informationsbereitstellung und Beratung zu Wärme-

pumpen in den Beratungsangeboten ergänzen 

Verwaltung 

Ggf. Externe Dienstleister 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Investitionskosten für die Stadt setzen sich aus Sachkosten für die Planung und 

Realisierung von Informationsveranstaltungen und Beratungsangeboten zusammen, 

maximal 10.000 €. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand wird auf ca. 15-20 AT geschätzt. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist einfach umsetzbar, sofern die finanziellen und personellen Res-

sourcen vorhanden sind. 

Wirtschaftlichkeit Aufwand und Ertrag stehen in guter Relation zueinander, da die Informationen und 

Klärung von Einzelfragen dazu führen können, dass Gebäudebesitzer*innen energe-

tisch umrüsten. 

Förderung  Elektrisch betriebene Wärmepumpen werden mit bis zu 70 % über die Bundesförde-

rung für effiziente Gebäude (BEG) des Bundes gefördert. Die Antragstellung erfolgt 

über die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). Der Fördersatz beträgt 30 % Grund-

förderung für Luft- und Sole-Wasser-Wärmepumpen. Wenn als Wärmequelle Was-

ser, Erdreich oder Abwasser erschlossen wird, sind weitere 5 % möglich. Sollte das 

jährliche Haushaltseinkommen unter 40.000 € liegen, werden zusätzlich 20 % Ein-

kommensbonus gewährt. Ergänzend kann bei selbstgenutztem Eigentum ein Ge-

schwindigkeitsbonus von max. 20 % bis 2028 in Anspruch genommen werden, wenn 

eine fossile Heizung ersetzt wird. 

proKlima „Wärmepumpe“ für bestehende Wohngebäude 

- bis zu 10 % der förderfähigen Kosten je Gebäude bzw. Heizungsanlage 

- für L/W-Wärmepumpen (max. 3.000 €) und Erdreich-Wärmepumpen (max. 

5.000 €) für EFH oder ZFH sowie für Wärmepumpen für MFH (max. 20.000 

€) 

- z. B. für die Optimierung der Heizungsanlage oder Wärmespeicher 

proKlima „Bonus Wärmequelle Wärmepumpe“ für bestehende Wohngebäude 
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- z. B. für Erdwärmesonden, -kollektoren, Eisspeicher, grund- und Fluss-

wasser 

- max. 2.000 € je Gebäude bzw. Heizungsanlage für EFH oder ZFH, max. 

3.000 € je Gebäude bzw. Heizungsanlage für MFHr 

proKlima: „Bonus Wärmepumpe+“ 

- Kombinationsbonus Wärmepumpe plus Maßnahmen an der Gebäudehülle 

15 € je m², max. 6.000 € 

Klimaschutz ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Eine Zunahme der Installationszahlen von Wärmepumpen verhindert die Nutzung 

von fossilen Energieträgern. Dies wirkt sich positiv auf die THG-Bilanz aus. 

Endenergieeinsparung Die Endenergieeinsparung ist abhängig von der Installationszahl der Wärmepumpen. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Investitionen von Gebäudeeigentümer*innen und der Kommune sorgen für Aufträge 

für das lokale Handwerk. Zudem wird der Abfluss finanzieller Mittel aus der Kom-

mune heraus für fossile Energieträger gemindert, sodass ein direkter Beitrag zur 

lokalen Wertschöpfung geleistet wird. 

Zielgruppe Hauseigentümer*innen, Unternehmen 

Priorisierung      
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Praxisworkshops „Gebäudesanierung“ 
 

Gebäude & Energieversorgung  

 

 

Beschreibung 
Um der breiten Öffentlichkeit Informationen zur energetischen Sanierung des Eigen-

heims zugänglich machen zu können, können Praxisworkshops zum Thema „Gebäu-

desanierung“ veranstaltet werden. Im Rahmen dieser DIY-(Do It Yourself)-Work-

shops unter dem Motto „Dämmen selbst gemacht“ sollen praktische Fähigkeiten zur 

Selbstinstallation von Dämmmaterialien vermittelt werden. So können Bürger*innen 

erlernen, wie man bspw. eine Kellerdeckendämmung oder die Dämmung der obers-

ten Geschossdecke durchführen und das Gebäude energieeffizienter machen kann. 

Durchgeführt werden die Workshops in einem Privathaushalt. Angeleitet werden die 

Teilnehmenden dabei durch eine*n Handwerker*in. Weitere externe Akteur*innen 

und lokale Betriebe können unterstützen, indem sie Informationen weitergeben oder 

durch ihr Produktportfolio unterstützen. Neben dem Informationsgewinn bieten die 

Veranstaltungen die Möglichkeit, themenbezogene Fragen zu stellen, sich auszutau-

schen und untereinander zu vernetzen. Der Austausch der Bürger*innen untereinan-

der führt dazu, dass die Bürger*innen von Erfahrungen anderer profitieren, wichtige 

Fähigkeiten erlernen sowie diese wiederum weitergeben können. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Erstellung eines Konzepts für Inhalte, Zeitplanung und 

Öffentlichkeitsarbeit 

Verwaltung 

 Suche nach Gebäudeeigentümer*in und Handwerker*in Verwaltung 

 Durchführung der Workshops Verwaltung 

Externe Fachleute, z. B. 

Energie- und Umwelt-

zentrum am Deister e. V. 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Es fallen Kosten für den/die Handwerker*in an sowie ggf. für Öffentlichkeitsarbeit 

(z. B. Erstellung von Infomaterial, Kurzfilm zum Workshop) 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beläuft sich auf ca. 5-10 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich umsetzbar, da keine zusätzlichen fi-

nanziellen Mittel aufgewendet werden müssen. 

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme fördert die lokale Wirtschaft, senken Energiekosten und steigern die 

Energieeffizienz in der Gemeinde. 

Förderung  - 

Klimaschutz ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Eine Einsparwirkung wird indirekt durch Sanierungsmaßnahmen erzielt.  

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Wenn die Praxisworkshops mit Aufträgen für das lokale/regionale Handwerk verbun-

den sind, mindert dies den Abfluss finanzieller Mittel aus der Kommune heraus, so-

dass ein direkter Beitrag zur lokalen Wertschöpfung geleistet wird. 

Zielgruppe Bürger*innen, lokale Betriebe 

Priorisierung      

  



 

 

Energetischer und städtebaulicher Maßnahmenkatalog und Umsetzungsplan 

125 

Heizungstauschbörse 
 

Gebäude & Energieversorgung  

 

 

Beschreibung 
Im Zuge einer Umstellung von einer fossilen Energieversorgung auf Wärmenetze 

kann ein Ringtausch von Heizungen helfen, die Anschlussquote zu erhöhen und die 

erneute Anschaffung neuer Gas-/Ölheizungen oder anderer dezentraler Lösungen zu 

verhindern. Nach § 71j des GEG 2024 kann bei der Umstellung der Heizung eine Über-

gangsfrist von bis zu 10 Jahren gewährt werden, wenn ein Anschluss an ein Wärme-

netz absehbar ist. Dies gilt in den Eignungsgebieten für Wärmenetze, die in der kom-

munalen Wärmeplanung definiert werden. Sollte eine Heizung aufgrund einer Hava-

rie ausgetauscht werden müssen, kann nach § 71i GEG 2024 ein Einbau einer ge-

brauchten Heizung für die Dauer von maximal 5 Jahren erfolgen. Der Ringtausch 

stellt eine kostengünstige Lösung für ein stark thematisiertes Problem dar. Um den 

Ringtausch bestmöglich zu organisieren, sollte eine Tauschbörse initiiert werden. 

Eine umfassende Kampagne zur Tauschbörse stellt sicher, dass ausreichend ge-

brauchte Heizungen angeboten und potenzielle Abnehmer auf diese Übergangslö-

sung aufmerksam werden. Ergänzend zur Tauschbörse können auch bestehende 

Mietmodelle von Heizungen beworben werden. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Vorbereitung der Tauschbörse sowie ggf. bestehender 

Mietmodelle 

Verwaltung 

ggf. Energiegenossen-

schaften 

 Kampagne zur Bewerbung der Tauschbörse sowie von 

Mietmodellen mit einer Informationsveranstaltung zum 

Auftakt 

Verwaltung 

ggf. Energiegenossen-

schaften 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Investitionskosten für die Stadt setzen sich aus Sachkosten für die Planung und 

Realisierung von einer Informationsveranstaltung und ggf. dem Erstellen einer 

Tauschplattform zusammen und werden auf maximal 5.000 € geschätzt. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand wird auf ca. 15-20 AT geschätzt. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist einfach umsetzbar, sofern die finanziellen und strukturellen Res-

sourcen vorhanden sind. 

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich, wenn das Angebot intensiv genutzt wird und 

dadurch eine höhere Anschlussquote bei Wärmenetzen erreicht werden kann. 

Förderung  - 

Klimaschutz ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Durch die Übergangslösungen wird die Nutzungsdauer von fossilen Energieträgern 

verringert, da keine neue Heizung mit einer weitaus höheren Nutzungsdauer einge-

baut wird und ein früherer Anschluss an ein Wärmenetz erfolgt. 

Endenergieeinsparung Die Endenergieeinsparung ist abhängig vom Energieträger-Mix des Wärmenetzes 

und kann noch nicht abgeschätzt werden. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Abfluss finanzieller kommunaler Mittel für fossile Energieträger wird gemindert, 

sodass ein direkter Beitrag zur lokalen Wertschöpfung geleistet wird. 

Zielgruppe Hauseigentümer*innen, Unternehmen 

Priorisierung      
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10.1.3 Klimafolgenanpassung  

 

Entsiegelung ausgewählter Flächen 
 
Klimafolgenanpassung 

 

 

Beschreibung 
Versiegelte Flächen führen zu lokalen Hitzeinseln und dem Rückgang der Artenviel-

falt durch Flächenschwund. Die Entsiegelung von Flächen und Begrünung im Rah-

men einer Umgestaltung, bspw. zu Grünflächen oder kleinen Parks, wirkt diesen Fol-

gen entgegen, indem Grünräume entstehen. Insbesondere in Kombination mit (Stra-

ßen-)Bäumen dienen sie der Verschattung, Kühlung und Filterung von Luftschadstof-

fen, womit sie einen positiven Effekt auf das Mikroklima des Quartiers haben und 

dieses zudem optisch aufwerten. Des Weiteren kann Regenwasser durch die Redu-

zierung versiegelter Flächen besser versickern, was zur Verbesserung des Grund-

wasserspiegels beiträgt und das Überschwemmungsrisiko minimiert. 

Entsiegelte Flächen können vielfältig genutzt werden. Die Umgestaltung durch die 

Anlage von Grünflächen, Parks oder Gärten fördert die Artenvielfalt, indem natürli-

che Lebensräume für Pflanzen und Tiere entstehen. Auch die Schaffung von Aufent-

haltsräumen und Erholungsorten ist denkbar und steigert das Wohlbefinden der Be-

wohner*innen des Quartiers. Insbesondere ungenutzte Parkflächen (z. B. Metro, TIB 

Rethen) sowie Straßen oder Kreuzungen bieten ein hohes Entsiegelungs- und Begrü-

nungspotenzial. Wo eine großflächige Entsiegelung nicht möglich ist, können auch 

Teilbereiche entsiegelt und bspw. Bäume gepflanzt oder diese Flächen zu Pocket-

Parks umgestaltet werden (z. B. Schmiedestraße und Thiestraße) 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Identifizierung geeigneter Orte für die Entsiegelung 

ausgewählter Flächen 

Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Planung und Umsetzung der Maßnahme Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Je nach Ausgestaltung betragen die Ausgaben ca. 20.000-50.000 €. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 25 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich umsetzbar, sofern geeignete Flächen freigegeben 

werden und die Finanzierung gesichert ist. 

Wirtschaftlichkeit Aufwand und Ertrag stehen in guter Relation zueinander.  

Förderung KfW 444 „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen 

- z. B. für Grünflächen, Naturerfahrungsräume, heimische Artenvielfalt, 

Pflanzung von Bäumen, innerörtliche Kleingewässer renaturieren, Beteili-

gungsprozesse 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Klimafolgenanpassung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Verwaltung 
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Priorisierung      
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Umweltbildung an der Grundschule Rethen und Kitas 
 

Klimafolgenanpassung 

 

 

Beschreibung 
Umweltbildung an Kitas und Schulen ist wichtig, da sie Lernende informiert und be-

reits frühzeitig befähigt, aktiv zum Umwelt- und Klimaschutz beizutragen und damit 

eine nachhaltigere und gerechtere Zukunft mitzugestalten. Daher sollen neue An-

sätze gefunden werden, um den Stellenwert und den sorgsamen Umgang mit der 

eigenen Umwelt zu lernen. 

Zusammen mit der Grundschule und den Kitas, die sich im Quartier befinden, können 

erste Maßnahmen entwickelt werden. 

Mögliche Maßnahmen könnten sein: 

1) Durchführung von Bildungsangeboten (z. B. zum Thema Energie sparen, 

Fuß- und Handabdruck, Erneuerbare Energien, Naturverbundenheit)  

2) Entsiegelung und Begrünung von Kita-, und Schulhöfen zur Reduktion von 

Hitzeinseln und als Verschattung z. B. Grüne Klassenzimmer 

3) Anlegen von Blühflächen, Hochbeeten oder Pflanzen von Bäumen mit rele-

vanten Akteuren (z. B. Städtische Betriebe, externe Referent*innen) 

4) Zero-Waste-Kampagne in Verbindung mit einem Müllsammeltag 

5) Biologische/regionale Lebensmittel (Bildungsangebote sowie schrittweise 

Umstellung des Schul-/Kitaessens) 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Identifizierung von möglichen Maßnahmen 

 

Grundschule Rethen 

Kitas 

Verwaltung 

 Umsetzung der Maßnahmen Grundschule Rethen 

Kitas 

ggf. externe Dienstleister 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben richten sich nach dem Aufwand der Maßnahme. Die Gesamtsumme 

kann abschließend noch nicht abgeschätzt werden.  

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 10-15 AT für die Verwaltung, wenn die Umsetzung 

einzelner Maßnahmen durch einen externen Dienstleister unterstützt wird. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist einfach umsetzbar, insbesondere die gering-investiven Maßnah-

men wie z. B. Anlegen von Blühflächen, Hochbeeten, Pflege von Bäumen. 

Wirtschaftlichkeit Da es sich zum größten Teil um gering-investive Maßnahmen handelt, ist von einer 

hohen Umsetzungswahrscheinlichkeit auszugehen.   

Förderung KfW 444 „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen“ 

- z. B. für Naturerfahrungsräume, innerörtliche Kleingewässer renaturie-

ren, Beteiligungsprozesse 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 

Deutsche Bundesstiftung Umwelt „Umweltschutzförderung der Deutschen Bun-

desstiftung Umwelt“ 

- z. B. für neue methodische Zugänge zur Entwicklung und Stärkung von 

Nachhaltigkeitsbewusstsein und -handeln bei Kindern und Jugendlichen 

sowie neue Methoden und Ansätze zur Vermittlung von Nachhaltigkeitszu-

sammenhängen und -zielen 

- Zuschuss 
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proKlima „Klimaschutz zum Anfassen“  

- für Unterrichtsmaterial und Modellanlagen, die die Ursachen und Auswir-

kungen des Klimawandels sowie die Bedeutung von Energieeffizienz, 

Energiesparen, erneuerbaren Energien etc. anschaulich erklären 

- bis zu 90 % der förderfähigen Kosten, max. 1.500 € 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Klimafolgenanpassung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Wertschöpfungseffekte entstehen, falls lokale Betriebe und Dienstleister beauftragt 

werden. 

Zielgruppe Kindergarten- und Schulkinder 

Priorisierung      
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Ganzheitliches Regenwassermanagement im Quartier 

 

Klimafolgenanpassung 

 

 

Beschreibung 
Aufgrund zukünftig zunehmender Starkregenereignisse und Dürreperioden wegen 

des Klimawandels ist es wichtig, einen ganzheitlichen, natürlichen Umgang mit Re-

gen- und Grundwasser zu unterstützen. Zu einem ganzheitlichen Regenwasserma-

nagement zählen einerseits wassersparende Maßnahmen, wie der nachhaltige Um-

gang mit dieser Ressource oder das Auffangen von Wasser über Regenrückhaltebe-

cken, Zisternen oder Regentonnen, um Wasserknappheit vorzubeugen. Andererseits 

kann die Kanalisation im Falle von Starkregen durch das Ableiten bzw. Versickern 

von Regenwasser über Oberflächen, wie Regenrinnen und eine Speicherung von Re-

gen- und Schichtenwasser, entlastet werden. Auf diese Weise kann das Wasser 

durch Verdunstung wieder in den natürlichen Wasserkreislauf zurückgeführt werden 

bzw. zur Bewässerung und der Grundwasserneubildung beitragen. Außerhalb des 

Quartiers gibt es in Rethen bereits ein Regenrückhaltebecken und auch der „Kleine 

Teich in Rethen“ fängt Regen auf. Zusätzlich dienen Grünflächen und gezielte Versi-

ckerungsmulden und -flächen, wie kleinteilige Grünflächen, dem Wassermanage-

ment im Quartier. Im Gegensatz zu Regenrückhalteflächen speichern Versicke-

rungsflächen Regenwasser nicht, sondern lassen es langsam versickern und ver-

dunsten, wodurch die Umgebung gekühlt wird. Ergänzt werden kann die Maßnahme 

durch eine Informationskampagne zum Thema Starkregenrisiko und Einbindung auf 

der städtischen Homepage, um für das Thema zu sensibilisieren und Maßnahmen 

anzustoßen. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Identifizierung geeigneter Orte für Versickerungsflä-

chen und Regenauffangmöglichkeiten 

Verwaltung 

Einholung von Angeboten Verwaltung 

Bau der Versickerungsflächen und Regenauffangmög-

lichkeiten 

lokale Betriebe 

 Informationskampagne zum Starkregenrisiko und be-

gleitende Öffentlichkeitsarbeit zu umgesetzten Maß-

nahmen und Best-Practice-Beispielen 

Verwaltung 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Je nach Ausgestaltung und Umfang der Maßnahmen können die Ausgaben stark va-

riieren. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 10 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich und technisch umsetzbar, sofern geeignete Flächen 

verfügbar sind und die Finanzierung gesichert ist. 

Wirtschaftlichkeit Aufwand und Ertrag stehen in guter Relation zueinander.  

Förderung KfW 444 „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen 

- z. B. für Naturerfahrungsräume, innerörtliche Kleingewässer renaturie-

ren, Beteiligungsprozesse 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 

NBank „Wassermengenmanagement“ 

- Förderung von Vorhaben zur strategischen Neuausrichtung des Wasser-

mengenmanagements und des klimafolgenorientierten Ausbaus von Infra-

strukturen der Wasserversorgung und -nutzung 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 %, max. 500.000 € 
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Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Klimafolgenanpassung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, Gewerbe 

Priorisierung      
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Neue (klimaangepasste) Straßenbäume/Straßenbegleitgrün 
 

Klimafolgenanpassung 

 

 

Beschreibung 
Versiegelte Flächen in urbanen Gebieten führen zu lokalen Hitzeinseln begünstigen 

den Rückgang der Artenvielfalt durch Flächenschwund. Die Teilentsiegelung von 

Straßenräumen und Begrünung wirkt diesen Folgen entgegen und bildet kleine 

Grünräume, die zur Verschattung, Kühlung und Filterung von Luftschadstoffen bei-

tragen können. Dies hat einen positiven Effekt auf das Mikroklima und wertet das 

Quartier auch optisch auf. Darüber hinaus wirkt sich die reine Präsenz von Grünräu-

men, insbesondere Bäumen, erwiesenermaßen positiv auf die mentale Gesundheit 

der Bevölkerung aus.76 Da heimische Bäume bereits jetzt mit Auswirkungen des Kli-

mawandels, z. B. Trockenheit, zu kämpfen haben und Straßenbäume außerdem ext-

remen Bedingungen, wie Überwärmung und der Anreicherung von Luft- sowie Bo-

denschadstoffen, ausgesetzt sind, sollen gezielt klimaangepasste Straßenbäume 

eingesetzt werden, die für die Standortbedingungen geeignet sind. Zu beachten ist 

außerdem ein ausreichend großer Wurzelraum, damit sich der Baum optimal entwi-

ckelt und seine Ökosystemdienstleistung bestmöglich erfüllt. Als Richtwert kann von 

0,75 m³ Wurzelraum pro m² Baumkrone ausgegangen werden. Insbesondere in dicht 

besiedelten Bereichen sind optimale Pflanzbedingungen mitunter gar nicht oder nur 

mit einem erhöhten Aufwand umzusetzen. Dennoch sollte vom Richtwert ausgegan-

gen werden. Klimaangepasste Baumarten können der Baumliste der Gartenamts-

leiterkonferenz (GALK) entnommen werden. 

Neben ausgewählten Straßen innerhalb des Quartiers eignen sich auch Straßen au-

ßerhalb des Quartiers, die in das Quartier hineinführen. 

Um Tier- und Pflanzenarten Lebensraum zu bieten und die biologische Vielfalt weiter 

zu stärken, soll zusätzlich Straßenbegleitgrün eingesetzt werden. Diese Grünstreifen 

mit insektenfreundlicher Bepflanzung, stellen wichtige Rückzugsräume dar. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Identifizierung geeigneter Orte für Entsiegelung von 

Straßenräumen und Pflanzung neuer (klimaangepass-

ter) Straßenbäume  

Bepflanzung an Seitenstreifen von Straßen und Wegen 

Grünflächenamt 

Planungsbüro 

 

Planung und Umsetzung der Maßnahme Grünflächenamt 

Planungsbüro 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Je nach Umfang der Maßnahme können zwischen 10.000-70.000 € angenommen 

werden. Für die Pflege des Straßengrüns inklusive Baumschnitt als verkehrssi-

chernde Maßnahme wird der bundesweite Durchschnitt von 2 € pro Quadratmeter 

und Jahr angenommen. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Es wird von einem Personalaufwand von 10-25 AT ausgegangen. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich umsetzbar, sofern geeignete Flächen zur Umgestal-

tung freigegeben werden und die Finanzierung gesichert ist. 

Wirtschaftlichkeit - 

Förderung KfW 444 „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen“ 

 
76 Melissa R. Marselle u.a. (2020) 
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- z. B. für Grünflächen, Naturerfahrungsräume, heimische Artenvielfalt, 

Pflanzung von Bäumen, innerörtliche Kleingewässer renaturieren, Beteili-

gungsprozesse 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Klimafolgenanpassung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bewohner*innen 

Priorisierung      
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Leitfaden klimawandelangepasstes Bauen/Sanieren  
 

Klimafolgenanpassung 

 

 

Beschreibung 
Im Rahmen der Bauleitplanung können grundsätzlich Klimaanpassungsmaßnahmen 

festgelegt werden. Hierzu soll ein Leitfaden entwickelt werden, der diese Klimaan-

passungsmaßnahmen herausarbeitet und zusammengefasst darstellt sowie besten-

falls Standards für die Anwendung von Instrumenten und Festsetzungen formuliert. 

Darin sollten Themen, wie Nachrüstpflicht (z. B. Fenster), Holzbau, helle Fassaden- 

und Dachziegelfarben, Aufstockungen, Gemeinschaftsparkplätze, etc. berücksichtigt 

werden. Das Ziel ist auch den Begriff "Klimafolgenanpassung" im Bereich des Ge-

bäudemanagements zu verstetigen. Da die tatsächliche Durchführung der Maßnah-

men jedoch meist nicht kontrolliert werden kann, ist die Einführung eines Kontroll-

systems sinnvoll. Dies kann durch eine Checkliste o. ä. Formate umgesetzt werden. 

Laufzeit ☒ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Entwicklung des Leitfadens Stadtplanung 

Klimaschutzmanagement 

Entwicklung eines Kontrollsystems Stadtplanung 

Klimaschutzmanagement 

 Einführung des Leitfadens Stadtplanung 

Klimaschutzmanagement 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben betragen maximal 10.000 €. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 20-30 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist gut umsetzbar. 

Wirtschaftlichkeit Die Investitionen in klimawandelangepasstes Bauen können sich langfristig durch 

Einsparungen bei Energiekosten und geringere Schäden durch extreme Wetterer-

eignisse auszahlen. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Klimafolgenanpassung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch  

Die Maßnahme erhöht die Resilienz der Kommune gegenüber klimatischen Verän-

derungen, indem sie die Anpassungsfähigkeit der Gebäude und Infrastruktur verbes-

sert. 

Endenergieeinsparung Durch eine an den Klimawandel angepasste Bauweise lassen sich Heiz- und Kühlbe-

darf reduzieren, wodurch Endenergie eingespart werden kann. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die lokale Wertschöpfung wird durch die konsequente Anwendung des Leitfadens 

gesteigert. Die Umsetzung der Maßnahme kann lokale Arbeitsplätze im Bau- und 

Handwerkssektor schaffen. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen 

Priorisierung      
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Verschattungsmaßnahmen 
 

Klimafolgenanpassung 

 

 

Beschreibung 
Im Zusammenhang mit der Klimafolgenanpassung sollen Verschattungsmaßnah-

men zur Reduzierung der Auswirkungen des Klimawandels, wie Hitze und lokale 

Wärmeinseln, beitragen und das Wohlbefinden der Bürger*innen verbessern, indem 

sie vor direkter Sonneneinstrahlung schützen. Zu natürlichen Verschattungsmaß-

nahmen zählt das Pflanzen von Bäumen oder Sträuchern. Neben dem Schutz vor 

Sonneneinstrahlung sorgen sie für eine Kühlung der Umgebung durch eine Erhö-

hung der Luftfeuchtigkeit und verbessern dadurch das Mikroklima sowie die Aufent-

haltsqualität im Freien auch an heißen Sommertagen. Zudem fördern natürliche Ver-

schattungselemente die Artenvielfalt, tragen aber gleichzeitig im Falle von Starkre-

genereignissen auch zur Erhöhung der Wasserspeicherkapazität bei. Auch in der 

Nähe von Gebäuden können natürliche Verschattungselemente einen kühlenden Ef-

fekt erzielen, der den Bedarf an Klimatisierung minimiert und somit zu Energieein-

sparungen führt. Die Auswahl der Pflanzen sollte auf trocken- und hitzeresistente 

Arten fallen. Da natürliche Verschattungsmaßnahmen häufig eine Entsiegelung von 

Flächen voraussetzen und dies nicht überall möglich ist, sind außerdem bauliche 

Verschattungsmaßnahmen ratsam. Bauliche Verschattungsmaßnahmen umfassen 

bspw. die Installation von Überdachungen oder Markisen, die die direkte Sonnenein-

strahlung reduzieren. Bauliche Verschattungselemente, wie Überdachungen, kön-

nen ggf. begrünt werden. Damit ergeben sich ähnliche Vorteile wie die der natürli-

chen Verschattungselemente, eine Flächenentsiegelung ist dafür jedoch nicht erfor-

derlich. Um Nutzer*innen öffentlicher Außenbereiche vor übermäßiger Sonnenein-

strahlung zu schützen und die Aufenthaltsqualität zu verbessern, können auch tem-

poräre Sonnenschutzvorrichtungen wie mobile Sonnenschirme, Pavillons oder Son-

nensegel, die flexibel an zentralen Punkten aufgestellt werden, um Schattenbereiche 

zu schaffen, eingesetzt werden. Auch wetterfeste Sonnenschutznetze, die an beste-

henden Bäumen oder Strukturen angebracht werden, können den Schattenwurf er-

höhen. In Rethen fehlt es v. a. entlang der Bahnstrecke, in der Hildesheimer Straße, 

in der Pattenser Straße und der Alten Ziegelei an Schatten, sodass Maßnahmen dort 

angebracht wären.  

Zudem bietet das Bereitstellen von Sitzgelegenheiten an verschatteten Orten insbe-

sondere älteren Personen die Möglichkeit, bei der Bewältigung kurzer Strecken zu 

Fuß, Pausen einzulegen und sich zu erholen. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Auswahl der Verschattungselemente Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Umsetzung der Maßnahme und Anbringen von Hinwei-

sen auf Übergangsmaßnahmen und Empfehlungen zum 

Sonnenschutz 

Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Kosten für die Verschattungselemente variieren je nach Art, Größe und Material. 

Mobile Sonnenschirme oder Sonnensegel sind i. d. R. günstig und einfach zu be-

schaffen und aufzustellen. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand für Verwaltungsmitarbeiter*innen beträgt ca. 10-20 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, sofern die notwenigen Haushaltsmittel zur Verfügung 

stehen. 
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Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich, wenn durch die Veränderungen ein Verschattungs- 

und Kühlungseffekt eintritt, der zu Energieeinsparungen und einer erhöhten Aufent-

haltsqualität an heißen Tagen beiträgt. 

Förderung KfW 444 „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen“ 

- z. B. für Grünflächen, Naturerfahrungsräume, heimische Artenvielfalt, 

Pflanzung von Bäumen, innerörtliche Kleingewässer renaturieren, Beteili-

gungsprozesse 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Natürliche Verschattungselemente wie Bäume oder Sträucher kühlen die Umgebung 

und können den Energieverbrauch und damit CO2-Emissionen reduzieren. 

Klimafolgenanpassung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Durch die Einbindung lokaler Anbieter und Fachfirmen ergeben sich lokale Wert-

schöpfungseffekte.  

Zielgruppe Bürger*innen 

Priorisierung      
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Naturnahe Garten- und Freiraumgestaltung 
 

Klimafolgenanpassung 

 

 

Beschreibung 
Schottergärten und versiegelte Flächen begünstigen den Rückgang der Artenvielfalt, 

heizen sich in Sommermonaten auf und verhindern das Versickern von Regenwasser, 

sodass die Kanalisation überfluten kann. Sie sollten daher möglichst vermieden wer-

den und sind auch gesetzlich mittlerweile verboten. Dennoch sollten Gartenbesit-

zer*innen über eine naturnahe Gartengestaltung informiert werden, was auch der 

Artenvielfalt und der Erhöhung der Lebensqualität zugutekommt.  

Um das Quartier hinsichtlich Überhitzung und Starkregen anzupassen, bedarf es ei-

ner Neuausrichtung von ausgewählten privaten und öffentlichen Flächen hin zu er-

lebbaren, naturnahen und multifunktionalen Freiräumen. Naturnahe Außenbereiche 

sollen eine harmonische Verbindung zwischen Mensch und Natur schaffen. Dies ge-

lingt durch den Einsatz von Pflanzen und natürlichen Materialien, die die ökologische 

Vielfalt in Gärten, Parks oder auf Spielplätzen fördern und eine nachhaltige Nutzung 

der Landschaft ermöglichen.  

Je nach Fläche wird eruiert, welche Anpassung(en) für eine klimaangepasste Umge-

staltung des Freiraums vorgenommen werden soll(en).  

Die Freiräume sollen den heutigen und zukünftigen Herausforderungen der Anpas-

sung an den Klimawandel gerecht werden, dies beinhaltet z. B.:  

• Entsiegelung von ausgewählten Flächen  

• Klimaresiliente Bepflanzung mit Bäumen und heimischen, trockenheitsre-

sistenten (insektenfreundlichen) Wildpflanzen zur naturnahen Ausgestal-

tung der Freiräume  

• Prüfung und Anpassung von ausreichender Verschattung an ausgewählten 

Flächen 

Durch eine flächendeckende grüne Infrastruktur in den am stärksten versiegelten 

Bereichen des Quartiers können neue Aufenthaltsqualitäten geschaffen und das 

Mikroklima nachhaltig verbessert werden.   

Eine Kombination aus verschiedenen Maßnahmen können in Form einer Kampagne 

der Umsetzung dienen. Dazu zählen:  

• Broschüren, die in Geschäften, bei Veranstaltungen, bei der Stadtverwal-

tung und auf der Website zu finden sind (auch für Vermieter*innen und 

Wohnungsbaugesellschaften) 

• Pressemitteilungen bzw. Themenreihe in der Zeitung (ausgewählte The-

men, z. B. Schottergärten, insektenfreundliche Bepflanzung und Insekten-

tränken, Wassersparen im Garten, etc.) 

• Informationsveranstaltungen und Exkursionen mit Ehrenamtlichen, z. B. 

zum Thema Klimaanpassung im eigenen Garten 

• Aktionstage (z. B. ein Nachhaltigkeitstag) mit Informationen, Ständen von 

Naturschutzvereinen, Essen und Trinken, Pflanzenflohmarkt, Gewinnspiel, 

Führungen, Vorträgen, etc. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Identifizierung einzelner Maßnahmen für die Kampagne Verwaltung 

Klimaschutzbeauftrage 

Planung der Maßnahmen Verwaltung 

Klimaschutzbeauftragte 

 Umsetzung der Kampagne Verwaltung 

Klimaschutzbeauftragte 
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Ehrenamtliche 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben betragen ca. 10.000-30.000 €. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 20-30 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich umsetzbar. 

Wirtschaftlichkeit Die Investitionen in grüne Infrastruktur und Aufklärungskampagnen sind langfristig 

wirtschaftlich sinnvoll, da sie Kosten für Klimaanpassung und Biodiversitätsschutz 

reduzieren.  

Förderung KfW 444 „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen“ 

- z. B. für Grünflächen, Naturerfahrungsräume, heimische Artenvielfalt, 

Pflanzung von Bäumen, innerörtliche Kleingewässer renaturieren, Beteili-

gungsprozesse 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 

Bundesamt für Naturschutz „Bundesprogramm Biologische Vielfalt“ 

- Förderung auslaufend im November 2025 

- max. 75 % der zuwendungsfähigen Ausgaben 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Klimafolgenanpassung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen 

Priorisierung      
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Dach- und Fassadenbegrünung 

 

Klimafolgenanpassung 

 

 

Beschreibung 
Dach- und Fassadenbegrünungen können zur Reduzierung von „Wärmeinseln“ und 

zum Hitzeschutz der Gebäude beitragen. Insgesamt verbessern sie das Mikroklima 

und tragen zudem zur Steigerung der Artenvielfalt bei. Sie nehmen Wasser wie ein 

Schwamm auf, geben dieses als Feuchtigkeit in die umgebende Luft ab und können 

Staub und Schadstoffe aus der Luft binden. An Gebäuden wirken sie zudem wärme- 

und schalldämmend. Zusätzlich erhöht gerade die Fassadenbegrünung die Attrakti-

vität des Stadtbilds. Insbesondere im dicht bebauten Zentrum des Quartiers sollten 

Dach- und Fassadenbegrünungen angestrebt werden, um dem nicht vermeidbaren, 

erhöhten Versiegelungsgrad entgegenzuwirken. Die Maßnahme kann als unterstüt-

zend zur Entsiegelung von Straßenräumen verstanden werden. Durch eine Informa-

tionskampagne können Bürger*innen auf die Möglichkeiten und Vorteile der Begrü-

nung aufmerksam gemacht und ertüchtigt werden, ihr Gebäude zu begrünen. Zu-

sätzlich zur Informationskampagne können Eigentümer*innen von Gebäuden mit 

großen Potenzialen gezielt angesprochen und gemeinsam mit ihnen ein Plan zur stu-

fenweisen Umsetzung erarbeitet werden. Um im Quartier ein Vorbild zu schaffen, 

sollte eine Dach- bzw. Fassadenbegrünung insbesondere bei kommunalen Gebäu-

den eingesetzt werden. Auf diese Weise ist diese Form der Begrünung im Stadtbild 

allgegenwärtig und zeigt gleichzeitig eine Möglichkeit, wie eine Ausführung gelingt 

und aussehen kann.  

Dachbegrünungen können auch in Kombination mit einer Installation von PV-Anla-

gen erfolgen. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Informationskampagne für Bürger*innen 

Auswahl Quartiersbereiche hoher Potenziale und Kon-

taktaufnahme mit Eigentümer*innen 

Verwaltung 

Ggf. Begrünung von kommunalen Gebäuden im Quartier Verwaltung, Gebäudema-

nagement 

Beginn der Begrünung 

Begleitende Öffentlichkeitsarbeit (z. B. Vorstellung von 

Best-Practice-Beispielen) 

Verwaltung 

Gebäudeeigentümer*in-

nen 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Kosten für die Informationskampagne belaufen sich auf max. 5.000 €, während 

die Kosten für eine Dach- bzw. Fassadenbegrünung eines kommunalen Gebäudes je 

nach Wahl des Systems von 20.000-80.000 € variieren. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 15 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich möglich, sofern sich Gebäudeeigen-

tümer*innen finden, die diese Maßnahme umsetzen wollen. 

Wirtschaftlichkeit Die Umsetzung der Maßnahme wird sich positiv auf die Artenvielfalt und das Mikro-

klima auswirken. Wenn Gebäudeeigentümer*innen dem Vorbild eines kommunalen 

Gebäudes folgen, kann diese positive Wirkung vervielfacht werden. 

Förderung Region Hannover:  

- 10.000 € für Dach- und Fassadenbegrünung auf Neubaudächern sowie 

Nachrüstung vorhandener Dächer 

- max. 15.000 € bei Kombination mit einer PV-Anlage 
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- förderfähig sind freiwillige Maßnahmen, die Dachfläche muss mind. 25 m² 

groß sein 

- professionelle Dachbegrünungen werden mit 1/3 der förderfähigen Kosten 

gefördert, 50 % bei Kombination mit einer PV-Anlage 

- eine einfache Fassadenbegrünung in Eigenleistung wird zu 50 % gefördert  

- Zuschüsse für Statiküberprüfungen/-berechnungen, fachliche Beratung 

zur Begrünung und PV-Anlagen möglich 

- BEG: Förderung im Rahmen einer Sanierung 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Klimafolgenanpassung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, Verwaltung 

Priorisierung      
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Steigerung der Artenvielfalt  
 

Klimafolgenanpassung 

 

 

Beschreibung 
Durch Verstädterung und dem damit verbundenen Flächenschwund, Versiegelung 

und die Zunahme von Schadstoffbelastung kommt es in urbanen Gebieten zu einer 

Abnahme der Artenvielfalt.77 Um dem Rückgang der Biodiversität entgegenzuwirken, 

kommen eine Reihe von Maßnahmen in Frage, die miteinander kombiniert werden 

können: 

• Anlegen von Blühwiesen- oder -streifen, z. B. in Parks, Baumscheiben, in-

tegriert in Verkehrsinfrastruktur, Friedhöfen, Schulen, etc. mit insekten-

freundlichen Pflanzen, z. B. Wildblumen oder Staudenbeeten 

• Anbringen von Schildern zur Information über die Pflanzen und die Förde-

rung der Artenvielfalt 

• Aufstellen von Wassertränken für Tiere, z. B. durch Brunnen, Schalen, Un-

tersetzer 

• Beete sind darüber hinaus mit Totholz und einigen Steinen zu gestalten 

• Anbringen von Nistkästen und Insektenhotels in der Nähe von Blühwiesen, 

Hecken, Straßenbäumen, etc. 

• Begleitende Öffentlichkeitsarbeit, z. B. durch Pressemitteilungen, Plakat-

kampagnen, Informationsflyer, Aktionstage 

Eine geeignete Fläche, die zur Steigerung der Artenvielfalt umgestaltet werden 

könnte, ist z. B. die Grünfläche an der Stadtbahn-Wendeschleife in der Bernd-Rose-

meyer-Straße. Dort befindet sich bereits eine Grünfläche mit Bäumen, die durch wei-

tere Pflanzen oder Nisthilfen ergänzt werden kann. Alle Maßnahmen können koope-

rativ mit Vereinen, Bildungseinrichtungen, etc. oder Bürger*innen durchgeführt wer-

den. 

Des Weiteren kann die biologische Vielfalt durch Bündnisse gefördert werden. Das 

seit 2012 bestehende Bündnis „Kommunen für biologische Vielfalt“ dient dem Infor-

mationsaustausch und unterstützt bei der Öffentlichkeitsarbeit der Kommunen. Zu-

dem sind Fortbildungen, gemeinsame Aktionen und Projekte möglich. Das Ziel des 

Bündnisses ist der Schutz der biologischen Vielfalt. Die Stadt Laatzen ist bereits 

Bündnismitglied. Die Mitgliedschaft ermöglicht den Erfahrungsaustausch und das 

Anstoßen von Projekten und ist ein klares Signal für mehr Naturschutz vor Ort.  

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Identifizierung von Maßnahmen, ggf. Gespräche mit Ko-

operationspartnern 

Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Planung und Umsetzung der Maßnahmen Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Kooperationspartner 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben für die o. g. Maßnahmen betragen 20.000-40.000 €, je nach Aufwand. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand für Verwaltungsmitarbeiter*innen beträgt ca. 20-25 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich umsetzbar. 

Wirtschaftlichkeit -  

 
77 Deutscher Städtetag Berlin und Köln (2021) 
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Förderung KfW 444 „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen“ 

- z. B. für Grünflächen, Naturerfahrungsräume, heimische Artenvielfalt, 

Pflanzung von Bäumen, innerörtliche Kleingewässer renaturieren, Beteili-

gungsprozesse 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 

BfN „Nationales Artenhilfsprogramm“ 

- für Umsetzungsvorhaben, Machbarkeitsstudien, Modellvorhaben und For-

schungsvorhaben; für vom Ausbau der erneuerbaren Energien besonders 

betroffene Arten 

- förderfähige Ausgaben: Personalkosten, Flächenerwerb, Sachkosten 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Klimafolgenanpassung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Lokale Gärtnereien, Garten- und Landschaftsbauunternehmen des Landkreises pro-

fitieren von der Umsetzung einzelner Maßnahmen. 

Zielgruppe Verwaltung 

Priorisierung      
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10.1.4  Mobilität 

 

Ausbau und Steigerung der Attraktivität des ÖPNV 

 
Mobilität 

 

 

Beschreibung 
Damit häufiger ein Umstieg des Individualverkehrs auf den ÖPNV geschieht, muss 

das Angebot attraktiver sein. Ein entscheidender Punkt ist der Ausbau des ÖPNV-

Angebots, bspw. durch eine Erhöhung der Taktung bereits bestehender Verbindun-

gen, zusätzliche Haltestellen oder Linien. Über genügend Haltestellen verfügt 

Rethen bereits, diese sind im gesamten Quartier verteilt. Es gibt nur wenige Bereiche 

des Quartiers, die weiter als 300 m von einer Haltestelle entfernt sind. Damit der 

ÖPNV vermehrt in Anspruch genommen wird, sollte dieser stärker beworben wer-

den, sodass die Hemmschwelle, das Auto für kurze Strecken nicht zu nutzen, sinkt. 

Auch die Etablierung eines Bürger*innenbusses ist ein Lösungsansatz. Zudem soll-

ten Haltestellen mit Sitzgelegenheiten ausgestattet und ausreichend verschattet 

sein, um Schutz vor Sonne und Regen zu bieten. Ferner sollten sich Radabstellanla-

gen in der Nähe befinden, damit der Umstieg von Fahrrad auf Bahn/Bus erleichtert 

wird. Eine Radabstellanlage mit Fahrradreparaturstation am Bahnhof Rethen befin-

det sich bereits in der Planung (siehe Maßnahme Umsetzung Radabstell- und Repa-

raturstation). Die Maßnahmen können nur in enger Absprache mit den zuständigen 

Trägern des ÖPNV der Region und der ÜSTRA erfolgen. Die Stadt Laatzen sollte Im-

pulse geben und die Anliegen der Bürger*innen einbringen. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Identifizierung der Lösungsansätze und Gespräche mit 

ÜSTRA und Region Hannover; Kalkulation der Kosten 

ÜSTRA, Region Hannover 

Verwaltung berät 

Planung der Maßnahmen ÜSTRA, Region Hannover 

 

 Bewerbung des ÖPNV und der Verbindungen  ÜSTRA, Region Hannover 

Verwaltung 

 Umsetzung der Maßnahmen und regelmäßige Evalua-

tion; ggf. Weiterentwicklung 

ÜSTRA, Region Hannover 

 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben sind in erster Linie von den Verkehrsbetrieben zu tragen. Die Kosten 

für den Einsatz eines Bürger*innenbusses sind von dessen Größe und dem geplanten 

Betrieb abhängig. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt zwischen 10 und 15 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, wenn eine Erhöhung der Taktung und/oder die Etab-

lierung zusätzlicher Verkehrslinien durch den Verkehrsbetrieb erfolgt. 

Wirtschaftlichkeit Die Wirtschaftlichkeit ist abhängig davon, ob eine Bewerbung des ÖPNV und die Ver-

besserung der ÖPNV-Verbindungen zu einer Erhöhung der Nutzung des ÖPNV-An-

gebots führt. 

Förderung KfW 267 „IKK – Nachhaltige Mobilität“  

- bis zu 150 Mio. € Kredit pro Jahr 

- bis zu 100 % der Investitionskosten 

- für grüne Verkehrsprojekte 
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LNVG „Förderung von Umsteigeanlagen und Haltestelleneinrichtungen im öffentli-

chen Personennahverkehr (ÖPNV)“  

- z. B. für Verknüpfungsanlagen wie Park-and-ride-Stellplätze 

- Zuschuss bis zu 75 % der zuwendungsfähigen Ausgaben 

BMWE „Errichtung von Mobilitätsstationen“ 

- z. B. zur Errichtung und Umgestaltung von Haltestellen des ÖPNVs, Stell-

plätze für Sharing-Fahrzeuge 

- Zuschuss in Höhe von 50 % der förderfähigen Gesamtausgaben 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Durch den Ausbau des ÖPNV kann ein Umstieg vom Individualverkehr auf den ÖPNV 

erfolgen, was insgesamt Emissionen im Straßenverkehr einspart. 

Endenergieeinsparung Aus dem Umstieg vom Individualverkehr auf den ÖPNV folgt außerdem eine Endener-

gieeinsparung. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen 

Priorisierung      
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Mobilitätsmanagement Grundschule Rethen 

 
Mobilität 

 

 

Beschreibung 
Vorgeschlagen wird die Durchführung von Maßnahmen zur klimafreundlichen Mobi-

lität (Fuß- und Radverkehr, ÖPNV), Verkehrssicherheit, Schulwegplanung, Mobili-

tätsbildung im Unterricht, Bildung einer Arbeitsgruppe „Schulmobilität“ und Mobili-

tätsaktivitäten. Mit dieser Maßnahme werden langfristige Ziele erreicht, wie etwa die 

sichere und konfliktarme Organisation des Hol-Bring-Verkehrs sowie die Gewähr-

leistung der Verkehrssicherheit. Werden nachhaltige Fortbewegungsmöglichkeiten 

schon Kindern aufgezeigt, steigt die Wahrscheinlichkeit, dass sie auch im Erwachse-

nenalter übernommen werden. Dies kann bspw. in Form von Wettbewerben, Aktions-

tagen, Projektwochen, Elterninformationsveranstaltungen, Unterrichtseinheiten und 

Fahrradprüfungen durchgeführt werden. Die Initiative Besser zur Schule hat ein 

Handbuch mit Informationen und Hinweisen erarbeitet: https://besserzur-

schule.de/wp-content/uploads/2018/04/20180426_Handbuch_SMM_web.pdf. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Führen von Kooperationsgesprächen, Kontaktaufnahme 

mit ADFC oder anderen Kooperationspartnern 

Grundschule 

Kooperationspartner 

Verwaltung 

Gründung der Arbeitsgruppe Schulmobilität und Ausar-

beitung eines Mobilitätkonzepts 

Grundschule 

Kooperationspartner 

Verwaltung 

 Umsetzung des Mobilitätkonzepts: Termine an der 

Grundschule; speziell zur Neueinschulung sollten Ter-

mine angesetzt werden 

Grundschule 

Kooperationspartner 

Verwaltung 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben belaufen sich auf ca. 20.000-30.000 €. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 10-25 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist gut umsetzbar, da die vorgeschlagenen Maßnahmen nied-

rigschwellig sind. 

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich sinnvoll, da sie langfristig die Verkehrssicherheit 

erhöht, den Hol-Bring-Verkehr entlastet und nachhaltige Verhaltensänderungen bei 

Kindern fördert, was langfristig die Kosten im Verkehrs- und Gesundheitsbereich re-

duzieren kann. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die frühzeitige Aufklärung über nachhaltige Fortbewegungsmöglichkeiten und deren 

Vorteile für den Klimaschutz im Kindesalter trägt zur Sensibilisierung für das Thema 

bei und kann bewirken, dass Kinder in Zukunft möglicherweise auf die Nutzung des 

Autos verzichten. Dadurch könnten langfristig die CO2-Emissionen der Kinder und 

Eltern reduziert werden. 

Endenergieeinsparung Die Aufklärungsarbeit über klimafreundliche Mobilitätsformen und die daraus fol-

gende Reduktion des Individualverkehrs kann den Energiebedarf senken. 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Grundschule, Verwaltung 

Priorisierung      
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Stärkung des innerörtlichen Radverkehrs und Verzahnung 

mit Verkehrsentwicklungsplan der Stadt 
 
Mobilität  

 

 

Beschreibung 
Die Steigerung der Attraktivität des Radverkehrs spielt eine entscheidende Rolle in 

der Verkehrswende. Dies kann durch den Ausbau der Radwege oder durch mehr/ver-

besserte (z. B. überdachte) Parkmöglichkeiten, öffentliche Bewerbung (Image-Kam-

pagne) und Installation von Beleuchtungsanlagen realisiert werden. Durch den Aus-

bau von Radwegen, bspw. vom Bahnhof Rethen nach Ingeln-Oesselse, können die 

Quartiere unabhängig vom motorisierten Individualverkehr sicher miteinander ver-

bunden werden. Die Einführung eines Wettbewerbs oder einer Aktionswoche wäre 

zudem möglich. Dafür eignen sich insbesondere die Aktionswochen des Stadtra-

delns, an denen die Stadt Laatzen bereits teilnimmt. Zudem bietet der Verleih von 

Lastenrädern den Bürger*innen eine einfache Möglichkeit, Gegenstände klima-

freundlich innerhalb der Region zu transportieren. Um das Fahrrad als Verkehrsmit-

tel attraktiver zu machen, sollten Radwege sicher gestaltet sein. Wo ein Ausbau von 

Radwegen nicht möglich ist, kann die Verkehrssicherheit durch farbliche Radstreifen 

oder Markierungen, Kennzeichnung/Beschilderung sowie Beleuchtungsanlagen er-

höht werden. Die Maßnahmen sollten mit dem Verkehrsentwicklungsplan der Stadt 

im Einklang stehen und umgesetzt werden. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Umsetzung des Verkehrsentwicklungsplans  Verwaltung 

 

 Einwerben von Fördermitteln  Verwaltung 

 

Ausgaben ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Ausgaben sind abhängig von der genauen Umsetzung der Maßnahmen und kön-

nen nicht direkt festgelegt werden. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 20-30 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich einfach umsetzbar, sofern die erfor-

derlichen Haushaltsmittel zur Verfügung stehen. 

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich, wenn ein vermehrter Umstieg aufs Fahrrad erreicht 

werden kann. 

Förderung KfW 267 „IKK – Nachhaltige Mobilität“  

- bis zu 150 Mio. € Kredit pro Jahr 

- bis zu 100 % der Investitionskosten 

- für grüne Verkehrsprojekte 

BMV Sonderprogramm „Stadt und Land“ 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 75 %, mind. 10.000 €, max. 10 Mio. € 

- z. B. für den Neu-, Um- und Ausbau von Radwegen, Fahrradzonen sowie 

für Anlagen des ruhenden Verkehrs für Fahr- und Lastenräder 

BMWE „Verbesserung des fließenden Radverkehrs und dessen Infrastruktur“ 

- 50 % der förderfähigen Gesamtausgaben 

- z. B. für die Umgestaltung des Straßenraums zugunsten des Rad-/Fußver-

kehrs 

BMWE „E-Lastenfahrrad-Richtlinie“ 

- 25 % der Ausgaben für die Anschaffung, max. 2.500 € pro E-Lastenfahrrad 

oder Lastenfahrradanhänger mit E-Antrieb 
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- für die Anschaffung von Lastenfahrrädern und Lastenanhängern mit 

elektrischer Antriebsunterstützung 

Klimaschutz  ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Durch Stärkung des Radverkehrs ist ein Umstieg vom Individualverkehr auf das Rad 

zu erwarten, was zu einer Reduktion von THG führt. 

Endenergieeinsparung Der Umstieg vom Individualverkehr auf das Rad führt zu einer Reduzierung des Ener-

giebedarfs. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen 

Priorisierung      
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Umsetzung Radabstell- und Reparaturstation 
 
Mobilität  

 

 

Beschreibung 
Der Ausbau von Radabstellstationen zielt darauf ab, die Nutzung von Fahrrädern als 

umweltfreundliches Verkehrsmittel zu fördern und die Sicherheit sowie den Komfort 

für Radfahrer*innen zu erhöhen. Durch die Schaffung ausreichender und gut gestal-

teter Abstellmöglichkeiten soll die Attraktivität des Radfahrens gesteigert und die 

Verkehrsinfrastruktur nachhaltig verbessert werden. So soll künftig bspw. der Um-

stieg auf den ÖPNV erleichtert werden. Wenn ausreichend Abstellplätze in der Nähe 

von Haltestellen des ÖPNV vorhanden sind, sinkt die Hemmschwelle, das Fahrrad als 

Fortbewegungsmittel zu nutzen. Sind Radabstellanlagen überdacht und/oder ab-

schließbar, sodass Fahrräder sowohl vor Witterungseinflüssen als auch vor Dieb-

stahl und Vandalismus geschützt sind, steigert dies die Nutzerfreundlichkeit. Zusätz-

liche Funktionen wie Ladestationen für E-Bikes/Pedelecs und Abstellmöglichkeiten 

für Zubehör, z. B. Helme, steigert die Attraktivität weiter. Auch eine integrierte Fahr-

radreparaturstation dient diesem Zweck. Um die Sicherheit der Radabstellanlagen 

zu erhöhen, muss auf gute Beleuchtung und Sichtbarkeit geachtet werden. Damit 

Bürger*innen auf das neue Angebot aufmerksam werden, kann die Erstellung von 

Informationsmaterial und das Anbringen einer klaren Beschilderung mit Nutzungs-

möglichkeiten und -regeln hilfreich sein. Eine solche Radabstellstation inklusive Re-

paraturkasten ist am Bahnhof Rethen geplant und sollte umgesetzt werden. 

Laufzeit ☒ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Planung und Ausbau der Radabstellstation Verwaltung 

Externer Dienstleister 

Erstellung von Informationsmaterialien zur Bekannt-

machung  

Verwaltung  

 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Je nach Ausstattung der Anlage variieren die Kosten. Für einfache Fahrradständer 

ist mit 50-100 €, für geschützte Abstellanlagen mit 500-2.000 € pro Einheit zu rech-

nen. Zusätzlich fallen Kosten in Höhe von 1.000-5.000 € für die Installation und even-

tuelle Erdbauarbeiten an. Insgesamt können die Ausgaben 1.500-10.000 € betragen. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand für die Standortwahl, Planung, Abstimmung mit Behörden und 

begleitende Öffentlichkeitsarbeit beträgt ca. 30-40 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich einfach umsetzbar, sofern die erfor-

derlichen Haushaltsmittel zur Verfügung stehen. 

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich, wenn ein vermehrter Umstieg aufs Fahrrad erreicht 

werden kann. 

Förderung KfW 267 „IKK – Nachhaltige Mobilität“  

- bis zu 150 Mio. € Kredit pro Jahr 

- bis zu 100 % der Investitionskosten 

- für grüne Verkehrsprojekte 

BMV Sonderprogramm „Stadt und Land“ 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 75 %, mind. 10.000 €, max. 10 Mio. € 

- z. B. für Anlagen des ruhenden Verkehrs für Fahr- und Lastenräder 

BMWE „Errichtung von Radabstellanlagen im Rahmen der Bike+Ride-Offensive“ 

- 70 % der förderfähigen Gesamtausgaben 

- zur Errichtung von Radabstellanlagen innerhalb eines 100-m-Radius von 

einem Bahnhof oder Haltepunkt einer Bahnanlage 
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BMWE „Verbesserung des ruhenden Radverkehrs und dessen Infrastruktur“ 

- 50 % der förderfähigen Gesamtausgaben 

- zur Errichtung von Radabstellanlagen, Fahrradparkhäusern, Sammel-

schließanlagen  

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Durch den Ausbau der Radabstellstation wird eine erhöhte Nutzung des Fahrrads als 

Verkehrsmittel erwartet, was zu einer Reduzierung des motorisierten Verkehrs und 

der damit verbundenen Emissionen führt.  

Endenergieeinsparung Die Attraktivitätssteigerung des Radverkehrs und der damit einhergehende Umstieg 

vom Individualverkehr auf das Fahrrad können den Energiebedarf reduzieren. 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Wenn lokale Unternehmen mit der Errichtung der Radabstellstation beauftragt und 

die Materialien von lokalen Lieferanten bezogen werden, entstehen lokale Wert-

schöpfungseffekte. 

Zielgruppe Bürger*innen, Verwaltung 

Priorisierung      
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Förderung von Mitfahroptionen  
 

Mobilität  

 

 

Beschreibung 
Eine geeignete Maßnahme für Personen, die teilweise auf ein Auto angewiesen sind, 

sind Mitfahroptionen. Damit kann die Anzahl der Fahrzeuge im Quartier reduziert 

werden. Die Flexibilität, unabhängig von Bus- und Bahnlinien zu sein, bleibt trotzdem 

bestehen. Durch die gemeinsame Nutzung von Fahrzeugen können die Bewohner*in-

nen des Quartiers Kosten und Platz sparen sowie die Umwelt schonen. Durch eine 

geringere Pkw-Dichte müssten zukünftig auch weniger Parkplätze ausgewiesen 

werden, sodass die Flächen anderweitig verwendet werden können. An Mitfahrgele-

genheiten interessierte Personen sollen sich absprechen und zusammenfinden. Dies 

kann über eine Mobilitätsplattform oder App geschehen, die eingerichtet werden 

muss und die Vermittlung von Mitfahrgelegenheiten erleichtern soll. Eine besondere 

Form der Mitfahroptionen stellen sogenannte Mitfahrbänke dar, bei denen es einer 

konkreten Vorgehensweise bedarf, die die Mitnahme garantiert. Durch Informations-

kampagnen können die Bewohner*innen für die Vorteile von Mitfahrgelegenheiten, 

wie Kostenersparnis, Umweltfreundlichkeit, soziale Interaktion, sensibilisiert wer-

den.  

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Ggf. Einrichtung einer Mobilitätsplattform/App Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

IT-Unternehmen 

 Umsetzung und Bewerbung des Angebots durch be-

gleitende Öffentlichkeitsarbeit, Informationskampagne  

Verwaltung 

Anbieter 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch  

Für eine einfache Informationskampagne sind ca. 7.000 € zu veranschlagen. Die Ein-

richtung einer Mobilitätsplattform kann, je nach Umfang, mit 50.000-500.000 € bezif-

fert werden. Hinzu kommen jährliche Wartungsarbeiten und Updates in Höhe von 

10.000-50.000 €. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 20 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist gut machbar, wenn die Akzeptanz und aktive Beteiligung der Be-

wohner*innen sowie die Zusammenarbeit mit lokalen Partnern, wie Verkehrsunter-

nehmen, vorhanden sind. Die Einführung von Mitfahrbänken erfordert zudem eine 

klare Organisation und rechtliche Absicherung. 

Wirtschaftlichkeit Durch die Reduktion der Pkw-Dichte und die geringere Notwendigkeit, Parkplätze 

bereitzustellen, können Kosten für den Bau und die Pflege von Parkflächen einge-

spart werden. Durch die gemeinsame Nutzung der Bewohner*innen von Fahrzeugen 

bleiben finanzielle Mittel in der Region, was die lokale Wirtschaft zusätzlich stärkt. 

Förderung KfW 267 „IKK – Nachhaltige Mobilität“ 

- für grüne Verkehrsprojekte (z. B. grüne Lade- und Tankinfrastruktur) und 

nachhaltige Mobilität 

- bis zu 150 Mio. € Kredit pro Jahr 

- bis zu 100% der Investitionskosten  

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Maßnahme trägt langfristig zur Verringerung der CO2-Emissionen bei, da sich der 

Individualverkehr reduziert und umweltfreundliche Mobilitätsalternativen gefördert 

werden. Handelt es sich bei den Sharing-Fahrzeugen um elektrisch betriebene Fahr-

zeuge oder (E-)Bikes, werden weitere Emissionen im Straßenverkehr eingespart. 
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Endenergieeinsparung Durch das Teilen von Fahrzeugen im Sinne einer Mitfahroption reduziert sich der In-

dividualverkehr und damit der Energiebedarf. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Wenn lokale Unternehmen und Dienstleister beauftragt werden, entstehen lokale 

Wertschöpfungseffekte. 

Zielgruppe Bürger*innen 

Priorisierung      
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Umgestaltung des Straßenraums 

 
Mobilität 

 

 

Beschreibung 
Es wird konkret vorgeschlagen, eine Umgestaltung des Straßenraums hin zu einer 

„Klimastraße“ anzustreben. Eine Klimastraße soll gezielt Umweltbelastungen redu-

zieren, indem bspw. Schadstoffbelastungen reduziert werden. Durch die Teilentsie-

gelung von Straßenräumen und Begrünung entsiegelter Flächen, bspw. durch Pflan-

zen von Straßenbäumen, können kleine Grünräume geschaffen werden, die zur Ver-

schattung, Kühlung und Filterung von Luftschadstoffen beitragen können. Dies hat 

einen positiven Effekt auf das Mikroklima und wertet das Quartier auch optisch auf. 

Außerdem kann die Artenvielfalt gestärkt werden. Zu einem gesunden Wohnumfeld 

trägt außerdem eine klimafreundliche Mobilität bei. Insbesondere gut ausgebaute 

Fuß- und Radwege tragen zu einer Reduzierung des MIV bei. Straßenräume sind ak-

tuell häufig noch primär auf den motorisierten Verkehr ausgerichtet und bieten damit 

ein großes Potenzial zur schrittweisen Umgestaltung. Gefördert werden kann die Kli-

mastraße zudem durch die vorrangige Nutzung umweltfreundlicher Verkehrsmittel, 

um CO2-Emissionen zu verringern.  

Ratsam ist es, Straßen umzugestalten, die über eine Breite von 6-8 m verfügen. Hier 

kann die Wirkung der Straßenbäume eine große Entlastung der sonst stark versie-

gelten Flächen bieten. Die Fahrbahnbreite könnte zugunsten der Verkehrssicherheit 

des Fuß- und Radverkehrs verringert werden. Zudem kann geprüft werden, ob ein-

zelne Bereiche gezielt für parkende Autos zu Gunsten von Begrünungen gesperrt 

werden. Speziell auch auf Regenwassermanagement ausgelegte Freiraumgestal-

tung, z. B. durch Versickerungsmulden und Verdunstungsbeete, bringen zusätzlich 

einen positiven Effekt für das Regenwassermanagement im Quartier. Breit angelegte 

Gehwege und ausgewiesene Radwege verbessern das Mobilitätsangebot und die Auf-

enthaltsqualität im öffentlichen Raum. Bei einer Erneuerung der Fahrbahnoberflä-

che sollten versickerungsfähige, klimaangepasste Straßenbeläge zum Einsatz kom-

men. Es wird empfohlen solche Straßen ganzheitlich unter den Aspekten der Klima-

anpassung und Mobilität umzugestalten. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Identifizierung geeigneter Teilbereiche für die Entsiege-

lung von Straßenräumen und Pflanzung neuer (klima-

angepasster) Straßenbäume 

Verwaltung 

Planungsbüro 

Prozesshafte Umgestaltung des Straßenraums und 

schrittweise Sensibilisierung durch Teilprojekte 

Verwaltung 

Planungsbüro 

Ausgaben ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Planung, Beteiligung und Umsetzung der Maßnahme müssen vsl. durch ein ex-

ternes Planungsbüro begleitet werden. Je nach Umfang der Ausschreibung können 

hier zwischen 70.000-100.000 € angenommen werden. Hinzu kommen dann die Tief-

bauarbeiten und Materialkosten. Aufgrund der stark schwankenden Materialpreise 

kann hier keine verlässliche Aussage getroffen werden. Auch kann es zu Synergieef-

fekten mit den Tiefbauarbeiten eines Wärmenetzes kommen, sodass sich hier Ein-

sparungen ergeben können. 
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Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Voraussichtlich muss für diese Maßnahme ein externes Planungsbüro beauftragt 

werden. Die enge Zusammenarbeit mit der Verwaltung, insbesondere auch bei Be-

teiligungsprojekten und öffentlichen Veranstaltungen im Zuge der Umgestaltung er-

fordert aber auch einen Personalaufwand von Verwaltungsseite. Dieser wird mit ca. 

30-40 AT angenommen. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich und technisch umsetzbar, sofern geeignete Flächen 

zur Umgestaltung freigegeben werden und die Finanzierung gesichert ist. 

Wirtschaftlichkeit Eine an Klimafolgen angepasste Straße kann Schäden und somit Schadenskosten 

durch Extremwettereignisse verringern, weshalb die Maßnahme wirtschaftlich ist.  

Förderung KfW 267 „IKK – Nachhaltige Mobilität“  

- bis zu 150 Mio. € Kredit pro Jahr 

- bis zu 100 % der Investitionskosten 

- für grüne Verkehrsprojekte 

KfW 444 „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen 

- z. B. für Grünflächen, Naturerfahrungsräume, heimische Artenvielfalt, 

Pflanzung von Bäumen, innerörtliche Kleingewässer renaturieren, Beteili-

gungsprozesse 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 90 % der förderfähigen Kosten 

Klimaschutz  ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, Verwaltung 

Priorisierung      
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Ausbau der E-Ladeinfrastruktur 
 

Mobilität  

 

 

Beschreibung 
Die E-Ladeinfrastruktur sollte sowohl im öffentlichen als auch im privaten Raum 

ausgebaut werden. Dabei sollten auch E-Ladesäulen für E-Bikes/ Pedelecs berück-

sichtigt werden. Die Installation von Ladestationen an öffentlich gut frequentierten 

Stellen fördert die Wahrnehmung der Elektromobilität bei Bürger*innen und trägt 

zur Bewusstseinsbildung bei. Um den Ausbau im privaten Raum zu fördern, sollte 

eine Informationskampagne zum Thema Elektromobilität durchgeführt werden. In 

diesem Rahmen sollte für den Vorteil einer eigenen Ladesäule geworben und Mög-

lichkeiten für Mieter*innen aufgezeigt werden. Auch eine öffentliche Ladeinfrastruk-

tur kann mit den bestehenden Mobilitätsangeboten kombiniert und z. B. Nutzer*in-

nen von Mitfahrgelegenheiten vergünstigt angeboten werden.  

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Planung und Errichtung der öffentlichen Ladesäulen externer Dienstleister 

 Begleitende Öffentlichkeitsarbeit, Informationskam-

pagne private Ladesäulen 

Verwaltung 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch  

Die Ausgaben sind abhängig von der Anzahl der zu installierenden Ladesäulen. Für 

eine Informationskampagne sind zusätzlich ca. 7.000 € zu veranschlagen. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 10 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist dann sinnvoll umsetzbar, wenn die notwendigen Haushaltsmittel 

bereitstehen und eine ausreichende Nutzung erfolgt. 

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich, wenn die Ladesäulen regelmäßig genutzt werden. 

Förderung KfW 267 „IKK – Nachhaltige Mobilität“ 

- für grüne Verkehrsprojekte (z. B. grüne Lade- und Tankinfrastruktur) und 

nachhaltige Mobilität 

- bis zu 150 Mio. € Kredit pro Jahr 

- bis zu 100% der Investitionskosten  

KfW 240, 241 „KfW-Umweltprogramm“ 

- Kredit für Unternehmen, z. B. für den Erwerb gewerblich genutzter rein 

batterie-elektrisch oder mit erneuerbarem Wasserstoff betriebener Fahr-

zeuge  

- bis zu 25 Mio. € Kredit pro Vorhaben 

- bis zu 100% der Investitionskosten 

Klimaschutz  ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung Durch die ausgebaute Ladeinfrastruktur wird der Umstieg auf ein E-Auto attraktiver 

und kann somit zu einer Reduzierung des Benzin- und Dieselbedarfs führen. 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Wenn lokale Unternehmen mit der Errichtung und ggf. dem Betrieb beauftragt wer-

den, entstehen lokale Wertschöpfungseffekte. 

Zielgruppe Private Gebäudeeigentümer*innen, Unternehmen, Verwaltung, externe Dienstleister 

Priorisierung      
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Verbesserung Fußgängerüberwege 

 
Mobilität 

 

 

Beschreibung 
Um die Akzeptanz zu erhöhen, kurze Strecken zu Fuß zurückzulegen und eine um-

weltschonende Fortbewegung zu unterstützen, spielt die Verkehrssicherheit eine 

wichtige Rolle. Die Maßnahme zielt deshalb darauf ab, die Sicherheit und Barriere-

freiheit für Fußgänger*innen an bestehenden Überwegen deutlich zu erhöhen und 

zusätzliche Übergänge zu schaffen. Eine Verbesserung kann durch Aufwertung be-

stehender Markierungen erzielt werden, indem die Sichtbarkeit gestärkt wird. Auch 

die Installation zusätzlicher Beleuchtungen an Fußgängerüberwegen verbessern die 

Sichtbarkeit bei schlechten Lichtverhältnissen. Ebenso dienen Geschwindigkeitsre-

duzierende Elemente wie Bodenschwellen oder Verkehrsinseln dazu, den Verkehr zu 

verlangsamen und dadurch Fußgänger*innen mehr Sicherheit zu bieten. Die Barrie-

refreiheit kann durch taktile Leitsysteme und akustische Signale optimiert werden, 

um allen Verkehrsteilnehmer*innen eine sichere Überquerung zu ermöglichen. Be-

gleitend sollen Informations- und Sensibilisierungskampagnen sowie Aufklärungs- 

und Erziehungsmaßnahmen über Unfallrisiken dazu beitragen, dass das Bewusst-

sein für die Bedeutung sicherer Fußgängerüberwege gestärkt und das Unfallrisiko 

minimiert wird. Als Orte, an denen die Schaffung eines Fußgängerüberweges Unsi-

cherheiten reduzieren kann, wurde u. a. die Hildesheimer Straße (Querung Zentral-

straße – Schmiedestraße) identifiziert.  

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Identifikation unsicherer Verkehrsstellen Verwaltung 

Planung und Umsetzung der Maßnahmen zur Erhöhung 

der Verkehrssicherheit 

Verwaltung 

Externer Dienstleister 

 Informations- und Sensibilisierungskampagnen Verwaltung 

Grundschule Rethen 

Ausgaben ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Ausgaben und die Umsetzung sind abhängig vom Umfang der Maßnahmen und 

können demnach erst nach erfolgter Auswahl der Maßnahmen abgeschätzt werden. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Der Personalaufwand setzt sich aus der Projektkoordination und -steuerung, der 

Planung und Überwachung der Bauarbeiten sowie der Öffentlichkeitsarbeit zusam-

men und beträgt ca. 40-80 AT. 

Machbarkeit Die Umsetzung ist grundsätzlich machbar, erfordert jedoch eine sorgfältige Planung 

und Ressourcenallokation. 

Wirtschaftlichkeit Die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme hängt von den konkreten Kosten und dem Nut-

zen für die Sicherheit der Fußgänger*innen ab.  

Förderung BMV „Verbesserung der Verkehrssicherheit und Senkung der Straßenverkehrsun-

fälle“ 

- Zuschuss für Maßnahmen zur Sicherheit von Verkehrsteilnehmenden, z. B. 

Aufklärungs- und Erziehungsmaßnahmen, Kampagnen, Veranstaltungen 

und Programme für Verkehrsteilnehmergruppen, Personalausgaben, Öf-

fentlichkeitsarbeit 

BMV Sonderprogramm „Stadt und Land“ 

- Zuschuss in Höhe von bis zu 75 %, mind. 10.000 €, max. 10 Mio. € 
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- z. B. für Fußverkehrsmaßnahmen, wenn diese mit Radverkehrsmaßnah-

men in einem Verbund stehen und die Kosten für den Fußverkehr weniger 

als 50 % der Kosten der Gesamtmaßnahme betragen 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Maßnahme dient hauptsächlich der Sicherheit im Straßenverkehr, jedoch kann 

sie durch den Einsatz effizienterer Beleuchtung und Materialien einen indirekten po-

sitiven Effekt auf den Energieverbrauch haben. 

Endenergieeinsparung Die Maßnahme dient hauptsächlich der Sicherheit im Straßenverkehr, jedoch kann 

sie durch den Einsatz effizienterer Beleuchtung und Materialien einen indirekten po-

sitiven Effekt auf die Endenergieeinsparung haben. 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Einbezug lokaler Unternehmen bei der Umsetzung unterstützt die regionale 

Wirtschaft und führt damit zu lokalen Wertschöpfungseffekten. 

Zielgruppe Bürger*innen 

Priorisierung      
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10.1.5  Information, Beratung und Öffentlichkeitsarbeit 
 

Unterstützung bestehender Initiativen und Kommunikati-

onskanäle  

 
Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung 
Um viele Menschen für den Klimaschutz und Klimaanpassung zu erreichen, ist eine 

breite Kommunikation auf unterschiedlichen Wegen und für unterschiedliche Ziel-

gruppen unerlässlich. Die Verwaltung allein kann nur einen Bruchteil der Bürger*in-

nen erreichen. Daher sollten bestehende Initiativen und Arbeitsgruppen von der 

Kommune unterstützt werden. Möglich wäre: 

• Finanzielle Unterstützung durch Fördermittel oder Zuschüsse 

• Räumliche Ressourcen durch Bereitstellung von Flächen, Veranstaltungs-

räumen oder Infrastruktur, z. B. für Workshops, Treffen oder Aktionen 

• Informations- und Öffentlichkeitsarbeit: Die Verwaltung kann die Initiativen 

in ihren Kommunikationskanälen vorstellen, um mehr Aufmerksamkeit 

und Beteiligung zu generieren 

• Netzwerkbildung: Unterstützung beim Vernetzen mit anderen Organisatio-

nen, Unternehmen oder Bildungseinrichtungen, um Synergien zu schaffen 

• Politische Unterstützung: Einbindung der Initiativen in lokale Klimaschutz-

konzepte und politische Entscheidungsprozesse, um ihre Anliegen zu stär-

ken 

Durch diese Maßnahmen kann die Verwaltung dazu beitragen, dass ehrenamtliche 

Klimaschutzinitiativen erfolgreicher sind und langfristig wirken. 

Gute Beispiele sind die Bürgerinitiativen „Alt-Laatzen blüht auf“ und „Ingeln-Oes-

selse aktiv e. V.“. Der Solarstammtisch könnte ebenfalls wieder aktiviert werden. 

Genauso sollten Kommunikationskanäle wie Schaukästen, WhatsApp-Gruppen, 

Websites, Plakate und Flyer genutzt werden, um Informationen zu Veranstaltungen, 

Projekten oder Aktionen zu verbreiten. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Bestandsaufnahme bestehender Initiativen Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

 Bedarfsermittlung und Erarbeitung einer Umsetzungs-

strategie 

Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

 Durchführung der Umsetzungsstrategie Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Neben dem Personalaufwand können je nach Umsetzung Kosten für Fördermittel 

und Veranstaltungen anfallen. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 20-40 AT über einen Zeitraum von bis zu 3 Jahren. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist sehr gut umsetzbar, da sie auf bereits bestehenden Strukturen 

aufbaut. 

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich sinnvoll, da bereits mit vergleichsweise geringem 

Mitteleinsatz eine breite Wirkung in der Bevölkerung erzielt wird. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 
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Durch die Stärkung von Initiativen und Kommunikationskanälen kann die gesamte 

Bevölkerung erreicht und eine breite Bewusstseinsbildung und Verhaltensänderung 

wird angestoßen. 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Maßnahme stärkt die lokale Wertschöpfung durch die Zusammenarbeit mit lo-

kalen Akteuren, Nutzung regionaler Dienstleistungen und die Förderung bürger-

schaftlichen Engagements. 

Reichweite ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, bestehende Initiativen und Arbeitsgruppen; Unternehmen, Bildungs-

einrichtungen 

Priorisierung      
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Durchführung einer Wärmenetz-Kampagne 
 

Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung 
Um die Wirtschaftlichkeit eines Wärmenetzes sicherzustellen, ist eine möglichst 

hohe Anschlussquote zu erzielen. Um so viele Anschlussteilnehmer*innen wie mög-

lich zu gewinnen, sollte nach der Kommunalen Wärmeplanung und der Machbar-

keitsstudie durch den zukünftigen Betreiber unterstützend eine Wärmenetz-Kam-

pagne initiiert werden, um die Bereitschaft in der Bevölkerung zu erhöhen. Für die 

Mobilisierung der Gebäudeeigentümer*innen bietet sich an, die Wirtschaftlichkeit 

verschiedener Versorgungsmöglichkeiten, die aus der Kommunalen Wärmeplanung 

hervorgeht, gegenüberzustellen. Dies soll Eigentümer*innen auf das verfügbare Po-

tenzial aufmerksam machen und umfangreich zum geplanten Wärmenetz und den 

Anschlussmöglichkeiten informieren. Während der Durchführung der Kampagne 

sollte zusätzliches Beratungspersonal zur Verfügung stehen. Ratsuchende nicht mit 

Informationen unterstützen zu können, führt in der Regel zum Scheitern eines Vor-

habens. Wichtig ist eine umfängliche Bereitstellung von Informationsmaterial und 

Ansprechpartner*innen. Parallel sollten Informationsabende rund um das Thema 

Wärmenetz organisiert werden (Technischer Überblick, Vorstellung des Projektes 

und des Zeitplans des Betreibers, Wirtschaftlichkeit, regulatorische Rahmenbedin-

gungen, Erfahrungswerte von Bürger*innen). Zusätzlich zu Informationen zum Wär-

menetz, sollten auch Übergangslösungen vorgestellt werden, falls die Heizungen 

kurz vor dem Anschluss an das Wärmenetz getauscht werden müssten. Auf diese 

Weise können direkt zu Beginn mehr Anschlussteilnehmer*innen gewonnen werden. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Vorbereitung der Kampagne  Verwaltung, Betreiber 

 Durchführung der Kampagne Verwaltung, Betreiber 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Kosten für Werbung und Informationsmaterial betragen ca. 1.000 €. Je nach Aus-

gestaltung der Kampagne fallen Personalkosten, Werbungskosten (Flyer, Plakate) 

und Materialkosten (Infomaterial, Anschauungsmaterial, ein Stand o. Ä.) an. Wird ex-

ternes Fachpersonal hinzugezogen, ist das entsprechende Honorar zu zahlen. Die 

Kampagnen können auch stadtteilspezifisch durchgeführt werden.  

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 20-25 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich umsetzbar. 

Wirtschaftlichkeit Aufwand und Ertrag stehen in guter Relation zueinander.  

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Informationsmaßnahme kann einen Großteil der Bevölkerung erreichen. Sie be-

zieht sich gezielt auf ein relevantes Themengebiet mit hohem Emissionseinsparpo-

tenzial. Entsprechend wird eine hohe, indirekte Wirkung erwartet. 

Endenergieeinsparung Wenn durch die Kampagne weitere Anschlussteilnehmer*innen gewonnen werden, 

kann die Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen deutlich reduziert werden. 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 
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Die Maßnahme fördert die lokale Wertschöpfung, indem sie den Ausbau regionaler 

Wärmenetze und die Vergabe von Aufträgen an lokale Handwerksbetriebe und Pla-

nungsbüros unterstützt. 

Reichweite ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Verwaltung 

Priorisierung      
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Einzelberatungen für Sanierungsinteressierte und  

Bauwillige 
 

Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung 
Die gezielte Beratung soll Bürger*innen und Unternehmen zu Energiespar- und Kli-

maschutzmaßnahmen informieren. Dabei sollten konkrete Fragen zum eigenen Ge-

bäude, Sanierungsmaßnahmen, Neubauvorhaben und entsprechenden Fördermit-

teln beantwortet werden. Die bundesweite Plattform foerderdatenbank.de steht er-

gänzend als Online-Tool zur Verfügung, um bestehende Fördermittel nach entspre-

chenden Vorgaben zu filtern. Ebenso gibt es von der Klimaschutzagentur Region 

Hannover einen Fördermittelkompass für die Region. 

Eine kostenlose Online-Beratung für Hausbesitzende und eine kostenlose Vor-Ort-

Beratung für Unternehmen bietet die Klimaschutzagentur Region Hannover an. Die 

Verbraucherzentrale Hannover bietet auch für Hausbesitzende eine Vor-Ort-Bera-

tung gegen einen Eigenanteil von 40 € an. 

Ergänzend zu diesen Angeboten sollte die Verwaltung Sprechstunden mit Energie-

berater*innen anbieten. Bspw. könnte zweimal im Monat eine Beratung im Bürger-

büro stattfinden, die den Einstieg in die Energieberatung erleichtern soll und kon-

krete Sanierungsmaßnahmen passend zum Gebäude behandelt. Dazu wird eine enge 

Zusammenarbeit mit den regionalen Energieberater*innen angestrebt. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Suche nach mitwirkenden Energieberater*innen  

 

Klimaschutzmanagement 

 Beauftragung Energieberater*in und Vorbereitung der 

Kampagne 

Klimaschutzmanagement 

 Durchführung der Energieberatung und Etablierung des 

Beratungsangebotes 

Energieberater*innen 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Ausgaben für Energieberatungen belaufen sich auf etwa 100-150 € pro Stunde, 

schätzungsweise 5.000 € pro Jahr. Ein Großteil der Energieberatungen kann ggf. 

über Fördermittel finanziert werden. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 10-20 AT für die Organisation der Beratung sowie 

die Koordination und Kommunikation zwischen Energieberater*in und Bürger*innen. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist einfach umsetzbar, sofern Energieberater*innen für eine Koope-

ration gewonnen werden können. 

Wirtschaftlichkeit Ein Beratungsangebot ist zwar aufwendig, jedoch erzielt es einen hohen Nutzen. 

Dadurch, dass der größte Anteil der Ausgaben durch eine Drittmittelfinanzierung ge-

sichert ist, ist die Maßnahme wirtschaftlich. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Erstenergieberatungen bieten das Potenzial, mehr Bürger*innen für das Thema 

„Energetische Sanierung“ zu begeistern. Die Umsetzung von Vorschlägen der Bera-

tung kann zu erheblichen Emissionssenkungen führen. Anschließende Sanierungs-

maßnahmen sind außerdem wahrscheinlicher, da bereits ein Kontakt mit Energiebe-

rater*innen vorliegt. 

Endenergieeinsparung Die Endenergieeinsparung ist abhängig von den konkreten Sanierungsmaßnahmen 

der privaten Eigentümer*innen. 



 

 

Energetischer und städtebaulicher Maßnahmenkatalog und Umsetzungsplan 

162 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Wenn durch die Beratungen vermehrt Sanierungen, PV-Installationen oder ein 

Wechsel der Heizungstechnologie erfolgen, werden Aufträge für das lokale Hand-

werk geschaffen. Die Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen kann deutlich reduziert 

werden. 

Reichweite ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, Energieberater*innen, Verwaltung 

Priorisierung      
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Aufbau einer ehrenamtlichen Beratungsstruktur 
 

Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung 
Die Maßnahme richtet sich an engagierte Bürger*innen, die sich – in der Regel auf 

Basis einer Umsetzung beim eigenen Gebäude – Wissen zu PV (ggf. auch Heizungs-

tausch oder Gebäudedämmung) aneignen und dieses ehrenamtlich weitergeben wol-

len. Ziel ist der Aufbau einer ehrenamtlichen Beratungsstruktur, die Bürger*innen 

bei der energetischen Sanierung ihrer Gebäude unterstützt. Die vom Verein Metro-

polSolar e.V. initiierte BürgerSolarBeratung ist ein Beispiel für eine Struktur, die in-

dividuelle Beratung bietet, um den Zugang zu Fachwissen zu erleichtern und Hemm-

schwellen für professionelle Dienstleistungen abzubauen. Entsprechende Schulun-

gen sind bereits in zahlreichen deutschen Kommunen durchgeführt worden. 

Zur Umsetzung ist eine enge Zusammenarbeit mit einer Organisation erforderlich, 

die entsprechende Schulungen anbietet. Die Maßnahme umfasst die öffentliche Wer-

bung für die Teilnahme, Informationsveranstaltungen zur Einführung und umfas-

sende Schulungen, sowohl theoretisch als auch praktisch. Die regelmäßigen Treffen 

der Ehrenamtlichen stärken den Zusammenhalt und sichern die Qualität der Bera-

tung. 

Erfahrungen aus anderen Kommunen zeigen, dass solche ehrenamtlichen Struktu-

ren effektiv sind und zur Energiewende beitragen, indem sie bürgerschaftliches En-

gagement fördern und den Zugang zu wichtigen Informationen erleichtern. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Aufruf in der Bevölkerung, Bildung eines Teams, Schu-

lung der Bürger*innen 

Klimaschutzmanagement 

Dienstleister/Verein 

 Durchführung Engagierte Bürger*innen 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Schulungskosten sind im vierstelligen Bereich einzuschätzen. Ab der Etablierung 

einer ehrenamtlichen Struktur fallen keine Kosten mehr für die Kommune an. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand wird auf maximal 5 AT geschätzt. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist einfach umsetzbar, sofern ausreichend Ehrenamtliche für die Um-

setzung gewonnen werden können. 

Wirtschaftlichkeit Da nur Kosten für die Schulung anfallen und keine weiteren Ausgaben erforderlich 

sind, ist von einer Wirtschaftlichkeit der Maßnahme auszugehen. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Die Etablierung einer BürgerSolarBeratung oder einer vergleichbaren ehrenamtli-

chen Struktur würde dazu beitragen, dass Solaranlagen installiert werden, die sonst 

möglicherweise nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt realisiert würden. Dadurch 

hat diese Aktivität eine hohe Klimaschutzwirkung. Die ehrenamtlichen Berater*innen 

spielen eine entscheidende Rolle bei der Förderung des PV-Ausbaus, der direkt zur 

Reduktion von Emissionen beiträgt 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der PV-Ausbau trägt unmittelbar zu Handwerksaufträgen, Betreibergewinnen und 

Steuermehreinnahmen bei. Durch den PV-Ausbau werden Energieimporte vermie-

den. 
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Reichweite ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen 

Priorisierung      
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Fortführung/Aktualisierung der Internetpräsenz 

 
Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung 
Um der breiten Öffentlichkeit alle Angebote zur energetischen Sanierung des Eigen-

heims sowie zur Klimaanpassung zugänglich machen zu können, sollte die Website 

für diesen Anlass weiterhin gepflegt werden. Informations-, Beratungs- und Beteili-

gungsmöglichkeiten zu Maßnahmen im Quartier sollten auf dieser Seite platziert 

werden. Eine weitere Möglichkeit ist es, eine Plattform für Best-Practices-Beispiele 

von Sanierungsmaßnahmen und Klimaanpassungsmaßnahmen privater Eigentü-

mer*innen aufzubauen und zu integrieren. Dies kann den Nachahmungseffekt für ei-

gene Sanierungen erhöhen. Ggf. könnten Kontaktdaten hinterlegt werden, damit 

Bürger*innen mit den Eigentümer*innen Kontakt aufnehmen und sich das Best-

Practice-Beispiel vor Ort anschauen können. Der Stand zu einzelnen Maßnahmen 

und möglichen Beteiligungsangeboten muss laufend aktualisiert und auf der Website 

veröffentlicht werden. Die Website soll eine zentrale Anlaufstelle für Bürger*innen 

und Unternehmen bleiben. Die Fortführung der Internetpräsenz nach Abschluss des 

Quartierskonzepts signalisiert, dass die Maßnahmenumsetzung ernst genommen 

und verfolgt wird. Ein sichtbarer Fortschritt kann zudem dafür sorgen, dass Bür-

ger*innen privat motiviert bleiben. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Aktualisierung der Website zu allen Angeboten zum 

Thema „Energetische Sanierung“ und „Klimaanpas-

sung“ 

Verwaltung 

 Sammlung von Publikationen und Einbindung in die 

Website, Aufbau einer Plattform für Best-Practice-Bei-

spiele 

Verwaltung 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Es entstehen neben den Personalkosten keine zusätzlichen Ausgaben. 

Personalaufwand ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 20-30 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich umsetzbar, da keine zusätzlichen fi-

nanziellen Mittel aufgewendet werden müssen. 

Wirtschaftlichkeit Da nur Personalkosten anfallen und keine weiteren Ausgaben erforderlich sind, ist 

von einer Wirtschaftlichkeit der Maßnahme auszugehen. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Durch die Aktualisierung der städtischen Homepage kann die gesamte Bevölkerung 

erreicht werden. Es kann die Akzeptanz des Gesamtprojektes sowie deren Maßnah-

men durch größtmögliche Transparenz steigern. Durch Best-Practice-Beispiele und 

Publikationen werden die Eigentümer*innen animiert, selbst kleinere bis größere 

Sanierungsmaßnahmen an ihrem Objekt durchzuführen.  

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Wenn aufgrund der verbesserten Informationslage bzw. des Nachahmungseffektes 

vermehrt Sanierungen, PV-Installationen oder ein Wechsel der Heizungstechnologie 

erfolgen, werden Aufträge für das lokale Handwerk geschaffen. Die Abhängigkeit von 

fossilen Rohstoffen kann deutlich reduziert werden. 
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Reichweite ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen 

Priorisierung      
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Energiesparmodelle an Schulen und Kitas  

 
Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung 
Ziel ist es, Energiekosten in den Einrichtungen zu senken, sowohl durch eine ener-

getische Gebäudebegehung als auch durch begleitende umweltpädagogische Pro-

jekte wie Workshops, Exkursionen, Bau von Hochbeeten etc. Kinder, Erzieher*innen, 

Lehrer*innen und weitere Mitarbeitende an Kitas und Schulen sollen (spielerisch) 

erlernen, wie Energie gespart und das Klima geschützt werden kann. Ein Prämien-

modell honoriert die Bemühungen der Einrichtungen und eingesparte Gelder oder 

Aktivitätsprämien kommen den Einrichtungen wieder zugute. Dies motiviert zur ak-

tiven Teilnahme am Energiesparmodell und zur Umsetzung von Klimaschutzmaß-

nahmen. Für die vierjährige Durchführung gibt es eine 90-prozentige Bundesförde-

rung für finanzschwache Kommunen. 

Die Förderung kann entweder genutzt werden, um Personal bei der Kommune für 

die Durchführung einzustellen oder um einen externen Dienstleister mit der Umset-

zung zu beauftragen.  

Es wird eine flächendeckende Durchführung des Projektes, auch für nicht kommunal 

getragene Kitas und Schulen, empfohlen. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Vorgespräche mit Einrichtungen ggf. Unterstützung ei-

nes externen Dienstleisters anfragen/ Einstellung der 

erforderlichen Mittel im Haushalt 

Verwaltung 

Schule/Kita 

Externer Dienstleister 

 Einreichung der Beantragung, Erhalt des Zuwendungs-

bescheids, ggf. Ausschreibung des Projekts 

Verwaltung 

Schule/Kita 

Externer Dienstleister 

 Realisierung des Projektes Energiesparmodelle in 

Schulen und Kitas 

Externer Dienstleister 

Schule/Kita 

Ausgaben ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben belaufen sich auf 30.000-40.000 € über die 4 Projektjahre, je nachdem 

wie viele Einrichtungen für die Teilnahme gewonnen werden. Die Kosten setzen sich 

zusammen aus Konzeptentwicklung, energetischer Gebäudebegehung, Energiecon-

trolling, Durchführung von Workshops und Informationsveranstaltungen, Sachaus-

gaben in der Pädagogik oder Öffentlichkeitsarbeit sowie den geringinvestiven Maß-

nahmen (Türschließer, Thermostatventile Wassersparaufsätze). Die eingesparten 

Energiekosten sollen anteilig an die Einrichtungen zurückgegeben werden (z. B. 

i. H .v. 50 % als Energiesparerfolgs- oder Aktivitätsprämien).  

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand wird auf weniger als 10 AT im Jahr geschätzt, wenn ein exter-

ner Dienstleister beauftragt wird und der Verwaltung nur eine koordinative Rolle zu-

kommt. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist technisch und wirtschaftlich umsetzbar, wenn möglichst viele Ein-

richtungen zur Teilnahme motiviert werden können. 

Wirtschaftlichkeit Da nur Personalkosten anfallen und der Eigenanteil der Kommune nur 10 % beträgt, 

ist von einer Wirtschaftlichkeit der Maßnahme auszugehen. 

Förderung Das Bundesministerium fördert die Maßnahme im Rahmen der Kommunalrichtlinie 

(Strategische Klimaschutzmaßnahme 4.1.4 Energiesparmodelle) mit 70 %, bei fi-

nanzschwachen Kommunen mit 90 %, der förderfähigen Gesamtausgaben. 

Klimaschutz  ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 
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Neben der unmittelbaren Senkung des Energieverbrauchs zielt das Projekt vor allem 

auf die dauerhafte und nachhaltige Veränderung von Verhaltensweisen ab, was wie-

derum zur Emissionsminderung führt. Die Maßnahme richtet sich an Kinder und Ju-

gendliche, die insbesondere für klimafreundliches Handeln in der Zukunft relevant 

sein wird sowie an Mitarbeitende in den Bildungseinrichtungen. 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Werden lokale Unternehmen für einzelne Maßnahmen beauftragt (Energieeinspar-

maßnahmen), kann lokale Wertschöpfung geschaffen werden. Die eingesparten 

Energiekosten wirken sich positiv auf das Budget von Kommune und Bildungsein-

richtungen aus und können anderweitig lokal verausgabt werden. 

Reichweite ☐ niedrig ☐ mittel ☒ hoch 

Zielgruppe Verwaltung, Schulen/Kitas 

Priorisierung      
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Informationsbroschüren/Newsletter  
 

Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung 
Ziel dieser Maßnahme ist es, die Bevölkerung regelmäßig und zielgerichtet über 

wichtige Themen zu informieren. Durch die Verteilung von Informationsbroschüren 

und den Versand eines Newsletters sollen Bewusstsein geschaffen, Wissen vermit-

telt und die Beteiligung an nachhaltigen Initiativen gefördert werden. Informations-

broschüren und Newsletter dienen der niedrigschwelligen Öffentlichkeitsarbeit und 

dienen der Verbesserung der Informationslage sowie der Förderung eines gemein-

schaftlichen Ansatzes bei Klimaschutzmaßnahmen. Außerdem können umwelt-/kli-

mafreundliche Alltagstipps vermittelt werden. Thematische Inhalte der Informati-

onsbroschüren und Newsletter können sein: 

• Energetische Sanierungsmaßnahmen 

• Heizungstechnologien 

• Energieeffizienz und Energiespartipps 

• Klimaanpassungsmaßnahmen  

• Insektenfreundliches Pflanzen/Gärtnern 

• Nachhaltige Mobilität  

• Lokale (Umwelt-)Projekte  

• Fördermittel 

Darüber hinaus kann der regelmäßige Versand eines Newsletters alle Quartiersbe-

wohner*innen über geplante Projekte und deren Fortschritte sowie Veranstaltungen 

informieren. Broschüren können unter anderem im Rathaus und Geschäften ausge-

legt, auf der Homepage veröffentlicht und bei Marktständen ausgegeben werden. Die 

Broschüren sollen Bürger*innen niedrigschwellig helfen, sich mit komplizierten 

Sachverhalten besser zurechtzufinden. Auf der Broschüre soll klar erkennbar sein, 

wo sich weiterführende Informationen, z. B. Energieberatungen, einholen lassen. 

Laufzeit ☒ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Festlegung der Themen für Broschüren/Newsletter Verwaltung 

 Design und Anfertigung der Broschüren/des Newslet-

ters 

Verwaltung 

Externe Dienstleister 

 Verteilung der Broschüre Verwaltung 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Je nach Auflage entstehen unterschiedliche Kosten für den Druck der Broschüre, 

ca. 10.000 €. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 10-15 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist einfach umsetzbar, da die Verantwortlichen sowie Ressourcen in-

nerhalb der kommunalen Verwaltung und mit lokalen Partnern gut koordiniert wer-

den können. 

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahme ist wirtschaftlich, da mit vergleichsweise geringen Kosten und der 

Nutzung digitaler Kanäle (E-Mail-Newsletter, Homepage) zu einem nachhaltigen 

Verhalten der Bevölkerung beitragen.  

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 
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Die Klimaschutzwirkung entfaltet sich indirekt, indem die Bürger*innen durch die 

Informationen ein höheres Bewusstsein für Umwelt-/Klimaschutz entwickeln und 

sich stärker an nachhaltigen Projekten beteiligen. 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Eine lokale Wertschöpfung entsteht durch die Beauftragung lokaler Dienstleister, 

wie Druckereien. 

Reichweite ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, Vereine, lokale Akteur*innen  

Priorisierung      
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Stromsparen in privaten Haushalten 
 

Information, Beratung & Öffentlichkeitsarbeit 

 

 

Beschreibung 
In privaten Haushalten existieren oft Geräte, die einen enormen Stromverbrauch auf-

weisen, ohne dass die Nutzer*innen darüber informiert sind. Denkbar wäre, Strom-

sparkoffer anzuschaffen, die sich Interessierte bei der Kommune ausleihen und mit 

deren Hilfe den Stromverbrauch ihrer Geräte prüfen können. Auch für Veranstaltun-

gen könnte der Stromsparkoffer zur Verfügung gestellt werden.  

Für einkommensschwache Haushalte gibt es das kostenlose Angebot des Strom-

spar-Checks. Es ist ein gemeinsames Angebot des Deutschen Caritasverbandes e. V. 

und des Bundesverbandes der Energie- und Klimaschutzagenturen Deutschlands 

(eaD) e. V. In der Region Hannover setzt es die AWO Region Hannover gemeinsam mit 

der Klimaschutzagentur Region Hannover um. Das Angebot könnte aktiver beworben 

werden. Denkbar wäre es, ein ähnliches Angebot auch für Haushalte anzubieten, die 

über der Einkommensgrenze liegen, z. B. in Kooperation mit Wohnungsbaugesell-

schaften. Ein solches Projekt gibt es bspw. in Bremen mit der GEWOBA und der Kli-

maschutzagentur energiekonsens. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Anschaffung eines Stromsparkoffers und öffentlich be-

werben 

Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

 Ausleihsystem einrichten  Verwaltung 

 Kooperation mit lokalen Partnern (z. B. Verbraucher-

zentrale) 

Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Ggf. lokale Partner 

 Aktive Bewerbung bestehender Angebote Verwaltung 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben sind gering und umfassen hauptsächlich die einmalige Anschaffung 

der Stromsparkoffer sowie geringe Kosten für Öffentlichkeitsarbeit. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beträgt ca. 5-10 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme erfordert geringen Zeitaufwand und ist einfach umsetzbar. 

Wirtschaftlichkeit Da nur geringe Kosten für den Stromsparkoffer und die Bewerbung anfallen, ist von 

einer Wirtschaftlichkeit der Maßnahme auszugehen. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Klimaschutzwirkung entfaltet sich indirekt, indem die Bürger*innen durch die 

Benutzung des Stromsparkoffers sowie durch die Annahme der Stromspar- und Kli-

matipps hohe Energieverbräuche identifizieren und „stromfressende“ Geräte durch 

neue und verbrauchsärmere Geräte ersetzen. 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Wertschöpfungseffekte ergeben sich indirekt, wenn Geräte lokal gekauft werden. 

Reichweite ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen 

Priorisierung      
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10.1.6 Nachhaltiger Konsum 

 

Kampagne klimaschonende Ernährung  
 
Nachhaltiger Konsum 

 

 

Beschreibung 
Eine gute Möglichkeit, nachhaltigen Konsum zu fördern und dabei das Klima zu scho-

nen, ist es, einen bewussten Umgang mit Lebensmitteln zu schaffen und über den 

Einfluss der Ernährungsweise auf das Klima zu informieren. Da das persönliche Kon-

sumverhalten in Bezug auf die Ernährung ein sensibles Thema ist, sind Aufklärungs-

kampagnen ratsam. Eine klimaschonende Ernährung umfasst die Reduktion tieri-

scher Produkte und eine Umstellung auf biologische, regionale, aber auch saisonale 

Lebensmittel. Da ein pflanzliches Produkt weniger Wasser in der Herstellung benö-

tigt als ein tierisches, hat die Reduktion tierischer Produkte auch einen positiven Ein-

fluss auf den Wasser- und Ressourcenhaushalt und damit einhergehend auf das 

Klima. Eine Hilfestellung zur ausgewogenen Ernährung, die gleichzeitig das Klima 

schont, bietet die „Planetary Health Diet“ bzw. der „Planetare Speiseplan“. Da der 

Planet mit steigendem Bevölkerungswachstum aus ökologischer Sicht irgendwann 

an seine Belastungsgrenze stoßen wird, wurde ein gesunder und nachhaltiger Spei-

seplan entwickelt, der die Umwelt- und Klimabelastungen möglichst geringhält und 

eine gesundheitsfördernde wie ressourcenschonende Ernährung gewährleistet. Um 

das Potenzial aller Lebensmittel voll auszunutzen, sollten Lebensmittelabfälle ver-

mieden werden. Informationskampagnen oder die Bereitstellung von Informationen 

zum nachhaltigen Umgang mit Lebensmitteln, bspw. zur richtigen Lagerung und 

Kühlung, auf Flyern oder der städtischen Homepage können Anlaufstellen sein.  

Zudem sollten digitale Angebote beworben werden. Die „Zu gut für die Tonne!“-App 

(zugutfuerdietonne.de) bietet einfache Rezepte, mit denen sich Reste verwerten und 

Lebensmittel retten lassen.78 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Erstellung von Informationsmaterial zur klimaschonen-

den, nachhaltigen Ernährung sowie zur Vermeidung von 

Lebensmittelverschwendung 

Verwaltung, ggf. Klima-

schutzmanagement 

Organisation einer Kampagne Verwaltung, ggf. Klima-

schutzmanagement 

 Durchführung der Kampagne Verwaltung, ehrenamtli-

che Bürger*innen 

 Bereitstellung von Informationen über die Internetseite Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Kosten für die Bewerbung der Kampagne belaufen sich auf maximal 1.000 €. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Es ist mit einem Personalaufwand von ca. 10 AT zu rechnen. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist gut machbar, da sie auf bewährten Kommunikationsformaten ba-

siert und mit überschaubarem Ressourceneinsatz umgesetzt werden kann. 

 
78 Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (2025) 

https://www.zugutfuerdietonne.de/


 

 

Energetischer und städtebaulicher Maßnahmenkatalog und Umsetzungsplan 

173 

Wirtschaftlichkeit Aufgrund der geringen Kosten für die Kampagne ist von einer Wirtschaftlichkeit aus-

zugehen, wenn ausreichend Bürger*innen daraufhin ihren Umgang mit Lebensmit-

teln überdenken. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Auswahl der Lebensmittel hat einen erheblichen Einfluss auf die CO2-Bilanz des 

individuellen Konsums und den Umgang mit natürlichen Ressourcen. Eine Umstel-

lung der Ernährung bewirkt die Reduktion von THG. 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Lokale Wertschöpfungseffekte ergeben sich durch den Kauf lokaler/regionaler Le-

bensmittel. 

Zielgruppe Bürger*innen 

Priorisierung      
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Zero-Waste-Kampagne  
 

Nachhaltiger Konsum 

 

 

Beschreibung 
Müllvermeidung ist das oberste Ziel der abfallwirtschaftlichen Planung. Zur Abfall-

reduktion bieten sich verschiedene Maßnahmen an, eine gute Ansprechperson hier-

für ist die Initiative „Zero Waste“. Es besteht die Möglichkeit, sich mit einem Konzept-

papier als „Zero-Waste-Stadt“ auszeichnen zu lassen, was ein öffentlichkeitswirksa-

mes Zeichen gegen übermäßigen Ressourcenverbrauch und hin zu einer abfallfreie-

ren Kreislaufwirtschaft darstellt. Einzelne Maßnahmen hierbei können sein: 

• Plastikfreie Bildungseinrichtungen 

• Marktstand zum Thema Plastikvermeidung oder auch bewusstem 

Konsum mit Produktbeispielen  

• Bewerbung von digitalen Angeboten wie Too-Good-To-Go-App 

• Foodsharing 

Bürger*innen können helfen, auf weitere Angebote/Aktionen aufmerksam zu ma-

chen. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Klärung des Interesses an einer Zero-Waste-Zertifizie-

rung der Stadt 

Verwaltung 

Klimaschutzmanagement 

Strategieentwicklung von Seiten der Verwaltung Verwaltung 

 Werbekampagne für die Beteiligung der Bürger*innen, 

Umsetzung von Abfallvermeidungsmaßnahmen im 

Kommunalbetrieb,  

Ansprache des Gewerbes auf Abfallvermeidungspoten-

ziale 

Verwaltung 

Unternehmen 

Bürger*innen 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben für Material belaufen sich auf maximal 5.000 €. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand beläuft sich auf ca. 5-8 AT. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist umsetzbar, sofern Interessierte dafür gefunden werden. 

Wirtschaftlichkeit Die Wirtschaftlichkeit für Einzelpersonen, die an der Aktion teilnehmen, ist in der Re-

gel gegeben. Die Wirtschaftlichkeit der Kampagne selbst ist nicht zu berechnen. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☐ indirekt     |     ☐ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Wertschöpfungseffekte können nicht ermittelt werden. 

Zielgruppe Verwaltung, Bürger*innen, Kita  

Priorisierung      
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Persönlicher Konsum-Check 
 
Nachhaltiger Konsum 

 

 

Beschreibung 
Unser persönlicher Konsum beeinflusst den Klimaschutz direkt und indirekt in gro-

ßem Maße. Im Rahmen der Aufklärungskampagne sollen die Zusammenhänge zwi-

schen dem persönlichen Konsumverhalten und dem Klimaschutz dargestellt und ei-

gene Einflussmöglichkeiten aufgezeigt werden. Dazu wird ein „persönlicher Kon-

sum-Check“ angeboten. Es bietet sich an, hierfür unter anderem den CO2-Rechner 

des Umweltbundesamtes zur Identifizierung des persönlichen ökologischen Fußab-

drucks zu verwenden (uba.co2-rechner.de).79 Außerdem kann ein Flyer mit nützli-

chen Informationen, z. B. Reduktion des hohen Energie-, Wasser- und Plastikver-

brauchs, etc. erstellt werden. Eine Mischung aus digitalen Angeboten (Verlinkung des 

Rechners auf der städtischen Homepage und Vor-Ort-Aktionen (Marktstand, Work-

shop, Flyer etc.) wird als sinnvoll erachtet. 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☐ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☒ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Planung der Aufklärungskampagne, Ansprechen mögli-

cher Kooperationspartner 

Verwaltung 

Je nach Ausgestaltung: Durchführung der Kampagne Verwaltung 

evtl. Kooperationspartner 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Für die Kampagne fallen Personal- sowie Sachkosten an. Eine einwöchige Kampagne 

mit einem Stand auf dem Wochenmarkt und einer Informationsveranstaltung kann 

auf 1.500 € zzgl. der Personalkosten des Klimaschutzmanagements geschätzt wer-

den. Die Erstellung eines Flyers mit 2.000 Stück Auflage kann auf ca. 2.000 € ge-

schätzt werden. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand wird auf ca. 10 AT geschätzt. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist einfach umsetzbar, wenn Bürger*innen durch die Bewerbung auf 

den persönlichen Konsumcheck aufmerksam werden.  

Wirtschaftlichkeit - 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Durch die Öffentlichkeitsarbeit wird das Konsumverhalten und Bewusstsein der Bür-

ger*innen beeinflusst, was indirekt kleine aber auch große Effekte (Kauf eines Autos 

etc.) haben kann. Die Maßnahme soll durch aktive Ansprache auch anfänglich weni-

ger interessierte Bürger*innen erreichen. 

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen 

Priorisierung      

  

 
79 Umweltbundesamt (2025) 

https://uba.co2-rechner.de/de_DE/
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Organisatorische Unterstützung für Initiativen zum ökologi-

schen Konsum 
 
Nachhaltiger Konsum 

 

 

Beschreibung 
Viele Produkte landen in der Mülltonne, anstatt weiter- oder wiederverwendet zu 

werden. Initiativen und Einrichtungen, die dem entgegenwirken, sollten von der Kom-

mune mehr unterstützt und besser dargestellt werden. Dies kann durch eine Infor-

mationskampagne geschehen (Plakate, Flyer, soziale Medien, Presse, etc.). Zudem 

können Aktionen durchgeführt werden, um ein verstärktes Umweltbewusstsein her-

vorzurufen: 

1) Regionale, faire und Bio-Produkte im Einzelhandel fördern  

Es werden Möglichkeiten geprüft, um Supermärkte und Landwirt*innen 

zu vernetzen. 

2) Örtliche Landwirt*innen stärken 

Die bestehende Direktvermarktung (Hofläden, -märkte, Eierschränke) 

unterstützen und Vernetzung stärken 

3) Unverpackt-Möglichkeiten 

Zusätzlich können Supermärkte eine Unverpackt-Ecke im Laden anbie-

ten.  

4) Urban Gardening stärken 

Vereine können nach Vereinbarung auf öffentlichen Flächen Obst und 

Gemüse anbauen. 

5) Pfandsystem für Mehrwegbecher und Außer-Haus-Gastronomie  

Seit dem 01.01.2023 sind gastronomische Betriebe dazu verpflichtet, 

Take-Away-Essen auch in Mehrwegverpackungen anzubieten. Die Ak-

zeptanz von Mehrwegsystemen würde erhöht, wenn es ein einheitliches 

System in Laatzen gäbe. 

Beispiele für Mehrwegbecher-Pfandsysteme: https://hannoccino.de/, 

https://recup.de/, https://www.fair-cup.de/  

6) Wirtschaftsförderung für nachhaltig agierende Geschäfte  

Nachhaltig agierende Geschäfte bringen die Idee zum nachhaltigen 

Konsum in die Lebenswelten der Menschen. Nach Möglichkeit sollen 

diese Geschäfte für die Nutzung von Leerständen speziell beworben 

werden. 

7) Klimaneutraler Einkaufsführer  

Eine digitale und Printkarte mit nachhaltigen Einkaufsmöglichkeiten 

vor Ort wird zur Verfügung gestellt. 

8) CO2-Label und weitere Sensibilisierungsmaßnahmen in öffentlichen 

Kantinen 

Der ökologische Fußabdruck soll in öffentlichen Kantinen ausgelegt 

und regionale Produkte in den Menüs der Kantinen gekennzeichnet 

werden. Diese dauerhaften Maßnahmen sollen durch weitere Sensibi-

lisierungsmaßnahmen, Aktionstage etc. ergänzt werden. Firmenkanti-

nen sollen soweit möglich eingebunden bzw. zur Beteiligung angeregt 

werden. 

9) Förderung klimaschonender Ernährung 

Aufklärung zur Reduktion des eigenen Konsums von tierischen Produk-

ten. 



 

 

Energetischer und städtebaulicher Maßnahmenkatalog und Umsetzungsplan 

177 

Laufzeit ☐ kurzfristig (< 1 Jahr) ☒ mittelfristig (1 – 3 Jahre) ☐ langfristig (> 3 Jahre) 

Handlungsschritte & 

Verantwortliche 

Vorgespräche mit Kooperationspartner Verwaltung 

Organisatorische Unterstützung der einzelnen Aktivitä-

ten 

Verwaltung 

evtl. Kooperationspartner 

Ausgaben ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Ausgaben belaufen sich auf maximal 15.000 €. 

Personalaufwand ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Der Personalaufwand wird auf ca. 10 AT geschätzt. 

Machbarkeit Die Maßnahme ist gut umsetzbar, da sie mit geringem finanziellem Aufwand und mi-

nimalem Zeitbedarf realisiert werden kann 

Wirtschaftlichkeit Die Maßnahmen zur Unterstützung des ökologischen Konsums können langfristig 

wirtschaftlich vorteilhaft sein, indem sie nachhaltige Geschäfte fördern, Umweltkos-

ten senken und das Bewusstsein für umweltfreundliches Verhalten stärken. 

Förderung - 

Klimaschutz  ☐ direkt ☒ indirekt     |     ☐ niedrig ☒ mittel ☐ hoch 

Die Maßnahme fördert durch gezielte Unterstützung von Initiativen zum ökologischen 

Konsum nachhaltiges Verhalten und trägt somit zur Reduktion von THG-Emissionen 

bei.  

Endenergieeinsparung - 

Lokale Wertschöpfung ☒ direkt ☐ indirekt     |     ☒ niedrig ☐ mittel ☐ hoch 

Die Maßnahmen können die lokale Wertschöpfung direkt und indirekt steigern, in-

dem sie regionale Produkte, nachhaltige Geschäfte und urbanes Gärtnern fördern. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen/Gastronomie 

Priorisierung      

  



 

 

Energetischer und städtebaulicher Maßnahmenkatalog und Umsetzungsplan 

178 

10.2 Projektmanagementplan 

 
Abbildung 10.1: Projektmanagementplan 

  

K. Nr. Titel der Maßnahme

A 1
Einrichtung eines "Runden Tisches aktiver Akteure" und Nutzung der 

Synergieeffekte zwischen den Quartierskonzepten der Stadt
lang 0 € 20.000 € 10 15

A 2 Steuerungsgruppe (Wärmenetz) lang 0 € 20.000 € 15 20

A 3 Zielsetzung: 100 %-Regenerativ-Kommune lang 0 € 20.000 € 10 15

A 4 Prüfung Personalkapazitäten zur Umsetzung des IQK kurz 0 € 20.000 € k.A. k.A.

A 5 Monitoring und Controlling lang 0 € 20.000 € 30 40

A 6 Nachhaltigkeits-Checks (für Beschlussvorlagen) lang 10.000 € 70.000 € 48 48

B 1 Photovoltaik-Offensive für private Gebäude und Garagen mittel 12.000 € 12.000 € 15 20

B 2 Photovoltaik-Offensive für Gewerbe mittel 10.000 € 10.000 € 10 15

B 3 Mustersanierung eines Einfamilienhauses mittel 5.000 € 10.000 € 15 20

B 4 Sammelbestellungen von Materialien kurz 3.000 € 3.000 € 6 6

B 5 Realisierung von Wärmenetzen lang k.A. k.A. 20 40

B 6 Nutzung von Wärmepumpen mittel 10.000 € 10.000 € 15 20

B 7 Praxisworkshops "Gebäudesanierung" mittel k.A. k.A. 5 10

B 8 Heizungstauschbörse lang 5.000 € 5.000 € 15 20

C 1 Entsiegelung ausgewählter Flächen mittel 20.000 € 50.000 € 25 25

C 2 Umweltbildung an der Grundschule Rethen und Kitas mittel 0 € 20.000 € 10 15

C 3 Ganzheitliches Regenwassermanagement im Quartier mittel k.A. k.A. 10 10

C 4 Leitfaden klimawandelangepasstes Bauen/Sanieren kurz 10.000 € 10.000 € 20 30

C 5 Verschattungsmaßnahmen mittel k.A. k.A. 10 20

C 6 Naturnahe Garten- und Freiraumgestaltung mittel 10.000 € 30.000 € 20 30

C 7 Neue (klimaangepasste) Straßenbäume/Straßenbegleitgrün mittel 10.000 € 70.000 € 10 25

C 8 Dach- und Fassadenbegrünung mittel 5.000 € 80.000 € 15 15

C 9 Steigerung der Artenvielfalt lang 20.000 € 40.000 € 20 25

D 1 Ausbau und Steigerung der Attraktivität des ÖPNV mittel k.A. k.A. 10 15

D 2 Mobilitätsmanagement Grundschule Rethen lang 20.000 € 30.000 € 10 25

D 3
Stärkung des innerörtlichen Radverkehrs und Verzahnung mit 

Verkehrsentwicklungsplan der Stadt
lang k.A. k.A. 20 30

D 4 Umsetzung Radabstell- und Reparaturstation kurz 1.500 € 10.000 € 30 40

D 5 Umgestaltung des Straßenraums mittel 70.000 € 100.000 € 30 40

D 6 Förderung von Mitfahroptionen lang 7.000 € 500.000 € 20 20

D 7 Ausbau der E-Ladeinfrastruktur lang k.A. k.A. 10 10

D 8 Verbesserung Fußgängerüberwege mittel k.A. k.A. 40 80

E 1 Unterstützung bestehender Initiativen und Kommunikationskanäle lang 0 € 20.000 € 20 40

E 2 Durchführung einer Wärmenetz-Kampagne mittel 1.000 € 1.000 € 20 25

E 3 Fortführung/Aktualisierung der Internetpräsenz lang 0 € 20.000 € 20 30

E 4 Aufbau einer ehrenamtlichen Beratungsstruktur mittel 0 € 20.000 € 5 5

E 5 Einzelberatungen für Sanierungsinteressierte lang 5.000 € 5.000 € 10 20

E 6 Energiesparmodelle an Schulen und Kitas lang 30.000 € 40.000 € 10 10

E 7 Informationsbroschüren/Newsletter kurz 10.000 € 10.000 € 10 15

E 8 Stromsparen in privaten Haushalten mittel 0 € 20.000 € 5 10

F 1 Kampagne klimaschonende Ernährung mittel 1.000 € 1.000 € 10 10

F 2 Zero-Waste-Kampagne mittel 5.000 € 5.000 € 5 8

F 3 Persönlicher Konsum-Check lang 3.500 € 3.500 € 10 10

F 4 Organisatorische Unterstützung für Initiativen zum ökologischen Konsum mittel 15.000 € 15.000 € 10 10

Kosten Personalaufwand (AT)Laufzeit
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10.3 Arbeitsplan für die Konzeptumsetzung 

Die geplanten Maßnahmen sind unter Angabe von einem Zeithorizont dargestellt. Nähere Aus-

führungen hierzu, inklusive Verantwortlichkeiten und weiterer beteiligter Akteur*innen sowie 

einer Priorisierung der einzelnen Maßnahmen, sind in den entsprechenden Maßnahmenblät-

tern enthalten. Im Zeitplan (Abbildung 10.2) sind sowohl Maßnahmen enthalten, die nach ihrer 

Einführung durchgängig laufen, als auch Maßnahmen, die punktuell zum Einsatz kommen 

oder zwischenzeitlich abgeschlossen werden. Der Zeitraum des Zeitplans erstreckt sich über 

zehn Jahre. 
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Abbildung 10.2: Arbeitsplan
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10.4 Umsetzungshindernisse und Ansätze zu deren Überwindung 

Im Rahmen der Umsetzung von als kostengünstig und klimafreundlich errechneten Lösungen 

existieren eine Reihe technischer, wirtschaftlicher und akteursbezogener Hemmnisse. Be-

züglich der Umsetzung von Maßnahmen auf Einzelgebäudeebene, insbesondere PV, regene-

rativer Heiztechnik und Gebäudehüllensanierung, werden folgende Faktoren als zentrale 

Hemmnisse eingeschätzt: 

• Fehlende Informationen zur Wirtschaftlichkeit 

• Abschreckung durch hohe Anfangsinvestition 

• Scheuen des Aufwands für Planung, Finanzierung, Installation und Betrieb 

• Skepsis gegenüber der Wärmepumpentechnologie 

Auf die Überwindung der genannten Hindernisse zielen folgende im Maßnahmenkatalog be-

nannten Handlungsempfehlungen:  

• Hinsichtlich des PV-Ausbaus sind vielfältige Maßnahmen vorgesehen, die die genann-

ten Hemmnisse adressieren. Hierzu zählt z. B. die Ausweitung von Beratungs- und In-

formationsangeboten. 

• Informationsdefizite bezüglich einer wirtschaftlich-ökologischen Gebäudeoptimierung 

werden mithilfe von Maßnahmen zur Sensibilisierung der Bevölkerung für Klima-

schutz/Energiewende sowie durch eine Ausweitung des Beratungs- und Informations-

angebots adressiert. Darüber hinaus spielen Informationen für und über das Hand-

werk eine wichtige Rolle. Es ist von hoher Bedeutung, Bürger*innen stetig über alle 

Kanäle zu Neuigkeiten und Veränderungen zu informieren, insbesondere auch über 

aktuelle Projekte und den Umsetzungsstand bei kommunalen Maßnahmen. Regelmä-

ßige Veranstaltungen, Informationsmaterial und Kampagnen sorgen für mehr Akzep-

tanz in der Bürgerschaft. 

• Damit mangelnde personelle und finanzielle Kapazitäten der Stadt nicht zum Hemmnis 

für die Umsetzung der vorgenannten Punkte werden, sollte das Sanierungsmanage-

ment installiert werden. Somit ist die personelle Unterstützung vorhanden, die sich um 

die Umsetzung der Maßnahmen und die Kommunikation mit den Bürger*innen küm-

mert.  

• Besonders wichtig wird zukünftig auch die Mitwirkung der Bürgerschaft. Diese wurde 

während der Erarbeitung des Quartierskonzepts bei mehreren Beteiligungsformaten 

einbezogen und für das Thema sensibilisiert. 
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11 Kommunikationsstrategie und Controlling 

11.1 Kommunikationsstrategie 

Um das Quartierskonzept öffentlich zu kommunizieren, sind geeignete mediale Instrumente 

auszuwählen. Über die reine Information hinaus hat die Kommunikationsstrategie das Ziel, 

die Bürgerschaft zu sparsamem und klimafreundlichem Verhalten zu motivieren. Wenn die 

Maßnahmen des Quartierskonzepts umgesetzt werden, nimmt die Stadt Laatzen eine Vorbild-

rolle ein und kann sich in Informationskampagnen und Veranstaltungen glaubwürdig präsen-

tieren. 

Die Kommunikationsstrategie verfolgt folgende Ziele: 

• Bekanntmachung des Quartierskonzepts, der erarbeiteten Inhalte des Konzepts und 

des Umsetzungsstandes 

• Erreichen von möglichst vielen Personen 

• Sensibilisierung der Öffentlichkeit für Klimaschutz, Verkehrs- und Energiewende  

• Umdenken in der Bevölkerung 

• Nachhaltiges grünes Quartier: Vermittlung der Botschaft, dass die Stadt Laatzen ein-

schließlich Bürgerschaft, Vereinen, Gewerbe, Politik und Verwaltung Klimaschutz und 

Klimawandel ernst nehmen, notwendige Maßnahmen für eine nachhaltige Zukunft um-

setzen und dies gleichzeitig vielfältige Vorteile in Bezug auf die wirtschaftliche Ent-

wicklung und die Lebensqualität in der Stadt mitbringen kann 

Zielgruppe der Kommunikationsstrategie sind somit: 

• Privatpersonen (Eigentümer*innen, Mieter*innen) 

• Gewerbe 

• Verwaltung 

• Bildungseinrichtungen 

• Vereine 

• Kirchengemeinden 

Bereits während der Konzepterstellung wurden einige Maßnahmen zur Projektkommunika-

tion entwickelt und umgesetzt – Pressemitteilungen sowie öffentliche Veranstaltungen zur 

Beteiligung und Information aller relevanten Stakeholder. Diese Maßnahmen gilt es im Zuge 

der Konzeptumsetzung fortzusetzen und zu ergänzen. 

Alle Instrumente sollten in Kooperation mit der lokalen Presse und auf der städtischen Web-

seite angekündigt und nachbereitet sowie mit Plakaten im Projektdesign beworben werden. 
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Im Folgenden werden weitere Instrumente und Möglichkeiten dargestellt, die die Stadt Laat-

zen begleitend bei der Umsetzung der Maßnahmen nutzen sollte. Die Strategie setzt sich aus 

den Bereichen „Informieren“ und „Beteiligen“ und ihren Instrumenten zusammen (Abbildung 

11.1). 

 
Abbildung 11.1: Kommunikationsstrategie - Bereiche und Instrumente 

Nachfolgend werden die Instrumente erläutert und Beispiele gegeben. Durch die Instrumente 

im Bereich „Informieren“ soll Abstraktes greifbar gemacht werden. Der Klimawandel ist ein 

komplexer Prozess. Es ist nicht erforderlich, dass jede*r Einzelne die Details erklären kann. 

Viel wichtiger ist, dass die Folgen zum großen Teil auf unseren Lebensstil zurückzuführen 

sind, der sich aber nicht gänzlich ändern muss, um die Folgen zu mildern. Mit den Kommuni-

kationsmaßnahmen und positiven Begriffen sollen die Bürger*innen zu klimafreundlichen 

Verhalten motiviert werden, da die Verhaltensanpassungen einen Gewinn an Lebensqualität 

mit sich bringen können. Die Kommune sollte es sich zur Aufgabe machen, den Gewinn an 

Lebensqualität, Verhaltensalternativen und positive Beispiele (Best-Practice-Beispiele) zu 

kommunizieren. 

Mit den Instrumenten aus dem Bereich „Beteiligen“ kann insbesondere der Gemeinschafts-

gedanke gestärkt werden. Klimaschutz, Klimaanpassung sowie die Energie- und Mobilitäts-

wende werden besonders dann wirksam, wenn alle Beteiligten an einem gemeinsamen Ziel 

arbeiten und an einem Strang ziehen. Zusätzlich bieten die Instrumente dieses Bereichs Mög-

lichkeiten für besonders aktive Interessierte, sich für die Stadt und den Klimaschutz einzuset-

zen. Diese Bürgerinnen und Bürger können auch als Multiplikatoren dienen, um mehr Brei-

tenwirksamkeit zu erzielen. 
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11.1.1 Instrumente zur Information 

Flyer/Info-Material 

Beschreibung Flyer und Info-Material können das Quartierskonzept prä-

sentieren und sollten umgesetzte Maßnahmen veranschau-

lichen.  

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine, Schulen, Kitas 

 

Vorträge/Veranstaltungen/Aktionstage 

Beschreibung Die Kommune kann selbst Vorträge, Veranstaltungen oder 

Aktionstage zu den Themen Klimaschutz, Klimaanpassung, 

Energie- und Mobilitätswende abhalten. Zusätzlich sollten 

Vereine oder Expert*innen, eingeladen werden, um den Ver-

anstaltungen einen größeren Rahmen zu geben und um die 

Attraktivität zu erhöhen. In Betracht kommen hierfür auch 

z. B. Energieversorger, Ingenieur-, Architektur- und Pla-

nungsbüros, Energieberater*innen und Handwerksfirmen. 

Wenn möglich, sollten die Präsentationen und die Ergeb-

nisse der Bürgerschaft online zur Verfügung gestellt wer-

den. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine, Schulen, Kitas 

 

Kampagnen 

Beschreibung Eine Kampagne verfolgt ein klar definiertes Ziel. Dieses In-

strument könnte bspw. genutzt werden, um gezielt für PV-

Anlagen auf Privatdächern oder den Anschluss an ein mög-

liches Wärmenetz zu werben. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen 
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Ausstellungen 

Beschreibung Ausstellungen laden zum Verweilen, Experimentieren und 

Informieren ein. Für Schulen und Kitas kann es z. B. Mit-

mach-Ausstellungen geben, bei denen sich Kinder und Ju-

gendliche spielerisch mit den Themen Klima und Energie 

auseinandersetzen. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine, Schulen, Kitas 

 

Exkursionen 

Beschreibung Exkursionen können bspw. zu Nahwärmenetzen und Ener-

gieversorgern organisiert werden. Denkbar sind auch Spa-

ziergänge zu den Themen Artenvielfalt/Artensterben, Land-

wirtschaft im Wandel, Entwicklung des Waldes etc. Bei Ex-

kursionen und Spaziergängen kann anschaulich gezeigt 

werden, worüber gesprochen wird. Lokale Vereine können 

in die Planung einbezogen werden. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine, Schulen, Kitas 
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11.1.2 Instrumente zur Beteiligung 

Quartiersbeirat 

Beschreibung Beiräte haben eine beratende Funktion inne und geben Po-

litik und Verwaltung Anregungen und Empfehlungen. Der 

Quartiersbeirat sollte sowohl aus Expert*innen (z. B. aus 

Unternehmen oder Vereinen) als auch aus interessierten 

Bürger*innen bestehen, um ein höheres Maß an Neutralität 

zu gewähren. Der Beirat bündelt lokales Wissen und kann 

Empfindsamkeiten der Bevölkerung kommunizieren, Maß-

nahmen initiieren und bei Bedarf auch schlichtend auftre-

ten. Eine mögliche Abgrenzung der Aufgaben gegenüber der 

Steuerungsgruppe könnte darin bestehen, dass diese eher 

Entscheidungen vorbereitet, während der Quartiersbeirat 

stärker der Multiplikation in die Bürgerschaft dienen kann. 

Ggf. ist aber auch die Beschränkung auf ein Gremium sinn-

voller, dies ist abzuwägen. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine 

 

Arbeitsgemeinschaften 

Beschreibung Arbeitsgemeinschaften arbeiten an selbst gesteckten The-

men. Sie können helfen, lokales Wissen zu bündeln und bei 

der Umsetzung der Maßnahmen unterstützend wirken oder 

eigene Projekte angehen. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine, Energieversorger 

 

Energiegenossenschaften 

Beschreibung Energiegenossenschaften erhöhen die Akzeptanz der er-

neuerbaren Energien deutlich, da die Beteiligten finanziell 

profitieren und der NIMBY-Effekt („Not in my back yard“) ab-

geschwächt wird. Die demokratische Struktur von Genos-

senschaften verleiht den Anteilseigner*innen zusätzliche 

Steuerungsmöglichkeiten. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine 
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Befragungen 

Beschreibung Durch Befragungen zu bestimmten Themen kann eine er-

höhte Akzeptanz geschaffen werden, da die Meinung der 

Bürger*innen direkt miteinbezogen wird. Befragungen kön-

nen dabei helfen, alle Perspektiven und auch die Bedenken 

sichtbar zu machen. 

Zielgruppe Bürger*innen, Unternehmen, Vereine 
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11.2 Controlling 

Um zu prüfen, ob die hier empfohlenen Maßnahmen erfolgreich umgesetzt werden, zu verrin-

gerten Emissionen und Einsparungen führen und gesellschaftlich akzeptiert sind, sollte ein 

Controlling etabliert werden. Wichtig ist, dass es mit wenig Aufwand verbunden ist, damit die 

Kommune dazu selbst in der Lage ist. Um das Controlling sachgerecht und stetig durchzufüh-

ren, müssen klare Verantwortlichkeiten definiert werden. Ein Controlling ist außerdem erfor-

derlich, damit im Falle eines oder mehrerer Personalwechsel ausreichende Dokumentationen 

vorliegen. Das Controlling muss gegenüber der Bürgerschaft ausreichend kommuniziert wer-

den (siehe vorhergehender Abschnitt). Es wird vorgeschlagen, ein doppelt gestütztes Control-

ling aufzusetzen, das aus einer Beschlusskontrolle und einer Wirkungskontrolle besteht (Ab-

bildung 11.2). 

 

 
Abbildung 11.2: Zweistufiges Controlling80  

  

 
80 Eigene Darstellung, angelehnt an Gerhard Schwabe (2006), S. 697 
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11.2.1 Beschluss- und Umsetzungskontrolle 

Um festzustellen, welche Maßnahmen umgesetzt worden sind, sollte es ein einheitliches Er-

fassungssystem geben. In Abbildung 11.3 ist beispielhaft dargestellt, wie durchgeführte Maß-

nahmen dokumentiert werden können. Es sollte jährlich geprüft werden, welche und wie viele 

Maßnahmen umgesetzt worden sind und wie oft eine Wiederholung oder Verlängerung einiger 

Maßnahmen notwendig ist. Es sollte zusätzlich festgehalten werden, warum eine Maßnahme 

nicht umgesetzt werden konnte, um es ggf. einige Jahre später unter veränderten Rahmen-

bedingungen erneut zu versuchen. 

X-X: Maßnahme 

Handlungsfeld 
 

 

Umsetzungszeit-

raum 
 

  
Angaben zum Pro-

jekt 
  

   

Ausgaben [€] 

 

 

 

  

Wirkung [t CO2] 
 

 

  
Beteiligte  

  
Veranstaltung(en)  

  
Teilnehmeran-

zahl(en) 
 

 
 Eindruck der Teil-

nehmer*innen 
 

 
 Eindruck des Veran-

stalters  
 

 
 

Kritik  

Sonstiges  
Abbildung 11.3: Musterbogen Umsetzungskontrolle Maßnahmen  
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11.2.2  Wirkungskontrolle 

Die Wirkungskontrolle besteht aus der Fortschreibung der Energie- und CO2-Bilanz sowie ei-

ner Indikatoren-Analyse. Die für diesen Bericht erstellte Energie- und CO2-Bilanz bildet die 

Grundlage für eine Fortschreibung. Die Berechnungen sollten alle drei Jahre wiederholt und 

die Ergebnisse öffentlich kommuniziert werden, um nicht nur Rechenschaft abzulegen, son-

dern auch, um positive wie negative Entwicklungen zu dokumentieren. Auf dieser Basis kön-

nen sich die Bürgerschaft und weitere Akteur*innen zu Wort melden, um gemeinsam weitere 

Handlungsempfehlungen zu entwickeln. Durch die Kommunikation des Sachstandes wird zu-

dem das Engagement der Bürgerschaft im Rahmen der Erstellung und in der Umsetzungs-

phase des vorliegenden Quartierskonzepts gewürdigt. 

Darüber hinaus ist es für ein zielgerichtetes Monitoring zur lokalen Energiewende wichtig, 

geeignete Indikatoren festzulegen und deren Entwicklung regelmäßig zu überprüfen. Auch bei 

der Fortschreibung der Bilanzen sollten diese Indikatoren zu Rate gezogen werden, um eine 

gute Vergleichsmöglichkeit mit den landes- und bundesweiten Entwicklungen zu erzielen. Ta-

belle 11.1 stellt mögliche zentrale Indikatoren für die Kommune dar. 

Aus der Fortschreibung kann abgeleitet werden, an welchen Punkten nachgesteuert werden 

muss und welche sich als besonders geeignet erwiesen haben und so ggf. auch als Vorbild für 

andere Kommunen dienen können. 

  



 

 

Kommunikationsstrategie und Controlling 

191 

Tabelle 11.1: Indikatoren für das lokale Monitoring 

Teilbereich Indikatoren 

Erneuer-

bare Ener-

gien 

Anteil der erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch (in %) 

Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien (in kWh/a) 

Verhältnis zwischen lokaler EE-Stromproduktion und lokalem Stromver-

brauch (in %) 

Wärmeerzeugung aus erneuerbaren Energien (in kWh/a) 

Verhältnis zwischen lokaler EE-Wärmeproduktion und lokalem Wärmever-

brauch (in %) 

Effizienz 

und Ver-

brauch 

Endenergieverbrauch nach Sektoren (Strom, Wärme, Verkehr; in kWh/a) 

Endenergieeinsparung gegenüber dem Zeitpunkt der Konzepterstellung  

(in kWh/a und %) 

Entwicklung des Stromverbrauchs gegenüber dem Zeitpunkt der Konzep-

terstellung (in kWh/a und %), mit separater Ausweisung von zusätzlichen 

Stromverbräuchen durch den Ausbau von Wärmepumpen und Elektromo-

bilität 

Entwicklung des Wärmeverbrauchs gegenüber dem Zeitpunkt der Konzep-

terstellung (in kWh/a und %) 

Verkehr Anteil Elektroautos an allen Kfz im Quartier (in %) 

Verringerung des Verbrauchs fossiler Kraftstoffe durch Antriebswende hin 

zu Elektromobilität (in kWh/a und Litern/a) 

Emissionen THG-Emissionen gesamt und nach Sektoren (in t CO2eq/a) 

THG-Emissionen pro Kopf, gesamt und nach Sektoren (in t CO2eq pro Kopf 

und Jahr) 

Vermiedene THG-Emissionen durch Einsatz erneuerbarer Energien und 

Endenergieeinsparung im Quartier (in t CO2eq/a) 
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a Jahr (anno) 

AT Arbeitstage 

BAFA Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 

Basis-DLM Digitales Landschaftsmodell 

BEG Bundesförderung für effiziente Gebäude 

BfEE Bundesstelle für Energieeffizienz 

BHKW Blockheizkraftwerk 

BMV Bundesministerium für Verkehr 

BMWE Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

CO2 Kohlenstoffdioxid 

CO2e Kohlenstoffdioxid-Äquivalent 

DWD Deutscher Wetterdienst 

Ebd. ebenda 

EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz 

EFH Einfamilienhaus 

FFH Flora-Fauna-Habitat 

GALK Gartenamtsleiterkonferenz 

ggf. gegebenenfalls 

GHD Gewerbe, Handel, Dienstleistung 

GW Gigawatt 

GWh Gigawattstunde(n), 1 GWh entspricht 1 Mio. kWh 

JAZ Jahresarbeitszahl 

KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau 

kW Kilowatt 

kWh Kilowattstunde(n) 

KWP Kommunale Wärmeplanung 

LNVG Landesnahverkehrsgesellschaft Niedersachsen 

LoD2 3D-Gebäudemodell im Level of Detail 2 

m2 Quadratmeter 

MaStR Marktstammdatenregister 

MFH Mehrfamilienhaus 
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MIV Motorisierter Individualverkehr 

MW Megawatt 

NBank Investitions- und Förderbank Niedersachsen 

NBauO Niedersächsische Bauordnung 

NIKO Niedersächsisches Kompetenzzentrum Klimawandel 

NKlimaG Niedersächsisches Klimagesetz 

ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr 

Pkw Personenkraftwagen 

PV Photovoltaik 

RH Reihenhaus 

THG Treibhausgas 

WGK Wärmegestehungskosten 

WPG Wärmeplanungsgesetz 

ZEIS Zukunftsfähige Energieinfrastruktur 

ZFH Zweifamilienhaus 
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Erläuterung Fachbegriffe 

Fachbegriff Erläuterung 

Abwärme Wärme, die bei Prozessen als Nebenprodukt anfällt 

Baublock Zusammenfassung von Gebäuden innerhalb von Infrastrukturgrenzen 

(z. B. Straßen, Bahntrassen, Fließgewässer) 

Je Baublock wird die dominierende Wärmeversorgungsart ausgewiesen 

Dekarbonisie-

rung 

Umstieg von fossilen Brennstoffen auf kohlenstofffreie Energiequellen 

Gebäudetypo-

logie 

Zur Klassifizierung des Wohngebäudebestands nach energetischen Krite-

rien werden seit 1990 Gebäudetypologien durch das Institut für Wohnen 

und Umwelt (IWU) publiziert 

Hierbei werden Wohngebäude nach Baualter und Größe in Klassen mit 

ähnlichen Komponenten und Energiekennwerten eingeteilt. Modellge-

bäude repräsentieren typische Beispiele einer Klasse und stellen die er-

reichbaren Einsparungen dar 

Geothermie In Form von Wärme gespeicherte Energie unterhalb der Erdoberfläche 

Geothermie, 

oberflächen-

nah 

Anlagen zur Erdwärmenutzung bis in 400 m Tiefe 

Systeme zur Erdwärmegewinnung sind Sonden, Kollektoren, Brunnen oder 

thermisch aktivierte Gründungspfähle 

Jahresgrad-

zahlen 

Maß für den Heizbedarf eines Jahres, berechnet aus der Differenz zwi-

schen der durchschnittlichen Außentemperatur und einer festgelegten 

Raumtemperatur, um den Energieverbrauch für Heizung zu bewerten 

KWK-Anlage Hocheffiziente Anlage zur gleichzeitigen Erzeugung von Strom und Wärme 

Luft-Wärme-

pumpe 

Wärmepumpe, die die Umgebungsluft als Wärmequelle nutzt und dadurch 

vielfältig einsetzbar ist 

Prozesswärme Wärme, die zur Herstellung, Weiterverarbeitung oder Veredelung von Pro-

dukten verwendet wird 

Treibhausgas-

Emissionen 

Gase, die das Klima verändern: Neben Kohlendioxid zählen auch Methan, 

Lachgas und andere fluorierte Gase zur den Treibhausgasen 

Maßeinheit ist das Kohlendioxid-Äquivalent: Angabe der Klimawirksamkeit 

eines Treibhausgases im Vergleich zu Kohlendioxid 

Wärmebedarf Rechnerisch ermittelte Wärmemenge zum Heizen und zur Warmwasser-

bereitung sowie ggf. für gewerbliche Prozesswärme 

Die Kartendarstellungen zum Wärmebedarf sowie zur Wärmeliniendichte 

enthalten keine Prozesswärme 

Wärmegeste-

hungskosten 

Wärmegestehungskosten bezeichnen die durchschnittlichen jährlichen 

Kosten, die entstehen, um eine bestimmte Menge an nutzbarer Wärme zu 
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erzeugen. Sie umfassen alle relevanten Ausgaben über die gesamte Be-

triebsdauer, wie etwa Investitionskosten, Betrieb und Wartung, Brennstoff-

kosten sowie Finanzierungskosten. Sie dienen dazu, die Wirtschaftlichkeit 

verschiedener Wärmeerzeugungstechnologien zu vergleichen  

Wärmelinien-

dichte 

Wärmebedarfssumme aller einem Straßenabschnitt zugeordneten Ge-

bäude geteilt durch die Länge des Straßenabschnitts 

Kriterium für die Eignung von Wärmenetzen 
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